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(Beginn: 10.10 Uhr)

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich eröffne die Anhörung 
zur Fortschreibung des LEP. Ich möchte Sie zuerst 
um Verständnis und um Entschuldigung dafür bitten, 
dass wir 10 Minuten später als geplant anfangen. 
Der Ausschuss hatte zuvor noch die Änderung des 
Baukammerngesetzes zu beraten; das hat ein paar 
Minuten länger gedauert. Das Gesetz ist sehr dring-
lich und musste auf den Weg gebracht werden.

Ich begrüße ganz besonders die Expertinnen und 
Experten. Wir danken Ihnen dafür, dass Sie heute 
zu uns gekommen sind. Wir danken Ihnen auch für 
die geleistete Vorarbeit; wir haben eine Reihe 
schriftlicher Stellungnahmen bekommen. Sie inves-
tieren Zeit und Arbeit und nehmen Stress auf sich. 
Wir danken Ihnen dafür. Wir sagen auch zu, dass 
wir die Argumente, die Sie heute vorbringen, in den 
weiteren Beratungen gewichten werden.

Natürlich haben wir Politiker eine vorgefasste Mei-
nung zu den Themen. Wir gehen also nicht mit 
nichts in die Anhörung. Wir gehen aber auch nicht 
mit der Position hinein, dass nichts mehr geändert 
werden kann, sondern die Anhörung hat gerade den 
Sinn, die weitere Beratung der Rechtsverordnung zu 
bereichern.

Ich begrüße auch viele Besucher als Zuhörerinnen 
und Zuhörer. Wir danken Ihnen für Ihr Interesse. Sie 
sind vorbildliche Staatsbürger, da Sie den demokra-
tischen Prozess so intensiv verfolgen.

Ich möchte kurz den weiteren Ablauf der Beratungen 
zu dieser Fortschreibung des LEP skizzieren: Wir 
werden am 11. Mai im federführenden Ausschuss 
die erste Beratung zusammen mit dem in der 
Staatsregierung federführenden Staatsminister der 
Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat 
Dr. Markus Söder haben. Das wird in Form einer 
eher allgemeinen Aussprache erfolgen. Dann wer-
den wir in die Detailberatungen einsteigen, die nach 
meiner Einschätzung die Sitzungen im Juni bean-
spruchen werden, eventuell sogar noch die Sitzun-
gen Anfang Juli. Jedenfalls werden wir die Beratun-
gen im federführenden Ausschuss vor der 
Sommerpause abschließen. Dann haben nach der 
Geschäftsordnung die weiteren Ausschüsse des 
Bayerischen Landtags die Möglichkeit, sich binnen 
vier Arbeitswochen an der Beratung zu beteiligen. 
Dann erfolgt gegebenenfalls eine zweite Beratung 
im federführenden Ausschuss und eine abschließen-
de Beratung im Verfassungsausschuss. Nach dem 
überschaubaren Zeitplan dürfte es Oktober oder No-
vember werden, spätestens, sodass noch in diesem 

Jahr – das ist unser erklärtes Ziel – die parlamentari-
sche Beratung dieser Änderung des Landesentwick-
lungsprogramms abgeschlossen werden kann. Dann 
ist es Aufgabe der Staatsregierung, für die Umset-
zung zu sorgen. Gesetzlich ist ein weiteres kurzes 
Anhörungsverfahren vorgesehen. Jedenfalls wird 
der Landtag nach unserer internen Abstimmung des 
Zeitplans die Beratungen so zügig durchführen, 
dass die Rechtsverordnung zum 01.01.2018 in Kraft 
gesetzt werden kann.

Ich habe Sie als Expertinnen und Experten schon 
begrüßt. Ich möchte aber noch einen ganz besonde-
ren Gruß in Zusammenhang mit einem Geburtstag 
aussprechen. Prof. Dr. Weiger vom BUND Natur-
schutz in Bayern und in Deutschland hat vor Kurzem 
einen runden Geburtstag gefeiert. – Herr Prof. 
Dr. Weiger, ich gratuliere Ihnen zum 70. Geburtstag 
und bekunde Ihnen den Respekt des gesamten 
Hauses für Ihre Arbeit. Sie sind kompetent und un-
bequem. Das Prädikat "unbequem" ist ein positives, 
wenn ich das sage. Ich danke Ihnen für den Einsatz 
für Natur und Umwelt in Bayern.

(Allgemeiner Beifall)

Der Beifall veranlasst mich, auch ein Wort an die 
Besucher zu richten. Ich verstehe den Beifall zu 
einem Geburtstag; da muss man immer freudig ap-
plaudieren. Ich muss Sie aber bitten, die Ausführun-
gen der Expertinnen und Experten oder Fragen und 
Kommentare der Politiker nicht in der gleichen 
Weise zu begleiten, weil das der Geschäftsordnung 
des Landtags nicht entsprechen würde.

Ich muss an die Besucher auch noch ein Wort rich-
ten, was den Alpenplan und das Riedberger Horn 
angeht. Dazu kommen wir später noch. Wir ent-
scheiden im Rahmen des Landesentwicklungspro-
gramms nicht über die Baugenehmigung. Das hängt 
zwar irgendwie zusammen, das ist völlig klar. Damit 
Klarheit über die Abläufe herrscht: Im Landesent-
wicklungsplan wird über die Zonen A, B, C entschie-
den. Die Klärung der Frage, was in den einzelnen 
Zonen geschehen darf, obliegt gesonderten Rechts-
verfahren, die der Landtag nicht ersetzen kann. Des-
halb muss ich vorweg, damit keine Irrtümer entste-
hen, sagen: Heute und in den nächsten Wochen und 
Monaten wird hier im Landtag nicht über eine Bau-
genehmigung in den betroffenen Gemeinden am 
Riedberger Horn entschieden, sondern es geht letzt-
lich um die Flächenausdehnung. Richtig ist, dass 
damit eine Barriere wegfallen würde, um Verfahren 
überhaupt in Gang zu setzen. Das ist der Rechtszu-
sammenhang.
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Ich schlage vor, dass wir jetzt nicht einfach eine 
Runde der Experten machen. Eigentlich handelt es 
sich um ein Omnibus-Gesetz, wenn man so will, in 
dem verschiedene Fahrgäste sitzen, die sich viel-
leicht nicht gut kennen. Eine allgemeine Aussprache 
hat aus meiner Sicht also keinen Sinn. Die wichtigs-
ten Punkte sind wohl die strukturelle Gliederung des 
Landes, also die Zentralen Orte und der Raum mit 
besonderem Handlungsbedarf als ein Block, das An-
bindegebot und drittens die Änderung des Alpen-
plans. Dann haben wir sicherlich noch die Frage des 
Abstandes von Freiflächenstromleitungen gesondert 
zu erörtern und zu beleuchten. In dem Entwurf sind 
noch weitere Änderungen enthalten, die aus meiner 
Sicht aber nicht so hochrangig sind, dass man sie 
gesondert aufrufen muss. Wenn aber einer der Ex-
perten dazu etwas sagen will, besteht natürlich 
durchaus Gelegenheit dazu. Zu diesen vier Themen-
blöcken würde ich die Anhörung gerne abwickeln. – 
Ich gehe davon aus, dass wir so verfahren können. 
Das ist wohlüberlegt.

Die Staatsregierung folgt mit dieser Änderung des 
LEP ihrer Grundlinie aus der Gesamtneufassung 
des Landesentwicklungsprogramms von 2012, näm-
lich Deregulierung, Liberalisierung und Kommunal-
freundlichkeit. Unter diesem Aspekt sind die ver-
schiedenen Änderungen wohl auch zu sehen. Wir 
machen hier also keine Neufassung des gesamten 
Landesentwicklungsprogramms, sondern nehmen 
punktuell Änderungen vor.

Damit steigen wir in die Arbeit ein. Ich rufe also den 
Komplex der strukturellen Gliederung auf. Das be-
trifft alles, was mit Zentralen Orten und dem Raum 
mit besonderem Handlungsbedarf zusammenhängt. 
Das hat einen inneren Zusammenhang. Sie alle ken-
nen den Entwurf der Staatsregierung mit der Aus-
weitung der Zahl der Zentralen Orte. Im LEP wird 
nur der Bereich der Mittelzentren und der Oberzent-
ren geregelt; die Grundzentren werden durch die re-
gionalen Planungsverbände festgelegt. Sie kennen 
die Liste. Die Staatsregierung schlägt eine Auswei-
tung vor. Diesen Bereich werden wir zuerst unter die 
Lupe nehmen.

SVe Cornelia Hesse (Bayerischer Gemeindetag): 
Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich darf mich für den Bayerischen Gemein-
detag äußern. Wir sind hier schon vor vier Jahren 
zusammen gesessen, als es um die Gesamtfort-
schreibung des LEP gegangen ist. Wir haben bereits 
damals eine Stellungnahme zum System der Zentra-
len Orte abgegeben. Wir haben damals angeregt, 
dass das Zentrale-Orte-System neu geregelt und die 
Einstufung von Mittel- und Oberzentren neu erfolgen 

soll. Dies ist passiert, allerdings nicht in der Art und 
Weise, wie wir uns das vorgestellt haben. Wir for-
dern seit langer Zeit, das ganze System im Rahmen 
eines wissenschaftlichen Gutachtens unter Beglei-
tung der kommunalen Spitzenverbände zu überden-
ken; denn dieses System ist nun mehr als 80 Jahre 
alt. Wir sind der Auffassung, dass das, was Herr 
Christaller damals erdacht hat, auf die heutigen Ver-
hältnisse nicht mehr ganz zutrifft. Damals war das 
Mobilitätsverhalten ein anderes, damals waren die 
Strukturen andere. Wir hätten uns also gewünscht, 
dass man das System überdenkt.

Das hat man nicht getan; man hat Gemeinden zu 
Oberzentren und zu Mittelzentren gemacht. Es ist 
eine Vielzahl von Aufstufungen erfolgt. Wenn das 
dazu beiträgt, dass damit dauerhaft die Versorgung 
der Bevölkerung mit zentralörtlichen Einrichtungen 
erreicht werden kann, dass wir der Bevölkerung ins-
besondere in den schwach besiedelten Räumen 
etwas an die Hand geben, dann begrüßen wir das. 
Also alles, was der Stärkung der Gemeinden dient, 
begrüßen wir. Ob das damit erreicht wird, daran 
haben wir allerdings gewisse Zweifel.

Es ist natürlich ein Auftrag an die Staatsregierung, 
das mit Leben zu erfüllen, das heißt, diese Einstu-
fung der Gemeinden entsprechend zu begleiten und 
zu unterstützen. Wir erwarten, dass dann auch Geld 
fließt, um diese Orte mit ihren zentralörtlichen Funk-
tionen entsprechend zu unterstützen.

Wir haben Bedenken – die haben wir schon ge-
äußert – gegenüber der Einführung der neuen Kate-
gorie "Metropolen". Wir haben keine Notwendigkeit 
dafür gesehen, nunmehr drei Metropolen, also Mün-
chen, Nürnberg/Fürth/Erlangen/Schwabach und 
Augsburg, als solche gesondert aufzuführen. Vor 
allem haben wir Bedenken, dass es viele Geldmittel 
erfordern wird, um diese Metropolen der Definition 
entsprechend auszustatten. Wir befürchten, dass 
dieses Geld im ländlichen Raum fehlen wird. Wenn 
sich das herausstellen sollte – das kündige ich heute 
schon an –, werden wir auch für unsere Gemeinden 
eine entsprechende Mittelausstattung fordern.

Nun zum Raum mit besonderem Handlungsbedarf. 
Hier ist man uns entgegengekommen. Wir hatten 
2013 kritisiert, dass ganze Landkreise zu Raum mit 
besonderem Handlungsbedarf erklärt werden. Wir 
sind nach wie vor der Auffassung, dass eine solche 
Abgrenzung den tatsächlichen wirtschaftlichen Ver-
hältnissen nicht entspricht. Nunmehr sind auch Ein-
zelgemeinden, also fast 150 einzelne Gemeinden, 
ausgewiesen worden. 11 Landkreise sind hinzuge-
kommen. Damit wird ungefähr halb Bayern als 
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Raum mit besonderem Handlungsbedarf definiert. 
Ob das den tatsächlichen Verhältnissen entspricht, 
daran haben wir gewisse Zweifel.

Ich sage nochmals: Wenn dies dazu führt, dass 
diese Orte, die als Raum mit besonderem Hand-
lungsbedarf aufgeführt sind, tatsächlich strukturell 
weitergebracht werden, dann begrüßen wir das. Wir 
haben allerdings die Befürchtung, dass Geld nach 
dem Gießkannenprinzip verteilt und letztendlich 
nicht der Erfolg erreicht wird, den man sich davon 
verspricht.

SVe Andrea Gebhard (Deutsche Akademie für 
Städtebau und Landesplanung, Landesgruppe Bay-
ern): Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Vielen Dank für die Einladung zu dieser 
Anhörung. Wir haben eine gemeinsame Stellung-
nahme mit den verschiedenen Verbänden erarbeitet. 
Das Zentrale-Orte-System war für uns als Akademie 
für Städtebau und Landesplanung ganz entschei-
dend. Eine weitere Ausweitung der Zentralen Orte, 
wie sie im Verordnungsentwurf vorgesehen wird – 
da kann ich mich dem Gemeindetag anschließen –, 
ohne Gutachten, ohne genaue Untersuchung, was 
das bedeutet, sehen wir äußerst kritisch. Wir sind 
der Meinung, dass es eine transparente Darlegung 
geben muss: Was sind die Einstufungskriterien? Wie 
kommen diese Einstufungskriterien zusammen? Wo 
ist die räumliche Abgrenzung? Die strikte Anwen-
dung einer realitätsbezogenen Einstufung und damit 
eine Reduzierung ist nach unserer Meinung unbe-
dingt notwendig.

Es wird genau das passieren, was die Vorrednerin 
schon angesprochen hat, dass nämlich alle für diese 
Zentralen Orte notwendigen Einrichtungen nicht ge-
genfinanziert werden können. Um zu sehen, was es 
für die einzelnen Gemeinden bedeutet und was pas-
sieren kann, würden wir Sie bitten, die Gegenfinan-
zierung zu prüfen und sie dem Landtag darzustellen, 
wenn das Zentrale-Orte-System, wie Sie es sich vor-
stellen, kommen sollte.

Wir teilen die Meinung, dass auf die vorgesehene 
zusätzliche Kategorie der "Metropolen" verzichtet 
werden sollte. Es sollte auch keine Mehrfachzentren 
mit mehr als drei Gemeinden geben. Eine Voraus-
setzung für Mehrfachzentren ist aus unserer Sicht 
ein leistungsfähiges ÖPNV-System, das funktional 
auch die arbeitsteilige Erfüllung der zentralörtlichen 
Funktionen zeigen kann, und – was ich gerade an-
gesprochen habe – die verbindliche Gewährleis-
tungspflicht des Freistaats für die Ausstattung dieser 
Zentralen Orte, natürlich auch im Hinblick auf den 
ÖPNV. Wir können eben nicht mit der Gießkanne 
vorgehen. Ich komme zwar weitläufig aus einem 

gärtnerischen Beruf; ich bin Landschaftsarchitektin 
und weiß, wie notwendig Gießkannen oft sind. Aber 
in dem Fall sind wir der Meinung, dass für die Wei-
terentwicklung die Bewässerung großer Bäume das 
Richtige sein wird.

Die nächste Frage, die Sie uns stellen, dreht sich 
um den Raum mit besonderem Handlungsbedarf. 
Uns erscheint es inflationär, was die Staatsregierung 
hier vorschlägt. Die Abgrenzungskriterien für Teilräu-
me mit besonderem Handlungsbedarf bedürfen 
einer grundsätzlichen Überprüfung und Korrektur, 
bevor nahezu ganz Bayern zu Räumen mit beson-
derem Handlungsbedarf erklärt wird. Ich glaube, das 
muss man sich noch einmal genau überlegen.

Aus unserer Sicht sind die Räume mit besonderem 
Handlungsbedarf, die durch starkes Bevölkerungs-
wachstum gekennzeichnet sind, unbedingt notwen-
dig. Dafür müssen Leitbilder, Ziele und Handlungs-
konzepte für den Umgang mit dem Wachstum, vor 
dem wir im Augenblick stehen, entwickelt werden. In 
der "Süddeutschen Zeitung" von gestern wurde ein-
drucksvoll dargelegt, wie es für den Raum München 
aussieht, dass zusätzliche Infrastrukturkapazitäten 
notwendig sind. Diese Fragen sind im Augenblick 
gänzlich ausgeblendet.

Daher äußern wir die Bitte, sich das in der Landes-
planung noch einmal ganz genau zu überlegen. Ich 
kann Ihnen heute schon anbieten, dass wir uns als 
Akademie natürlich tatkräftig beteiligen und Sie un-
terstützen würden, auch die Ministerien, bei der Be-
antwortung der Frage, wie das zukünftige LEP aus-
schauen soll.

SV Thomas Lenzen (Bayerische Architektenkam-
mer): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine 
Damen und Herren! Vielen Dank für die Einladung 
und die Möglichkeit, hier noch weitere Argumente 
vorzubringen. Sie decken sich mit dem, was die Vor-
rednerinnen schon ausgeführt haben.

Die Bayerische Architektenkammer hat bereits 
mehrfach intensiv und kritisch zur Fortschreibung 
des LEP Stellung genommen. Eine grundsätzliche 
Neujustierung des Zentrale-Orte-Systems orientiert 
am Bedarf in der Region erachten wir als sinnvoll. 
Das Zentrale-Orte-System hat sich als Steuerungs-
instrument, das notwendige Ausstattungen an 
Wohnraum, Arbeitsplätzen, Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge und Versorgung schafft, bewährt. Al-
lerdings stellen wir fest, wie die Vorrednerin vom Ge-
meindetag schon dargestellt hat, dass das System 
überaltert ist und an die neuen Entwicklungen, die 
unser gesellschaftliches Leben bestimmen, ange-
passt werden muss. Ich nenne die Digitalisierung, 
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die die Vernetzung der Menschen untereinander 
sehr viel mehr bestimmt und die auch Auswirkungen 
auf die Struktur des Zentrale-Orte-Systems haben 
muss.

Wir stellen fest, dass sich die starren Gegensätze 
zwischen Stadt und Land, zwischen Zentrum und 
Peripherie mehr und mehr auflösen. Städte und 
Siedlungsstrukturen bilden eben nicht mehr notwen-
digerweise lineare Entwicklungsachsen, sondern sie 
bilden in der Region polyzentral wie ein Netz arbeits-
teilig miteinander einen Verbund. Die Digitalisierung 
macht uns diese arbeitsteilige Vernetzung in einem 
weitaus größeren Maßstab global bereits vor. Daher 
muss das Ministerium, das auch die Verantwortung 
für die Digitalisierung in Bayern trägt, diese system-
prägend in das Zentrale-Orte-System aufnehmen 
und berücksichtigen. Denken Sie an E-Government-
Angebote, an Dienstleistungsangebote und Versor-
gungsangebote, die durch die Digitalisierung ganz 
anders gedacht werden sollten, vielleicht dezentra-
ler, und Einzug finden sollten.

Aus unserer Sicht braucht es flächendeckend in 
Bayern starke und funktionsfähige Entwicklungspo-
le, die nicht nur lokal, sondern vernetzt regional mit-
einander wirken. Diese Zentren müssen mit einer 
Mindestausstattung und individuellen Zusatzange-
boten versehen sein und über den ÖPNV bestens 
miteinander verknüpft werden.

Eine vergleichsweise "inflationäre" Steigerung – ent-
schuldigen Sie den Begriff – der Anzahl der Zentra-
len Orte, wie wir sie jetzt feststellen, ohne weitere 
Mittelausstattung zum Auf- und Ausbau der zentral-
örtlichen Einrichtungen sorgt nicht für eine Stärkung, 
sondern für unnötige Konkurrenz der Kommunen 
untereinander. Wir plädieren deshalb getreu dem in 
der Architektur bewährten Motto "Less is more" nicht 
für eine quantitative, sondern für eine qualitative 
Weiterentwicklung des Zentrale-Orte-Systems. Bay-
erns Kulturlandschaften sollten geschützt und ge-
pflegt und im Kontext der gesellschaftlichen Verän-
derungen weiterentwickelt werden. Hierzu bieten wir 
unsere Unterstützung sehr gerne an.

SV Prof. Dr. Hubert Weiger (BUND Naturschutz in 
Bayern e. V.): Herr Vorsitzender, besten Dank für die 
Glückwünsche zu meinem Geburtstag. – Diese An-
hörung ist auch für mich etwas Besonderes. Seit 
Mitte der Siebzigerjahre bin ich als Vertreter des 
BUND Naturschutz federführend an der Positionie-
rung unserer Stellungnahmen zum Landesentwick-
lungsprogramm beteiligt. Ich habe es in den letzten 
Jahrzehnten im Rahmen des Möglichen intensiv be-
gleitet.

Ich glaube, heute ist es notwendiger denn je, nicht 
nur der Liberalisierung und der Deregulierung Rech-
nung zu tragen, sondern auch der nachhaltigen Ent-
wicklung. Wir haben uns in Bayern diesem Leitbild 
verpflichtet, sind davon aber relativ weit entfernt. 
Das gilt nicht nur für uns, sondern auch für alle an-
deren Industrieregionen. Daher ist es notwendiger 
denn je, zu einer Entwicklung zu kommen, die – das 
dokumentiert sich sicher auch an dem Konzept der 
Zentralen Orte – unsere Lebensgrundlagen sichert 
und einen Wettbewerb von Kommunen zulasten der 
Finanzen und kommender Generationen verhindert.

Deshalb ist es, glaube ich, notwendig – da kann ich 
nahtlos an das anknüpfen, was die geschätzten Vor-
rednerinnen und Vorredner gesagt haben –, dass 
das Konzept der Zentralen Orte, welches grundsätz-
lich einem richtigen Gedanken folgt, im Lichte der 
aktuellen Entwicklung überprüft und fortentwickelt 
wird. Zentrale Einrichtungen der Daseinsvorsorge 
müssen letztendlich unabhängig von der Bevölke-
rungsdichte vorgehalten werden. Wir sollten nicht 
das Heil darin sehen, möglichst viele neue Mittel-
zentren auszuweisen, sondern zu einem sehr diffe-
renzierten Vorgehen in Abhängigkeit von den ver-
schiedenen Regionen unserer Heimat kommen.

Das bedeutet, dass wir ein Konzept der Zentralen 
Orte auf den Weg bringen sollten, welches zu einem 
geringeren Flächenverbrauch führt und dazu, dass 
die kommunale Daseinsvorsorge überall dauerhaft 
gesichert ist und dass wir das ökonomisch dauerhaft 
schultern können. Insofern will ich das Angebot – 
wenn ich das richtig verstanden habe – nachdrück-
lich unterstützen, dieses Konzept insgesamt einer 
detaillierten fachlichen Überprüfung zu unterziehen.

SV Dr. Robert Obermeier (Bayerischer Industrie- 
und Handelskammertag e. V. (BIHK e. V.)): Herr Vor-
sitzender, sehr geehrte Ausschussmitglieder, meine 
Damen und Herren! Vielen Dank dafür, dass wir hier 
erneut die Gelegenheit haben, uns mit dem Thema 
Landesplanung zu beschäftigen. Der Bayerische In-
dustrie- und Handelskammertag steht für über 
900.000 hauptsächlich mittelständische und kleine 
Unternehmen in Bayern. Nachdem die Kritik relativ 
einhellig in die gleiche Richtung geht, möchte ich 
mich auf sechs Punkte beschränken. Wir haben uns 
schon umfangreich schriftlich zu der Thematik ein-
gelassen.

Der Erste mag vielleicht verwundern: Die Landespla-
nung ist und bleibt für die Wirtschaft ein ganz wichti-
ges und notwendiges Instrumentarium. Es kann uns 
also nicht gleichgültig sein, was in der Landespla-
nung weiter geschieht.
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Der zweite Punkt: Wir sollten uns nicht auf die Zahl 
der Zentralen Orte beschränken, wie das in der Dis-
kussion oft verkürzt gemacht wird. Mit Blick auf den 
Entwurf sind wir der Auffassung, dass es mittlerweile 
zu viele Zentrale Orte gibt. Das ist auch aus den ver-
schiedenen Stellungnahmen klar geworden.

Das führt mich zu meinem dritten Punkt. Wir müssen 
uns über die Abgrenzungskriterien und die Ausstat-
tungskataloge noch einmal intensiv unterhalten. Ich 
glaube, eine Fortschreibung und Überprüfung mit 
Blick auf die heutige Lebensumwelt tut hier Not. Wir 
sollten uns auch in dieser Richtung die Dinge noch 
einmal überlegen.

Der nächste Punkt, der für mich ganz entscheidend 
ist: Wenn man ein System beschlossen hat, muss 
man schauen, dass der Steuerungsanspruch dieses 
Zentrale-Orte-Systems verbindlich ist oder verbindli-
cher wird. Kommunale Einrichtungen müssen entwi-
ckelt und vorgehalten werden, wenn sie in einem 
Zentrale-Orte-System definiert worden sind.

Damit bin ich auch schon bei meinem letzten Punkt. 
In Zusammenhang mit der Erarbeitung des Entwurfs 
durch die Staatsregierung gab es ein umfangreiches 
Gutachten zu der Thematik. Ich meine, es wäre hilf-
reich und wertvoll, wenn man sich die Erkenntnisse 
aus diesem Gutachten noch einmal anschauen und 
bewerten würde.

SV Prof. Dr. Holger Magel (Bayerische Akademie 
Ländlicher Raum e. V.): Herr Vorsitzender Huber, 
Sie haben gesagt, wir haben heute nicht so viel Zeit. 
Wir können also nicht Filibustern. Diese Disziplinie-
rung funktioniert natürlich nur, wenn wir darauf ver-
trauen können – das nehme ich nach meinen Erfah-
rungen im Umgang mit Abgeordneten, gerade in der 
Enquete-Kommission, einmal an –, dass Sie im 
Nachgang alles lesen, was heute nicht gesagt wer-
den kann. Dieses Vertrauen habe ich. Sie haben ge-
sagt, es gibt noch viele Sitzungen. Ich bin sicher, 
dass Sie diesen Aktenberg durchlesen, damit wirk-
lich alles zusammenkommt.

Ich nenne nur ein paar Schlagworte, die für die Dis-
kussion vielleicht wichtig sind. Ich möchte mich 
heute eigentlich nur zu zwei Punkten äußern: natür-
lich zum Anbindegebot – das kommt noch – und zu 
den Zentralen Orten. Ich verweise auf unsere aus-
führliche Stellungnahme. Wir haben sie schon dem 
Heimatministerium geschickt; ich weiß nicht, ob sie 
gelesen wurde. Verändert oder bewirkt hat sie 
nichts. Ich habe die Hoffnung, dass sie im Landtag 
etwas bewirkt; denn wir haben wirklich viel Mühe da-
rauf verwendet, genau darzustellen, was verändert 

und verbessert werden könnte. Das haben wir auch 
schon in den bisherigen Redebeiträgen gehört.

Weil er so aktuell ist, möchte ich einen Punkt ein-
werfen. Heute lese ich in der Zeitung zum ersten 
Mal etwas von unserem Heimatminister zur Metro-
pole München. Ich habe sehnlichst darauf gewartet. 
Söder befürchtet eine Überhitzung der Metropole 
München und will den ländlichen Raum stärker för-
dern. Wir sehen, dass das Thema Metropole Mün-
chen mit dem ländlichen Raum zusammenhängt. 
Das ist wie bei kommunizierenden Röhren. Deshalb 
ist es so wichtig, dass wir im LEP das Thema Metro-
polen ernst nehmen. Das kommt jetzt neu. Von Frau 
Hesse haben wir gerade gehört, dass der Gemein-
detag eigentlich dagegen ist und keinen rechten 
Sinn dahinter sieht. Wir haben in der Stellungnahme 
der Akademie geschrieben, die Metropolen nur zu 
erwähnen, ohne etwas dahinter zu stellen, wäre zu 
wenig. Selbst die Befürworter der Metropolen finden 
das nicht gut. Die – in Anführungszeichen – "Geg-
ner" der Metropolen sagen, eventuell geht da Geld 
verloren. Wobei wir starke Städte brauchen, da gibt 
es gar keine Diskussion. Frau Hesse hat das gerade 
gesagt. Das löst Ängste aus. Mein Vorschlag ist 
also: Wenn die Metropole reinkommen soll, dann 
muss mehr kommen.

Söder wird in der "Süddeutschen Zeitung" von heute 
zitiert – das ist keine Reklame für diese Zeitung, sie 
hat es halt geschrieben –:

"Wir müssen den Ballungsraum München ent-
schleunigen und den ländlichen Raum be-
schleunigen." Dieser müsse gestärkt werden 
durch eine bessere Infrastruktur …

Das kennen wir alles. Das werden wir heute noch x-
fach hören. Er sagt aber kein Wort dazu, wie er den 
Ballungsraum München entschleunigen will. Genau 
das ist die Herausforderung.

Ich bringe nicht gleich eine Lösung. Genau das ist ja 
der Sinn, dass wir uns zusammensetzen und überle-
gen, wie man den Deckel vom Ballungsraum Mün-
chen nehmen kann. Das hat Ministerpräsident See-
hofer vor zwei Jahren schon gesagt. Jetzt sagt es 
auch der Heimatminister. Wir sollten uns einmal zu-
sammensetzen und überlegen, wie man beiden Po-
sitionen, der des Oberbürgermeisters Reiter, mehr 
Wohnungen und Infrastruktur zu bauen – Frau Geb-
hard hat es gerade für den Städtebau gesagt – und 
der, dass nicht alles in München konzentriert sein 
muss, Rechnung tragen kann. Es ist ein Wahnsinn, 
was wir uns an Pendlerverkehr leisten. Manche 
Leute sind zu ihrem Arbeitsplatz in München täglich 
zwei Stunden unterwegs. Das ist nicht mehr normal, 
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was wir da inzwischen hinnehmen. Deshalb müssen 
wir noch dringend nacharbeiten, damit, wenn die 
Metropolen aufgenommen werden, etwas Substan-
zielles dazu formuliert wird. Einen Satz wie "Sie sol-
len zur räumlichen und wirtschaftlichen Stärkung … 
beitragen." kann auch ein Student schreiben.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Wir Abgeordnete 
hören in erster Linie zu. Ich möchte auch keine Ant-
worten auf aufgeworfene Fragen geben. Ich möchte 
nur auf Folgendes hinweisen, da mehrfach die Fi-
nanzierung angesprochen wurde: Das ist natürlich 
nicht Gegenstand des Landesentwicklungspro-
gramms. Das ist dann die Frage der Umsetzung in 
den Haushaltsplänen. Das kann nicht alles in einem 
Paket geleistet werden. Das Landesentwicklungs-
programm soll die Leitlinien für die langfristige Ent-
wicklung des Landes vorgeben, auch in struktureller 
Hinsicht. Damit wird ein Ziel formuliert. Dieses Ziel 
kann nicht von heute auf morgen erreicht und finan-
ziert werden kann. Mit dem Hinweis "Es fehlt das 
Geld" werden diese beiden unterschiedlichen Posi-
tionen missverstanden.

SV Franz Xaver Peteranderl (Bayerischer Hand-
werkstag e. V.): Ich möchte es relativ kurz machen; 
auch vom Bayerischen Handwerkstag liegt eine 
schriftliche Stellung vor. Wir schließen uns der Kritik 
der IHK, der Architektenkammer und des Gemeinde-
tages an. Die starke Anhebung der Zahl der Zentra-
len Orte ist problematisch. In den bereits bestehen-
den Zentralen Orten können schon heute einige 
Einrichtungen nicht mehr ausreichend finanziert wer-
den, und es kommt eher zu dem Problem, dass 
manche Einrichtungen geschlossen werden müs-
sen, wogegen in den Gemeinden protestiert wird. 
Vor diesem Hintergrund sollte das Augenmerk bes-
ser auf die Orte gelegt werden, die tatsächlich ein 
Potenzial haben, sich weiterzuentwickeln. Aber das 
darf nicht zulasten anderer Gemeinden gehen.

SV Erich Odörfer (Bayerischer Städtetag): Herr 
Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Als Vertreter des Städtetages bin ich mit dem 
Bayerischen Gemeindetag völlig darin einig, dass 
dieses LEP überarbeitet werden muss. Wir haben 
unsere Bereitschaft zur Mitarbeit signalisiert.

Ich will als einer der Letzten in dieser Runde nicht 
mehr alles wiederholen. Aber auf einige Dinge 
möchte ich schon noch einmal eingehen. Bei einer 
Novellierung des Systems der Zentralen Orte muss 
darauf geachtet werden, dass die ursprüngliche 
Steuerungsfunktion dieses Systems erhalten bleibt. 
Wir haben heute ganz andere Herausforderungen. 
Zu nennen ist der starke Zustrom in die Städte, in 

die Ballungsräume, aber auch soziale und wirt-
schaftliche Veränderungen, viele Dinge. Deswegen 
bedarf es einer steuernden Hand. In den 1960er-
Jahren, als man die Unterzentren in den Mittelpunkt 
gestellt hat, wurde definiert, was dort alles zu ge-
währleisten ist. Ich denke, das ist einer der zentralen 
Punkte. Die bloße Erhöhung der Zahl der Zentralen 
Orte – das Wort "Inflation" ist heute schon mehrmals 
gefallen – ist natürlich nicht das, was wir uns wün-
schen. Ich muss es trotzdem ansprechen: Die För-
derung ist für unsere Städte und Gemeinden durch-
aus ein wichtiger Aspekt. Heute ist nahezu jede 
zweite Gemeinde oder Stadt in Bayern ein Zentraler 
Ort. Wir vermissen im Entwurf vor allem eine Auflis-
tung der Mindestausstattung. Es ist schon mehrfach 
angesprochen worden. Auf eine Definition, was ein 
Zentraler Ort ist, wurde gänzlich verzichtet. Wir er-
warten, dass es nicht bei der Einstufung bleibt. Die 
neuen Mittel- und Oberzentren müssen Unterstüt-
zung erfahren, und es muss klargelegt werden, wel-
che Versorgungsfunktionen sie wahrnehmen sollen.

Wir befürchten, dass das Zentrale-Orte-System in 
dieser Ausgestaltung den Herausforderungen nicht 
gerecht wird. Wir können nur unsere weitere Unter-
stützung zusichern.

Ich muss jetzt nicht wiederholen, was von vielen 
schon gesagt wurde. Herr Gleich wird noch etwas 
zum Raum mit besonderem Handlungsbedarf 
sagen; denn auch hier sehen wir, dass dies nicht al-
lein Strukturpolitik ist.

SV Florian Gleich (Bayerischer Städtetag): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und 
Herren! Vielen Dank dafür, dass wir als Bayerischer 
Städtetag den Raum bekommen, zu einer sehr wich-
tigen Verordnung, zum Landesentwicklungspro-
gramm, Stellung zu nehmen.

Ich möchte vorweg eines klarstellen. Lockerungen 
oder gesetzliche Aufweichungen sind nicht immer 
kommunalfreundlich. Bestimmte Spielregeln sind im 
kommunalen Miteinander hilfreich und sinnvoll. Ich 
denke, das ist ein ganz wichtiger Punkt. Herr Vorsit-
zender, Sie haben gesagt, das LEP gibt Leitlinien für 
eine langfristige Entwicklung in Bayern. Die Kommu-
nen brauchen diese Leitlinien, damit es ein kommu-
nales Miteinander bleibt und am Ende kein kommu-
nales Gegeneinander entsteht.

Allein die Ausweitung des Raumes mit besonderem 
Handlungsbedarf, wie es jetzt mit der Teilfortschrei-
bung geschehen soll, ist keine Strukturpolitik. Das ist 
eine Ausweisung auf dem Papier; aber das allein 
hilft nicht. Unseres Erachtens ist es völlig richtig und 
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auch sinnvoll, einen Raum mit besonderem Hand-
lungsbedarf zu definieren und diesen Teilraum vor-
rangig zu entwickeln. Allerdings – und da greife ich 
gerne die Äußerung unseres Heimatministers aus 
der "Süddeutschen Zeitung" auf – brauchen wir im 
ländlichen Raum insbesondere eine bessere Infra-
struktur. Das ist wichtig. Das ist viel wichtiger, als auf 
dem Papier einen Raum mit besonderem Hand-
lungsbedarf festzulegen. Wir brauchen bessere In-
frastruktur, bessere Erreichbarkeit, bessere Ver-
knüpfungen, bessere soziale und verkehrliche 
Infrastruktur. Das ist Strukturpolitik, aber eben nicht 
die Ausweisung auf dem Papier.

Wir gehen davon aus, dass die einzelne Stadt oder 
Gemeinde im Raum mit besonderem Handlungsbe-
darf durch die Ausweitung eher geschwächt wird. 
Die Mittel sind nun einmal begrenzt. Wenn wir unbe-
grenzte Mittel hätten, könnten wir jede Stadt und 
jede Gemeinde fördern. Das ist aber leider nicht 
möglich. Also müssen wir uns auf Teilräume einigen, 
die vorrangig gefördert werden. Wenn der Teilraum 
größer wird, wird die einzelne Stadt oder Gemeinde 
darin weniger gefördert. Nach wie vor brauchen wir 
ein Instrument, gerade für den Teilraum mit beson-
derem Handlungsbedarf, um die knappen Mittel zu 
verteilen. Dieses Instrument ist unseres Erachtens 
ein funktionierendes Zentrale-Orte-System. Ein Zen-
trale-Orte-System mit 1.000 Zentralen Orten unter 
2.057 Städten und Gemeinden hat aber sicherlich 
keine Steuerungswirkung mehr.

Vielleicht noch eine letzte Anmerkung über die Teil-
fortschreibung hinaus, aber auch den Teilraum mit 
besonderem Handlungsbedarf betreffend: Wir stel-
len auch in Wachstumsregionen einen Teilraum mit 
besonderem Handlungsbedarf fest. Die Anforderun-
gen in der Wachstumsregion sind aber ganz andere. 
Dort geht es um Wohnraum, um Verkehrsinfrastruk-
tur, um Kindergärten, um Schulen. Wir verzeichnen 
einen enormen Wachstumsdruck. Über die Hälfte 
der bayerischen Städte, kreisfreien Städte und 
Landkreise wachsen mittlerweile. Da sollte auch in 
irgendeiner Form ein Teilraum mit besonderem 
Handlungsbedarf im LEP definiert werden. Ziele und 
Grundsätze sollten festgelegt werden, wohin wir wol-
len, was wir ändern können. Das wäre unseres 
Erachtens besonders wichtig. Das hat aus Sicht des 
Städtetags überhaupt nicht den Zweck und Sinn, 
den ländlichen Raum zu schwächen, ganz und gar 
nicht. Der ländliche Raum muss gestärkt werden; 
das ist absolut die Verbandsposition. Darin sind wir 
uns mit dem Gemeindetag schon immer einig gewe-
sen. Irgendwelche planerischen Mittel müssen grei-
fen, um auch für die Wachstumsregionen Lösungen 
aufzuzeigen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich habe gerade 
überlegt, wo denn jemand ist, der zu diesem Entwurf 
der Staatsregierung uneingeschränkt applaudiert. Es 
hat sich keiner gemeldet.

SV Richard Mergner (BUND Naturschutz in Bayern 
e. V.): Sehr geehrter Herr Vorsitzender Huber, sehr 
geehrter Herr Stümpfig, meine Damen und Herren! 
Herr Huber, Sie haben mit Ihren Prognosen meis-
tens recht; bei der Donau vielleicht nicht. Aber in 
diesem Fall will auch ich Sie nicht enttäuschen.

Ich vertrete den BUND Naturschutz im obersten 
Landesplanungsbeirat; mehrere Kolleginnen und 
Kollegen sind hier anwesend. Alle Argumente, die 
wir heute vorbringen, wurden schon in den schriftli-
chen Stellungnahmen vorgebracht, auch in den Stel-
lungnahmen in Richtung des Heimatministeriums 
und im obersten Landesplanungsbeirat. Wir haben 
dennoch keinerlei Abstriche von der ursprünglichen 
Planung feststellen können. Gestatten Sie, dass ich 
mich deswegen in meiner Vorbemerkung Prof. 
Dr. Magel sehr gerne anschließe.

Wir hoffen nun tatsächlich auf den Bayerischen 
Landtag und die Bereitschaft der Abgeordneten, 
sich mit den fachlichen Argumenten auseinanderzu-
setzen. Wir werden die Lockerung des Anbindege-
bots, was sicherlich die größte Herausforderung ist, 
nachher noch detaillierter besprechen.

Lassen Sie mich noch auf zwei Punkte eingehen: 
Das Landesentwicklungsprogramm besteht. Im Vor-
wort, der Vision Bayern 2025, die vom Landtag be-
schlossen worden ist, wie auch im ersten Kapitel ist 
als Grundlage ganz klar genannt: Die räumliche Ent-
wicklung Bayerns soll nachhaltig gestaltet werden. 
Bei Konflikten zwischen Raumnutzungsansprüchen 
und ökologischer Belastbarkeit soll den ökologi-
schen Belangen Vorrang eingeräumt werden. Im 
Grundsatz unter 1.1.3 ist zu lesen:

Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landes-
teilen vermindert werden. Unvermeidbare Ein-
griffe sollen ressourcenschonend erfolgen.

Die im Entwurf vorgeschlagenen Änderungen, ein 
paar Dinge zu streichen und ein paar Zentrale Orte 
hinzuzufügen, widersprechen nicht nur dem Geist, 
sondern auch den Buchstaben des Landesentwick-
lungsprogramms.

Den Herausforderungen, die Herr Prof. Weiger 
schon geschildert hat, denen dieses Landesentwick-
lungsprogramm begegnen muss, nämlich die Einhal-
tung internationaler Schutzverpflichtungen zum 
Klima, zum Artenschutz, zur Sicherung der Biodiver-
sität, gerade in Bayern, und der schönen Land-
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schaft, werden Sie mit den hier vorgeschlagenen 
Änderungen nicht gerecht, sondern die Situation 
wird verschärft.

Der BUND Naturschutz spricht sich ganz klar gegen 
diese inflationäre Ausweisung Zentraler Orte aus, 
weil damit Probleme nicht gelöst, sondern eher ver-
schärft werden, weil nämlich ein kommunaler Wett-
bewerb verschärft wird.

Ich will das zum Schluss an einem Beispiel darstel-
len. Wir haben schon in den letzten Fortschreibun-
gen massiv kritisiert, dass Einzelhandelsgroßprojek-
te, die die Innenentwicklung, also die Geschäfte im 
Inneren, auch die Handwerksgeschäfte, massiv be-
treffen, im Zeichen einer Deregulierung und Liberali-
sierung immer mehr Raum gegeben wurde. Mit der 
Ausweitung der Zentralen Orte wird sich dies massiv 
verschärfen. Es kann nicht angehen, dass hier auf 
der einen Seite die Grundlage für eine Verschärfung 
gelegt wird, auf der anderen Seite der Bayerische 
Landtag dann Finanzmittel beschließt, um Innen-
städte und Kerne von Dörfern zu unterstützen, um 
dem Leerstand entgegenzuwirken nach dem Motto 
"Innenentwicklung vor Außenentwicklung". Das er-
gibt volkswirtschaftlich keinen Sinn. Deswegen äu-
ßere ich die dringende Bitte, sowohl das Zentrale-
Orte-System, zu dem wir stehen, das aber 
weiterentwickelt werden muss, als auch die Räume 
mit besonderem Handlungsbedarf nochmals zu ana-
lysieren und dem, was vom Heimatministerium hier 
vorgeschlagen worden ist, nicht Rechnung zu tra-
gen.

SV Karl Roth (Bayerischer Landkreistag): Herr Vor-
sitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Aus Sicht der bayerischen Landkreise kann man 
den Entwurf ein bisschen loben, was die Themenfel-
der Zentrale Orte und Räume mit besonderem 
Handlungsbedarf anbelangt. Es gibt die Arbeitsge-
meinschaft der Regionalen Planungsverbände in 
Bayern. Ich möchte einen Punkt aus unserem 
Schreiben herausgreifen, der schon mehrfach ange-
sprochen wurde, unter anderem von Herrn Gleich, 
von Prof. Magel und von Frau Gebhard. Wir bitten 
zu überlegen, ob eine neue Gebietskategorie einge-
führt werden muss, was den Raum mit besonderem 
Handlungsbedarf betrifft, was den Großraum der 
Stadt München, Metropolregionen insgesamt betrifft, 
weil da ein besonderer Handlungsbedarf besteht. 
Ich nenne die Wohnungssituation, die ÖPNV-Situa-
tion, die sozialen Projekte. Man sollte überlegen, wie 
der Raum mit besonderem Handlungsbedarf, der in 
Zukunft besonders wichtig sein wird, besser greifen 
kann.

Ich mache kein Hehl daraus, dass der andere Be-
darf genauso wichtig ist. Man sollte wirklich diesen 
Gleichklang schaffen. Das wäre etwas für die Zu-
kunft, woran man denken sollte. Vielleicht kann man 
das noch einbeziehen. Der Druck wird nämlich 
immer größer. Wir vom Planungsverband merken 
das immer wieder.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Der Druck, den 
ich bisher verspüre, entsteht durch mehr Anträge auf 
Aufstufung zu einem Zentralen Ort. Es liegt kein An-
trag vor, einen Ort zu streichen.

SV Prof. Dr. Manfred Miosga (Universität Bay-
reuth): Herr Vorsitzender, auch von meiner Seite vie-
len Dank für die Möglichkeit, hier Stellung nehmen 
zu können. Ich möchte zunächst auf die schriftlichen 
Stellungnahmen verweisen, an deren Erarbeitung 
ich beteiligt war: der Akademie Ländlicher Raum in 
Bayern und der Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung. Darin wird zu dem Entwurf bereits 
ausführlich Stellung genommen.

Ich möchte versuchen, anhand der von Ihnen ge-
stellten Fragen in dieser Anhörung das eine oder an-
dere noch zuzuspitzen. Am Schluss komme ich viel-
leicht noch zu der Frage, warum immer mehr 
Gemeinden, gerade in ländlichen Räumen, einen 
Aufstufungsantrag stellen. Ich glaube, dass dahinter 
etwas anderes steckt, was wir durchaus im Zusam-
menhang mit dem Anbindegebot diskutieren kön-
nen.

Zunächst steht die Frage im Raum, ob durch die ge-
plante Novellierung des Zentrale-Orte-Systems künf-
tig die ursprüngliche Steuerungsfunktion dieses In-
struments gewährleistet wird. Diese Frage 
unterstellt, dass es eine Steuerungsfunktion des 
Zentrale-Orte-Systems gegeben hat bzw. dass es 
eine gibt. Es ist interessant, einmal genau zu be-
trachten, worin diese Steuerungsfunktion bestand 
und unter welchen Bedingungen sie sich entfalten 
konnte.

Die Wirkung der Zentralen Orte, nämlich in abgestuft 
hierarchischer Form Zugänge zu Dienstleistungen 
und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge zu ermögli-
chen, hat sich insbesondere in den 1960er- bis 
1980er-Jahren entfaltet, als die Ausweisung Zentra-
ler Orte damit verbunden war, dass öffentliche In-
vestitionen in die medizinische Versorgung, im Bil-
dungsbereich, im öffentlichen Nahverkehr und in der 
Verkehrserschließung entlang dieses Zentrale-Orte-
Systems getätigt worden sind, um im ländlichen 
Raum ein Defizit gegenüber den Großstädten abzu-
bauen und überall in gleicher Form sozusagen diese 
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Dienstleistungen der Daseinsvorsorge bereitzustel-
len. Das hat etwas damit zu tun, dass das Zentrale-
Orte-System ein sinnvolles räumliches Organisati-
onsmittel ist, um so etwas wie räumliche 
Gerechtigkeit herzustellen, nämlich den Zugang zu 
Dienstleistungen, die für die alltägliche Versorgung, 
aber auch für die Nutzung individueller Entfaltungs-
chancen eine große Rolle spielen.

Wir hatten dann in den 1990er-Jahren eine Phase, 
in der Dienstleistungen der Daseinsvorsorge insbe-
sondere im Medizinbereich, in der Mobilität, in Fi-
nanzdienstleistungen und in der Telekommunikation 
privatisiert worden sind, immer mehr privatwirt-
schaftlichen und betriebswirtschaftlichen Kriterien 
unterworfen worden sind und sich deswegen die 
Modernisierung dieser Infrastrukturen auf die Metro-
polen konzentriert hat. Man kann feststellen, dass 
sich damals diese Steuerungswirkung erstmals ein 
Stück weit gelöst hat. Die Landesentwicklung folgte 
damals der einfachen Formel, sozusagen Planung 
und Finanzierung zu sein, auch eine Koordination 
der Investitionen, der Fachplanungen und Fachpoliti-
ken entlang dieser räumlichen Konstruktionen. 
Diese Formel wurde mehr und mehr aufgelöst. Der 
Staat hat sich aus vielen Bereichen zurückgezogen, 
auch aus Gründen sinkender Steuereinnahmen oder 
Finanzkraft.

In der Genehmigungspraxis wurde im gewerblichen 
und im Wohnungsbau eine Entwicklung jenseits der 
Zentralen Orte zugelassen. Die Aufstufungsanträge 
werden heute genau deswegen gestellt, weil sich da 
neue Zentren oder neue Gewerbegebiete und 
Wohngebiete gebildet haben, die zentralörtliche 
Funktionen übernommen haben. Vor diesem Hinter-
grund wird argumentiert: Wir wachsen ja, wir haben 
eine zusätzliche Bedeutung, und deswegen wollen 
wir aufgestuft werden. Das ist eher ein Ausdruck der 
Schwäche der Steuerungswirkung als der Stärke. 
Das ist für mich ganz entscheidend. Die Steuerungs-
wirkung des Zentrale-Orte-Systems ist dann hoch – 
und das greift viele der gesagten Kritikpunkte auf –, 
wenn damit ernsthaft verbunden ist, dort Entwicklun-
gen und Investitionen zuzulassen und Daseinsvor-
sorgequalitäten zu konzentrieren, sie woanders in 
der Form aber nicht zuzulassen.

Ich plädiere nach wie vor dafür, dieses Prinzip wie-
der stärker zur Entfaltung zu bringen. Aus ökologi-
schen, sozialen und ökonomischen Gründen, auch 
aus der Perspektive der Nachhaltigkeit ist es ein 
sinnvolles und zielführendes Instrument, um das 
menschliche Tun im Raum zu organisieren. Die 
Konzentrations- und Bündelungsfunktion spart Flä-
chen, produziert positive externe Effekte für die Öko-
nomie und eröffnet auch im sozialen Bereich auch 

ohne motorisierten Individualverkehr einen gerech-
ten Zugang zu den Dienstleistungen der Daseinsvor-
sorge.

Zur zweiten Frage: Ist die Zahl und Lage der Mittel- 
und Oberzentren sowie der Metropolen geeignet, 
gleichwertige Lebens- und Arbeitsverhältnisse in 
ganz Bayern zu gewährleisten? – Ich bin der felsen-
festen Überzeugung, dass ein sinnvolles System 
Zentraler Orte in der Art, wie ich es gerade geschil-
dert habe, genau der richtige Weg ist, um gleichwer-
tige Lebens- und Arbeitsverhältnisse in ganz Bayern 
zu gewährleisten, und zwar unter dem Gesichts-
punkt der räumlichen Gerechtigkeit. Im Übrigen ist 
das auch das Prinzip, das wir in der Enquete-Kom-
mission für gleichwertige Lebensverhältnisse, die 
auch morgen Vormittag wieder tagt, sehr intensiv 
diskutieren und uns als Zielkonzept vorgenommen 
haben. Die Glaubwürdigkeit und Leistungsfähigkeit 
dieses Systems der Zentralen Orte ist das Entschei-
dende, nicht deren Zahl und Lage. Wir haben durch 
die inflationäre Hochstufung von Oberzentren oder 
Mittelzentren mittlerweile ein Glaubwürdigkeitsprob-
lem. Dass in Oberfranken die Zahl der Oberzentren 
verdoppelt wird, heißt noch lange nicht, dass damit 
von Oberzentren erwartete Qualitäten in allen die-
sen Städten vorgehalten werden können. Deswegen 
ist hier eine Konzentration sinnvoll.

Diese inflationären Aufstufungen, auch zu Mehrfach-
zentren, widersprechen im Übrigen den Grundsät-
zen, die im LEP-Entwurf formuliert werden. Dort wird 
nämlich ein funktionales und räumliches Erfordernis 
zugrunde gelegt. Wir haben das an verschiedenen 
Aufstufungsbeispielen untersucht. Wenn nur noch 
eine Gemeinde zwischen einem neuen Mehrfachmit-
telzentrum und einem traditionellen Mittelzentrum 
liegt, fragt man sich schon, ob die Erreichbarkeit 
nicht vorher schon gegeben war. Wenn man die Zu-
gänglichkeit zu den Zentralen Orten und damit die 
Versorgungsqualität zugrunde legt, die den Ansprü-
chen an ein Mittelzentrum entspricht, ist eine Viel-
zahl dieser Neuaufstufungen, gerade zu Mehrfach-
zentren, nicht erforderlich. Die Frage, ob die 
Oberzentren glaubwürdig sein werden, ist in den 
Vordergrund zu rücken.

Herr Huber, Sie haben angemerkt, dass immer mehr 
Gemeinden versuchen, ihre Aufstufung durchzusetz-
en. Dafür habe ich Verständnis. Ich habe auch Ver-
ständnis dafür, dass sich viele Gemeinden etwas 
von der Lockerung des Anbindegebots erhoffen. Ich 
glaube, dass die Motive dafür aus einer schwierigen 
Situation herrühren. Diese Vorschläge kommen ins-
besondere aus Räumen mit besonderen strukturel-
len Problemen. Aufgrund einer Klemme in der Fi-
nanzausstattung – hohe Verschuldung, geringe 
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Steuereinnahmen – und der Folgen des Struktur-
wandels erhoffen sie sich davon, wieder zusätzliche 
Einnahmen generieren zu können und eine Aufwer-
tung zu erfahren. Wenn das eigentliche Motiv dahin-
ter die Finanzknappheit ist, wäre die Lösung, auch 
an der Finanzausstattung der Kommunen zu arbei-
ten, anstatt sie in möglicherweise riskante Vorhaben 
zu treiben, mit denen sie versuchen, Dinge zu errei-
chen, die mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht erreich-
bar sind. Da wird versucht, Chancen zu nutzen, die 
sonst verwehrt bleiben.

Die dritte Frage: Welche Auswirkungen hat die Ein-
führung der Stufe der Metropolen? – Man kann sie 
kurz beantworten: Keine, weil damit sozusagen auch 
keine weiteren materiellen Punkte verbunden sind. 
Im Übrigen ist das ja auch bei den anderen Hochst-
ufungen so, dass das Einzige – Sie hatten es er-
wähnt, Herr Huber –, was als materieller Effekt die-
ser Zentralen Orte versprochen wird, eine 
Schutzwirkung ist, sie also nicht als Erste herange-
zogen werden, wenn es um den Abbau von Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge geht. Wer sein Gymna-
sium behalten möchte, schaut, möglichst ein 
Mittelzentrum zu werden. Wenn irgendwann Schul-
infrastrukturen konzentriert und abgebaut werden, 
fallen sie eher bei anderen weg. Das ist das einzige 
substanzielle Versprechen, das hier formuliert wird, 
und das ist natürlich auch bedauerlich.

Metropolen ohne Wirkung sind für mich völlig unver-
ständlich. Wir haben das in der Stellungnahme zum 
Ausdruck gebracht. Warum hier von Metropolen ge-
sprochen wird und das Konzept der Metropolregio-
nen keine Anwendung findet, wie wir es aus der 
Raumordnung des Bundes seit einigen Jahren ken-
nen – dem könnte man etwas abgewinnen –, ist völ-
lig unverständlich. Wenn man eine Metropolregion 
zu fassen versucht, die mittlerweile auch Planungs-
region übergreifend ist, hätte man die Chance, in-
nerhalb dieser Metropolregion in der Arbeitsteilung 
zwischen den verschiedenen Zentren, zwischen den 
großen Ballungszentren und vielleicht kleineren Ent-
lastungszentren – zumindest haben wir das damals 
so formuliert, als wir von der dezentralen Konzentra-
tion als Gegenentwurf zum punktuellen Wachstum 
gesprochen hatten –, zu organisieren. Vielleicht 
könnte man in solchen Metropolregionen eine sinn-
volle Zuordnung und Planung von Gewerbe, von 
Wohnen und von Infrastrukturen organisieren, die 
nicht zu dieser steigenden Zahl von Pendlern und 
zunehmend komplexer werdenden Pendelverflech-
tungen führt.

Hier wäre meine Empfehlung, noch einmal zu disku-
tieren, den Ansatz der Metropolregionen statt der 

Ausweisung von Metropolen zu wählen, um eine re-
gionale Planung der Siedlungsstrukturen und der 
gewerblichen Entwicklung der Infrastrukturen besser 
abzustimmen, als das mit den räumlich begrenzten 
Planungsregionen der Fall ist.

Zum Raum mit besonderem Handlungsbedarf: Die 
Ausweisung auf der Hälfte der gesamten Landesflä-
che eines Landes, das immer behauptet, überall 
Spitze zu sein, ist bemerkenswert. Das Gießkannen-
prinzip ist sicherlich gut. Ich glaube, dass sich nicht 
viele Gemeinden gegen die Einstufung in den Raum 
mit besonderem Handlungsbedarf wehren, weil sie 
sich davon Zugang zu mehr Fördermitteln erhoffen. 
Die Kommunalfinanzen – ich habe es vorhin schon 
gesagt – sind möglicherweise das eigentliche Pro-
blem, das wir diskutieren sollten.

In der Summe führt diese Ausweitung aber zu einer 
Gleichbehandlung von Ungleichheiten. Bei Betrach-
tung der internen Differenzierung des aktuell ausge-
wiesenen Raumes mit besonderem Handlungsbe-
darf stellen wir fest, dass dazu Landkreise zählen, 
die das Kriterium einer 10-prozentigen Abweichung 
vom bayerischen Durchschnitt gerade so erfüllen. 
Darin gibt es aber auch Regionen, Kommunen und 
Landkreise mit wesentlich höherer Abweichung. Dort 
sind der Problemlösungsbedarf und der Handlungs-
druck viel höher. Demografische und ökonomische 
Probleme des Strukturwandels und finanzielle Pro-
bleme der Kommunen und der Finanzausstattung 
überlagern sich. In vielen Bereichen können sie den 
Anschluss aus eigener Kraft nicht schaffen und hal-
ten. Ich spreche vor allem von den nordostbayeri-
schen, teilweise auch den westmittelfränkischen 
Randgebieten, die diesen besonderen Handlungs-
bedarf aufweisen und eigentlich einer besonderen 
Förderung bedürften.

Deswegen wäre mein Petitum: Wenn sich die zu-
künftige Förderpolitik an einer Gebietskategorie ori-
entieren sollte, die die Landesplanung vorgibt, oder 
diskutiert wird, dass es zu einer internen Differenzie-
rung kommt, was zum Teil ja schon angelegt ist, um 
besonders strukturschwache Bereiche auszuweisen 
– leider steht das vor dem Hintergrund, noch mehr 
Flächeninanspruchnahme zu erleichtern –, könnte 
das die Grundlage dafür sein, noch einmal genauer 
hinzuschauen, um zu einem differenzierten Vor-
schlag für eine Förderkulisse zu kommen.

SV Dr. Benedikt Rüchardt (vbw - Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft e. V.): Herr Vorsitzender, Sie 
haben eingangs gesagt, die Anhörung diene dem 
Hinterfragen dessen, was jetzt vorliegt, wie des wei-
teren Vorgehens. Es sind drei Punkte: Passt der Re-
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gelungsrahmen, wie er jetzt vorgesehen ist? Wie ist 
mit diesem Regelungsrahmen, wenn er so oder 
leicht abgewandelt kommt, in der Praxis umzuge-
hen? Ich glaube, dass viele wichtige Hinweise kom-
men, die gar nicht die Änderung des Regelungsrah-
mens betreffen müssen. Sie fragten, wie der 
Landtag künftig dieses und jenes finanziert. Und das 
Dritte: Was sind weitere zentrale Themen? All diese 
Fragen passen zum ersten Komplex, den Sie aufge-
rufen haben.

Ich will mit den Metropolen anfangen, nicht mit dem 
ländlichen Raum. Vorhin wurde gesagt, unsere Met-
ropolen würden überhitzen. – Ich nenne es mal nicht 
"überhitzen"; uns geht es noch ziemlich gut. Aber 
dass München ein Stauproblem hat, ist offensicht-
lich. Wir wollen München nicht entschleunigen in 
dem Sinne, insgesamt etwas abzubremsen, sondern 
wir wollen erreichen, dass sich die im Land vorhan-
denen Entwicklungsmöglichkeiten in der Breite bes-
ser verteilen. Das heißt, wenn wir Bayern insgesamt 
nicht bremsen wollen, den Zuwachs in München 
aber so gestalten wollen, dass damit noch umge-
gangen werden kann, dann müssen wir die Möglich-
keiten in den ländlichen Räumen ausweiten.

Das ist ein wichtiger Punkt in unserer Stellungnah-
me: Wir finden, dass Sie das mit dem, was für die 
Zentralen Orte vorliegt, durchaus tun. Wir begrüßen 
die Zentralen Orte, gerade auf den höheren Ebenen. 
Die Aufstufung erfolgt gar nicht so inflationär. Die 
Zahl 1.000 steht im Raum. Dabei geht es um die 
niedrigeren Ebenen, denen eine größere Verantwor-
tung für das Umland zugewiesen wird. Das ist gut 
und muss ausgefüllt werden. Das kostet natürlich 
Geld. Aber dieses begrüßen wir.

Wir finden es auch gut, dass die Metropolen mit 
einem Anliegen verbunden werden, nämlich über 
Bayern hinaus eine sehr große Ausstrahlungswir-
kung zu haben. Natürlich muss das ausgefüllt wer-
den; natürlich ist das erst einmal ein allgemeines 
Vorhaben. Aber ohne Formulierung dieses allgemei-
nen Vorhabens wird auch nichts passieren. Ich bin 
zuversichtlich, dass dieses Ausfüllen gelingt. Wir 
sind der festen Überzeugung, dass das aber nur ge-
lingt, wenn die Staatsregierung, die staatliche und 
die kommunale Ebene sehr gut und eng zusammen-
spielen. Mehr will ich zum Thema der Zentralen Orte 
nicht sagen.

Eine der Fragen, die Sie uns zum LEP-Entwurf zu-
geschickt haben, bezieht sich darauf, was in weite-
ren Schritten angegangen werden muss. Ich finde, 
das passt hier sehr gut hinein. Es sind hier schon 
zwei Themen angedeutet worden, nämlich erstens 
der große Komplex Mobilität. Die Zentralen Orte 

brauchen eine starke Ausstrahlungswirkung auf ihr 
jeweiliges Umland, wie die Metropolen. Das heißt, 
unsere Mobilitätssysteme müssen entsprechend an-
gepasst werden. Das hat sicherlich auch landes- 
und raumplanerische Aspekte. Also müssen diese in 
einem weiteren Schritt betrachtet werden. Das muss 
aber nicht hier und heute passieren.

Der zweite Komplex: Natürlich muss die innere 
Funktionalität der großen Agglomerationen auf der 
Tagesordnung bleiben und auch die Frage, was die 
Landesplanungspolitik im Weiteren beitragen kann. 
Das kann aber auch in einem eigenen Paket weiter-
entwickelt werden.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Herzlichen Dank für die Einladung zu dieser Anhö-
rung. Sie erwarten von mir eine Betrachtung der ju-
ristischen Seite. Ich kann keine politischen Äußerun-
gen treffen und will das auch gar nicht – obwohl ich 
eine politische Meinung habe, aber die stelle ich 
jetzt zurück.

Mir geht es um etwas Handwerkliches, und zwar um 
den Grundsatz in Nummer 2.1.11. Es geht darin um 
den Zentralen Ort im Raum mit besonderem Hand-
lungsbedarf. Beim ersten Satz "In Teilräumen ..." 
handelt es sich inhaltlich eher um ein Merkmal, und 
man sollte ihn eher der Nummer 2.2.3 des LEP, die 
eine Zielfestlegung enthält, in der Definitionen ge-
troffen werden, zuordnen; denn ein Grundsatz als 
solcher ist einer Abwägung zugänglich, kann also 
weggewogen werden. Bei der Wortwahl hat man es 
eher mit einer Definition zu tun, wenn es heißt "In 
Teilräumen mit besonderem Handlungsbedarf wer-
den Zentrale Orte auch dann festgelegt, wenn ...". 
Eine Normstruktur deutet darauf hin, dass es sich 
eher um etwas Verbindliches handeln soll, also um 
eine Definition. Von daher würde ich dazu raten, das 
systematisch neu zuzuordnen und in eine Zielfestle-
gung zu überführen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Jetzt haben die 
Abgeordneten das Wort. Wir sollten uns auf Fragen 
konzentrieren. Die Zeit für die Auseinandersetzung 
wird noch gegeben sein.

Abg. Annette Karl (SPD): Herr Vorsitzender, meine 
Damen und Herren! Erst einmal herzlichen Dank an 
die Experten, dass sie sich heute so viel Zeit neh-
men. Herr Prof. Magel, Sie können davon überzeugt 
sein, dass wir die Stellungnahmen alle gelesen 
haben.

Ich wollte noch einmal auf die Zentralen Orte zu 
sprechen kommen. Es ist richtig, dass sehr viele 
Bürgermeister einen Aufstufungswunsch äußern. Ich 
glaube, das resultiert vor allen Dingen aus der 
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Sorge, ansonsten nicht mehr ausreichend gefördert 
zu werden. Ich glaube, dass wir andere Unterstüt-
zungsmaßnahmen ergreifen müssen, um diese Sor-
gen zu besänftigen.

Meine Frage an die Experten geht in die Richtung 
von Mehrfachzentren und grenzüberschreitender 
Zentren. Vielleicht könnten Sie sich dazu äußern, 
wie man diese doch sehr vagen Festlegungen mit 
Leben erfüllen kann. Ich halte es für schwierig, zum 
Beispiel grenzüberschreitende Mehrfachzentren 
auszuweisen, ohne dass eine Konzeption unterlegt 
ist. Ich wäre für Hinweise hierzu dankbar.

Abg. Christine Haderthauer (CSU): Auch von mir 
ein herzlicher Dank an die Sachverständigen. – Mir 
sind im Verlauf der Anhörung zwei Dinge aufgefal-
len: Erstens. In großer Übereinstimmung wird immer 
wieder darauf hingewiesen, dass eine Festsetzung 
zwar ganz gut sei, dass aber die Mittel folgen müss-
ten. Das verwundert mich ein wenig vor dem Hinter-
grund, dass wir jedes Jahr enorm steigende kommu-
nale Finanzausgleiche haben und die 
Direktförderungen enorm erhöht werden. Ich frage 
Sie, woher dieses ständige Misstrauen kommt, dass 
entsprechende Gelder folgen. Ohne vorherige Fest-
setzung können wir es den Gemeinden doch gar 
nicht ermöglichen, in Förderkulissen hineinzukom-
men. Diese Skepsis verwundert mich sehr.

Zweitens. Herr Prof. Magel, Sie haben das beson-
ders angesprochen. Mich wundert der sehr dirigisti-
sche Blick mancher Sachverständiger, was dieses 
LEP leisten kann und was nicht. Wir sind uns doch 
sicherlich alle darin einig, dass die bayerische Be-
völkerung ihren Willen im Rahmen der Niederlas-
sungsfreiheit dokumentiert. Die Menschen gehen 
dorthin, wo sie gute Rahmenbedingungen vorfinden, 
und nicht dorthin, wo wir es qua Steuerungsfunktion 
im LEP gerne hätten. Im Grunde bleiben uns also 
nur zwei Optionen: Entweder wir planen an den Re-
alitäten vorbei, schreiben irgendetwas ins LEP und 
wundern uns dann darüber, dass das nicht eintritt, 
oder wir versuchen, Realitäten durchaus steuernd 
nachzuvollziehen und lösen uns von einem theoreti-
schen Blick. Dieses Nachvollziehen von Realitäten 
funktioniert gut. Nicht umsonst haben sich die Le-
bensbedingungen in den ländlichen Räumen denen 
in den Ballungsräumen angenähert. Man sieht das 
an den Arbeitslosenquoten, die sich bei Weitem 
nicht mehr so unterschieden, wie das früher einmal 
der Fall war.

Wir versuchen, die Realitäten nachzuvollziehen, 
indem wir zum Beispiel durch Festlegung als Raum 
mit besonderem Handlungsbedarf mehr Räume in 

die Lage versetzen, Fördermittel der Europäischen 
Union abzurufen, die sich nun einmal an diesem Kri-
terium orientiert.

Herr Gleich, Sie haben in einer Veröffentlichung für 
den Bayerischen Städtetag, in der es um Anreize 
zur Mobilisierung von Bauland ging, festgestellt, 
dass die Landkreise zum Teil stärker wachsen als 
die Städte. Genau das wollen wir doch. Wir bekom-
men die Menschen nur dazu, in den ländlichen Räu-
men zu bleiben oder sich dorthin zu bewegen, 
indem wir das Gefälle zwischen der Stadt und dem 
ländlichen Raum abmildern. Das schaffen wir nur, 
indem wir eine Ermöglichungskultur breit manifestie-
ren. Deswegen ist meine Frage, ob der Blick, nur zu 
steuern, veraltet ist und ob es sinnvoller ist, den Re-
alitäten zu folgen, indem wir mit diesem LEP Ermög-
lichungsstrukturen schaffen, die geeignet sind, Un-
terschiede abzumildern. Die Menschen in Bayern 
stimmen mit dem Umzugswagen ab.

Abg. Sandro Kirchner (CSU): Ich höre den Ausfüh-
rungen der Experten sehr aufmerksam zu und muss 
für meinen Stimmkreis feststellen, dass im Zusam-
menhang mit den neuen Festlegungen zu Zentralen 
Orten mehr Chancen oder fast ausschließlich Chan-
cen eröffnet werden und die aufgezeigten negativen 
Aspekte eigentlich keine Relevanz haben. Das ist 
nur eine Feststellung.

Mich würde interessieren, wer von den Experten tat-
sächlich aus dem ländlichen Raum und wer aus 
einer Metropole kommt, um einordnen zu können, 
inwieweit die Theorie vom persönlichen Lebensum-
feld geleitet ist.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Diese Informa-
tion ist überall zugänglich.

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Auch ich möchte 
mich für die sehr ausführlichen und detaillierten Er-
läuterungen bedanken. Ich muss feststellen, dass ei-
gentlich alle bis auf Herrn Rüchardt den Punkt Zen-
trale Orte bzw. Raum mit besonderem 
Handlungsbedarf im LEP sehr kritisch sehen. Das 
gibt mir sehr zu denken, inwieweit das Ministerium 
die Unterlagen ausgewertet und in Betracht gezo-
gen hat. Ich komme zu dem Ergebnis, dass das bis 
jetzt leider nicht der Fall war.

Sie äußern die Hoffnung, dass wir es im Landtag 
schaffen, Ihre Expertise einfließen zu lassen. Wir 
haben alle Stellungnahmen gelesen. Oftmals waren 
sie mit Blick auf den Verordnungsentwurf eine 
schallende Ohrfeige für die Staatsregierung.
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Bei den Zentralen Orten und dem Raum mit beson-
derem Handlungsbedarf fallen nach meiner Ein-
schätzung die Leitplanken im LEP. Es folgt einem 
neoliberalen Geist; es wird nicht mehr gesteuert. 
Das sehe ich mit großer Sorge.

Ich komme aus dem Landkreis Ansbach, aus 
Feuchtwangen. Der Landkreis Ansbach ist neu im 
Raum mit besonderem Handlungsbedarf. Prof. Mi-
osga hat es gerade so dargestellt: Ungleiches wird 
gleichbehandelt. Auf unseren Raum trifft das zu. Wir 
haben mit Feuchtwangen, Ansbach, Dinkelsbühl, 
Rothenburg o. d. T. wirklich starke Mittelzentren; dort 
geht es aufwärts. Wir haben den Hesselbergraum im 
Landkreis Ansbach. Mit diesem LEP wird alles in 
einen Topf geworfen und als Raum mit besonderem 
Handlungsbedarf deklariert. Das geht an den Prob-
lemlagen völlig vorbei.

Frau Haderthauer, falls irgendwann einmal mehr 
Geld eingestellt werden kann – momentan ist das 
noch nicht der Fall –, entsteht das Problem, dass 
nicht mehr gesteuert wird. Das Geld fließt nicht ge-
zielt, sondern auch Räume werden bedient, die 
Stadt Ansbach, meine Heimatstadt Feuchtwangen, 
die es eigentlich nicht nötig haben. Das ist der fal-
sche Weg. Unsere Mittel sind nicht unbegrenzt.

Deswegen noch einmal die Frage an die Experten: 
Hätte das Heimatministerium das Ganze detail-
schärfer festlegen können? Ich kenne von Herrn Mi-
osga die verschiedenen Kategorien, in die eingeteilt 
wurde.

Abg. Dr. Harald Schwartz (CSU): In der Zielset-
zung einer Verbesserung sind wir uns wohl alle 
einig. Allgemein wird beklagt, dass die Liste der 
Zentralen Orte im aktuellen Entwurf zu lang sei, 
dass sie möglicherweise noch länger wird, weil uns 
noch viele Anträge erreichen. Nachdem das allge-
mein beklagt wird und sich auch die Politiker hier im 
Raum einig sind, dass etwas weniger mehr wäre, 
stelle ich die Frage: Hat sich einer der Sachverstän-
digen mit der vorgeschlagenen Liste konkret be-
schäftigt und kann uns Orte benennen, die nach sei-
ner Ansicht gestrichen werden sollten? Solche 
Vorschläge würden uns sehr helfen; denn alle bekla-
gen, die Liste sei zu lang, und fordern, die Politiker 
sollen entscheiden, welche Orte gestrichen werden.

Abg. Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Herr Vor-
sitzender, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ver-
ehrte Sachverständige! Zunächst einen herzlichen 
Dank für die ausführlichen Stellungnahmen. Es war 
schon im Vorfeld interessant zu sehen, soweit Stel-
lungnahmen vorlagen, dass überwiegend kritische 
Anmerkungen zum LEP-Entwurf kamen und sehr 

konstruktiv dazu Stellung genommen wurde. Diese 
inflationäre Handhabung der Zentralen Orte und 
Räume mit besonderem Handlungsbedarf bringt uns 
in Bayern sicherlich nicht weiter – das ist meine per-
sönliche Meinung –, weil die Ressourcen begrenzt 
sind. Kollege Stümpfig hat es schon angedeutet.

Frau Kollegin Haderthauer, natürlich sind die Kom-
munalfinanzen in Bayern und auch die Förderungen 
für die Kommunen in den letzten Jahren deutlich ge-
wachsen. Das hängt aber in erster Linie mit dem ge-
wachsenen Steueraufkommen und dem Wirtschafts-
wachstum zusammen. Das heißt, es ist ein 
unmittelbarer Effekt, aber keine direkte Auswirkung. 
Insofern muss schon betrachtet werden, was im 
Haushalt überhaupt hinterlegt werden kann, um dem 
Rechnung zu tragen. Ich glaube, daran sollten wir 
uns orientieren.

Es wird insgesamt zu einem Glaubwürdigkeitsprob-
lem. Wenn man keine besonderen Herausstellungs-
merkmale mehr hat oder wenn Gemeinden, die noch 
eine Mittelschule und einen Supermarkt haben, ani-
miert werden, ebenfalls einen Antrag zu stellen, 
damit wir von 1.000 auf 1.500 Gemeinden kommen, 
die in Bayern in irgendeine Gebietskategorie einge-
ordnet werden können, wird uns das nicht weiterfüh-
ren.

Gerade wurde die Frage aufgeworfen, welche Orte 
herausgenommen werden sollten. Von den hier an-
wesenden Fachleuten hat niemand vorgeschlagen, 
weitere Orte aufzunehmen. Solche Vorschläge kom-
men von der politischen Seite und haben einen 
durchaus erkennbaren Hintergrund. Ich glaube, eine 
genauere Definition und Festsetzung der Hand-
lungsschwerpunkte wäre wichtig. Die Fachleute 
haben verschiedentlich darauf hingewiesen, dass 
entsprechende Merkmale fehlen. Mich würde inter-
essieren, welche Merkmale denn wichtig sind, um 
zum Beispiel eine Metropole zu begründen. Müssen 
in den künftig drei Metropolen in Bayern die gleichen 
infrastrukturellen Voraussetzungen bzw. Einrichtun-
gen wie Messegesellschaften, Staatstheater etc. 
vorhanden sein? Wie schaut es denn bei den ande-
ren Gebietskategorien aus, die jetzt eingestellt wer-
den? Was ist das entscheidende Kriterium? Wenn 
wir das von fachlicher Seite einmal hören könnten, 
würden wir uns mit der politischen Beurteilung viel-
leicht etwas leichter tun.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich meine, in 
einer Anhörung muss man die verschiedenen Mei-
nungen stehen lassen. Die Auswertung wird hinter-
her erfolgen. Es wird ein Protokoll über diese Anhö-
rung geführt, das von den Rednern zwar nicht 
autorisiert, aber allen zur Verfügung stehen wird. Die 
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schriftlichen Stellungnahmen werden daran ange-
fügt. Das wird ein sehr lehrreiches Werk werden.

Auf diese Frage wurde noch nicht eingegangen: Ist 
es sinnvoll, mehrere Orte zu einem Zentralen Ort zu-
sammenzufassen? Was könnte der Sinn sein?

SV Prof. Dr. Manfred Miosga (Universität Bay-
reuth): Der LEP-Entwurf sagt dazu etwas aus. Ori-
entiert an der Regelung im gültigen LEP von 2013 
ist das nach Möglichkeit zu vermeiden und soll nur 
in Ausnahmefällen stattfinden. Beim Zentralen Ort 
steht immer die Idee im Hintergrund, eine Bünde-
lungswirkung zu erzeugen, um die zentralörtlichen 
Dienstleistungen möglichst in räumlicher Nähe zu 
organisieren, damit Koppelungsmöglichkeiten gege-
ben sind. Die Wege können dadurch verringert und 
gegenseitige positive Externalitäten erzeugt werden. 
Das ist ein grundsätzliches Argument gegen die 
Ausweisung von Mehrfachzentren, weil das dort in 
der Regel nicht gegeben ist.

Diese Ausnahmeregelung, wenn man sie befolgen 
würde, müsste genauer begründet werden. Das 
heißt, ein gewisser städtebaulicher oder raumstruk-
tureller Zusammenhang im Sinne räumlicher Nähe 
sollte gegeben sein, wenn man abweicht. Das würde 
ich so interpretieren.

Aus siedlungsstruktureller Sicht und mit Blick auf die 
Grundidee der Zentralen Orte würde ich insoweit 
mitgehen, dass sich ein Mehrfachzentrum vielleicht 
auf zwei Standorte in räumlicher Nähe konzentrieren 
sollte. Einige der ausgewiesenen Mehrfachzentren 
entsprechen diesen so interpretierten Kriterien nicht. 
In Oberbayern gibt es solche Mehrfachzentren. Das 
ist problematisch. Was ist das Zentralörtliche dabei, 
was man nicht auch durch andere Formen der inter-
kommunalen Kooperation, die auf eine Spezialisie-
rung und Arbeitsteilung abzielen, regeln könnte?

Im Übrigen sind das häufig Orte – wir haben das an 
einem Beispiel nördlich von Bayreuth explizit unter-
sucht –, die von ihren Ausstattungsmerkmalen her, 
vergleicht man die Kriterien mit dem LEP von 2006, 
nur sehr wenige mittelzentrale Einrichtungen aufwei-
sen und zudem kilometerweit auseinander liegen. 
Das ist problematisch. Ich kann nicht erkennen, wie 
die Bündelungsfunktion erfüllt werden könnte.

Wenn ich darf, Herr Vorsitzender, würde ich noch 
gerne auf die eine oder andere Bemerkung einge-
hen. –

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Sie kennen das 
von wissenschaftlichen Disputen: Es ist endlos. Die 
Punkte Anbindegebot und Alpenplan sind noch zu 

behandeln. Ich verspreche Ihnen, dass wir das 
nachlesen.

Dann würde ich jetzt gerne den Themenkomplex 
"Anbindegebot" aufrufen. Ich verweise aus Sicht der 
CSU und der Staatsregierung darauf, dass wir in der 
Tat manchmal ein anderes Planungsverständnis 
haben, als Sie es mitbringen. Das ist keine Wertung 
in besser oder schlechter, sondern das ist vielleicht 
auch Ausfluss politischer Entscheidungen.

Die Staatsregierung und die CSU-Landtagsfraktion 
verfolgt seit einigen Jahren eine Linie der Deregulie-
rung, der Liberalisierung und der Kommunalisierung. 
Dabei entsteht eine nicht aufhebbare Konkurrenzsi-
tuation: Wie weit gibt der Staat vor, und wie weit 
lässt er kommunale Entscheidungshoheit zu? Wir 
haben uns in einer Schwerpunktsetzung dafür ent-
schieden, staatliche Reglementierungen zurückzu-
nehmen und der kommunalen Entscheidungshoheit 
mehr Raum zu geben. Diese Linie kann man für 
falsch halten; sie hängt aber mit dem grundsätzli-
chen Staatsaufbau zusammen und damit, wie Staat 
und Kommunen in der Politik miteinander umgehen. 
– Verstehen Sie diese Bemerkung nicht als Vorgabe, 
sondern als eine Philosophie, die bei uns eine Rolle 
spielt.

SVe Cornelia Hesse (Bayerischer Gemeindetag): 
Die Würfel zum Anbindegebot sind bereits 2013 ge-
fallen; damals wurde die grundsätzliche Änderung 
formuliert. In der aktuellen Fortschreibung wird keine 
grundsätzliche Änderung des LEP von 2013 beim 
Anbindegebot vorgenommen, sondern die Anbin-
dung ist und bleibt ein Ziel. Der Ausnahmekatalog 
mit sechs Tatbeständen, die bereits 2013 eingefügt 
wurden, wird um drei weitere Ausnahmetatbestände 
erweitert.

Wir sind nicht grundsätzlich gegen ein Anbindege-
bot. Das haben wir so nie gesagt. Wir wollen keine 
Zersiedelung. Manche Gemeinden können sich auf-
grund ihrer topografischen Situation nicht so entwi-
ckeln, wie wir uns das im Idealfall vorstellen, nämlich 
angebunden an die örtliche Struktur. Dagegen kön-
nen topografische Hindernisse stehen, zum Beispiel 
ein Fluss, ein Hügel oder eine Einengung durch 
Straßenverläufe. Uns sind Fälle bekannt, in denen 
sich die Gemeinde nur weiterentwickeln kann, wenn 
ausnahmsweise ein nicht angebundener Standort 
gewählt wird. Wir sagen: Wenn ein angebundener 
Standort besser geeignet ist, soll dieser verwirklicht 
werden. Das Baugesetzbuch, das Bauplanungsrecht 
enthält das Instrumentarium, an das wir uns halten 
müssen. Nach unserer Auffassung ist darin ausrei-
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chend geregelt, wie man sich planerisch zu verhal-
ten hat.

Wir wollten niemals ein Anbindeziel, sondern einen 
Anbindegrundsatz. Wir sehen realistisch, dass das 
nicht kommen wird. Jetzt soll es weitere Ausnahme-
tatbestände geben. Das Problem wird dadurch aber 
nicht grundlegend gelöst; denn wenn ein weiterer 
Ausnahmefall auftritt, der im Ausnahmenkatalog 
nicht genannt wird, wird es wiederum nicht funktio-
nieren, sondern möglicherweise nur mit einer Zielab-
weichung.

SV Prof. Dr. Hubert Job (Universität Würzburg): 
Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich spreche im Namen der Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung. Ich möchte in 
der Hauptsache zum Alpenplan Stellung nehmen, 
würde aber ganz gerne zu Ihrer Vorrede in Sachen 
Anbindegebot einen Kommentar loswerden.

Ich möchte den verehrten Herrn Heimatminister zi-
tieren: "Daher gilt es, Entscheidungsträger vor Ort 
zu unterstützen; denn sie wissen am besten, was für 
ihre Arbeit gut ist". Das Zitat ist vom 28. März dieses 
Jahres. Ich meine und hoffe, dass Bürgermeister 
wissen, was für ihre Gemeinde vorteilhaft ist.

Uns muss klar sein – deswegen heißt es auch Lan-
desentwicklungsprogramm, wir reden von einer Lan-
desplanung –, dass die Summe aus operativen kom-
munalen Entscheidungen dem Wohle der Bürger vor 
Ort dient und nicht unbedingt dem Wohle der ge-
samten bayerischen Bevölkerung zugedacht ist. Das 
heißt de facto: Aus strategischer Landessicht wird 
mit dieser weiteren Lockerung des Anbindegebots 
eine Konkurrenzspirale unter den Kommunen aufge-
macht.

Man kann das zwar paradigmatisch so setzen, muss 
dann aber konzedieren, dass man mit der Locke-
rung des Anbindegebots eine Zersiedelung in Kauf 
nehmen muss, weil es eine Neuinanspruchnahme 
von Flächen auf der grünen Wiese geben wird, dass 
es eine Uniformierung der bayerischen Heimat 
geben wird, dass wir immer mehr konfektionierte 
Neubauten haben werden.

Wenn Sie einmal sternförmig aus München hinaus-
fahren und keinen Kompass bei der Hand haben, 
wird es Ihnen schwerfallen, bevor Sie dann im 
Süden die Alpen sehen, zu erkennen, wo Sie gera-
de unterwegs sind, weil alles gleich aussieht.

Die Landschaft wird zerschnitten; wir haben höhere 
Erschließungs- und Folgekosten, und wir haben 
letztlich mehr innerörtliche Leerstände und verkehrli-
che Probleme in ländlichen Räumen, gerade was 

die Frage des Anschlusses dieser neuen Gewerbe-
flächen mit öffentlichen Verkehrsmitteln angeht. 
Deswegen würde ich darum bitten, das noch einmal 
zu überdenken.

SV Erich Odörfer (Bayerischer Städtetag): Herr 
Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Diese drei Ausnahmen zur Lockerung des An-
bindegebots sehen wir vor allem wegen der zu er-
wartenden Auswirkungen auf den Flächenverbrauch 
sehr kritisch.

Ich beginne mit der Erweiterung an den Autobah-
nen. Diese Ausnahme wird in Zukunft zu Nachfrage-
steigerungen an diesen Standorten führen. Als Bür-
germeister einer Stadt, die an einer Autobahn liegt, 
kann ich das sehr wohl bestätigen.

In Südbayern gibt es über 200 Anschlussstellen. Die 
Ausnahme wird gerade in den Ballungsräumen in 
Oberbayern und Mittelfranken greifen. Diese Aus-
nahmebestimmung sieht keine räumliche Eingren-
zung vor. Dadurch besteht die Gefahr, dass entlang 
der Autobahnen bandartige Siedlungsflächen ent-
stehen. Zwar verbraucht die Ansiedlung auch in der 
angebundenen Form Grund und Boden; allerdings 
zeigt sich, dass diese Flächeninanspruchnahme ge-
rade beim Einzelhandel immer größer wird. Das ist 
dann ja der Fall. Also werden immer mehr Flächen 
benötigt.

Wegen der Möglichkeit dieser nicht angebundenen 
Gewerbegebietsausweisung werden der Natur 
große Flächen weggenommen, die für unsere Tier- 
und Pflanzenwelt, aber auch für unsere bayerische 
Kulturlandschaft von großer Bedeutung sind.

Bei der Ausnahme für interkommunale Gewerbege-
biete bemängeln wir, dass es keine räumliche Ein-
grenzung gibt. Nicht einmal die Nachbarschaft der 
Kommunen ist erforderlich. Auch dies wird in gro-
ßem Umfang zu weiteren Flächenbeanspruchungen 
führen.

Die dritte Ausnahme betrifft überörtlich raumbedeut-
same Freizeitanlagen. Die Auswirkungen dadurch 
schätzen wir als sehr gering ein. Eine Prognose hin-
sichtlich der Inanspruchnahme zu diesem Zweck ist 
unseres Erachtens für ganz Bayern nicht möglich.

Wir haben noch weitere Anmerkungen. Gestatten 
Sie, Herr Vorsitzender, dass Herr Gleich das noch 
vorträgt.

SV Florian Gleich (Bayerischer Städtetag): Das 
Thema Anbindegebot und die Ausnahmen davon 
sind uns enorm wichtig. Wir haben anlässlich eines 
parlamentarischen Abends – ich glaube, das war 
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sogar mit der CSU-Fraktion – einmal versucht, Flä-
chendaten von Bayern zu sammeln und zu verglei-
chen, wie sich die Flächen von Gewerbe- und In-
dustriegebietsausweisungen zu 
Wohngebietsausweisungen verhalten. Das Ergebnis 
hat uns überrascht. Das Verhältnis, gerade in den 
Großstädten, lag oft bei 10 %, bei den großen Kreis-
städten zwischen 10 % und 20 %. Bei einigen Aus-
reißern in der Gruppe der Kommunen mit unter 
5.000 Einwohnern betrug das Verhältnis bis zu 
50 %. Das hat uns wirklich erschreckt. Statistisch 
und mathematisch ist diese Erhebung zwar nicht 
sauber, wir haben aber versucht, schon einige Zah-
len herauszufiltern. Diese Zahlen haben belegt, dass 
das Anbindegebot, wie es jetzt mit den Ausnahmen 
im LEP steht, kleine Kommunen gerade nicht blo-
ckiert, sondern durchaus den notwendigen Raum 
belässt.

Wir befürchten durch die Lockerung des Anbindege-
bots für Gewerbe an Autobahnanschlussstellen eine 
offene Tür für Einzelhandelsansiedlungen. Wir sind 
davon überzeugt, dass die Einschränkung der Ein-
zelhandelsnutzung rechtlich keinen Bestand hat.

Was wäre die Folge? – Solange man mobil ist, ge-
nießt man es natürlich, mit dem Auto nach draußen 
fahren zu können, auf großen Parkflächen parken zu 
können und einkaufen zu können; aber für weniger 
mobile Menschen – ich erinnere an das Ziel "Bayern 
barrierefrei 2023" – ist das keine Option; die können 
nämlich nicht mit dem Auto hinausfahren. Deshalb 
ist die Vermeidung von Einzelhandelsnutzungen 
draußen so wichtig.

Warum ist das so gefährlich? – Nach der Baunut-
zungsverordnung sind in Gewerbegebieten Gewer-
benutzungen auf bis zu 800 Quadratmetern zuläs-
sig. Wenn man diese Nutzung ausschließen möchte, 
braucht man nach der Baunutzungsverordnung be-
sondere städtebauliche Gründe, die im Einzelfall von 
der planenden Kommune darzulegen sind. Nach 
Auffassung unserer Mitglieder ist diese Darlegung 
enorm schwierig. Zur Darlegung genügt nicht der 
Verweis auf das LEP, sondern die Darlegung muss 
tatsächlich geführt werden. Das wird nicht möglich 
sein. Irgendwann hat man die Nutzungen bis 
800 qm. Daraus wird eine Agglomeration solcher 
Nutzungen. Am Schluss wird das Ganze überdacht, 
damit es nicht hineinregnet, und dann hat man doch 
das große Einzelhandelszentrum auf der grünen 
Wiese.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Jetzt muss ich 
einschreiten. – Es hat keinen Sinn, irgendeinen Po-
panz aufzubauen und dann lange zu begründen, 

dass das unmöglich ist. Es geht nicht um Handel; 
das wissen Sie. Das steht auch klar drin. Deshalb 
kann man nicht entgegen dem Wortlaut sagen, das 
ist die große Gefahr.

SV Florian Gleich (Bayerischer Städtetag): Erlau-
ben Sie mir bitte noch diese Ausführung. Ich komme 
dann wirklich zum Ende. Wir kritisieren nicht nur; wir 
hätten auch einen Kompromissvorschlag, der es er-
möglicht, dass örtliche und überörtliche Gesichts-
punkte berücksichtigt werden. Der lautet so, dass 
man die Ausnahmen, wie sie im Entwurf enthalten 
sind, zulässt, aber sämtliche Ausnahmen unter den 
Vorbehalt der Zustimmung des regionalen Planungs-
verbandes stellt. Das hätte nämlich den Zweck, dass 
jede Gemeinde für sich die örtlichen Belange be-
rücksichtigt, und im Verbund, im Planungsverband, 
werden die überörtlichen Gesichtspunkte berück-
sichtigt. Das entspricht der Landesplanung doch am 
meisten, wo es eben um Interkommunalität geht und 
nicht um Konkurrenz.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Das wird geprüft.

SV Prof. Dr. Hubert Weiger (BUND Naturschutz in 
Bayern e. V.): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Die ge-
plante weitere Lockerung des Anbindegebots wäre 
die verhängnisvollste Maßnahme, die die Baye-
rische Staatsregierung letztendlich mit Zustimmung 
des Bayerischen Landtags beschließen würde. Wir 
haben, wie vorher bereits einleitend gesagt, seit 
2013 eine Lockerung des Anbindegebots. Sie wirkt 
sich schon heute verhängnisvoll auf unser gesamtes 
Landschaftsbild aus. Unser Land verändert sein Ge-
sicht in einem atemberaubenden Tempo. Ich lade 
Sie dazu ein, einmal auf der Autobahn von Bamberg 
nach Nürnberg zu fahren. Dort sehen Sie bandförmi-
ge Gewerbeentwicklung, genau am Tor zu einer der 
schönsten Regionen unseres Landes, nämlich der 
Fränkischen Schweiz.

Das Gleiche können Sie erleben, wenn Sie auf an-
deren Autobahnen fahren. Herr Vorsitzender, wenn 
Sie in Ihre niederbayerische Heimat fahren, erleben 
Sie im Bereich Landshut ebenfalls eine solche Ent-
wicklung, und zwar nicht auf degradierten Standor-
ten, nicht auf Wüstenböden, sondern auf fruchtba-
ren, nicht vermehrbaren Böden. Im letzten Jahr hat 
der Bayerische Landtag die Bayerische Verfassung 
gefeiert. Wir haben eine Entwicklung in Gang ge-
setzt, die ein absoluter Verstoß gegen den Arti-
kel 141 Absatz 3 der Bayerischen Verfassung dar-
stellt, wonach die Schönheit und die kulturelle 
Qualität unseres Landes zu erhalten sind.
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Wir öffnen mit dieser Änderung des LEP Tür und 
Tor. Die weiteren geplanten Maßnahmen würden 
das noch beschleunigen. Ich garantiere Ihnen: Es 
gibt genügend Spekulanten, die schon jetzt geeigne-
te Standorte für Freizeitgroßeinrichtungen an den 
schönsten Orten unserer Heimat aussuchen. Der 
BUND Naturschutz kämpft seit Jahren gegen ein 
solches Projekt im Landkreis Lindau; bislang konnte 
es verhindert werden, weil es das Anbindegebot 
noch gibt. Wenn das Anbindegebot fällt, wird dieses 
Projekt realisiert werden.

Auch einer der größten Gewerbeparks im Bereich 
des Feuchtwanger Autobahnkreuzes würde dann re-
alisiert werden können.

Wir haben nicht nur die Autobahnen, sondern auch 
die Bundesstraßen, die Zug um Zug vierstreifig aus-
gebaut werden und damit entsprechend in die Flä-
che wirken.

Natürlich ist die kommunale Planungshoheit eines 
der höchsten Schutzgüter, für welches wir uns als 
Verband auch einsetzen; denn wir wissen, die Kom-
munen sind letztendlich die zentralen Orte, um 
nachhaltige Entwicklung in Gang zu bringen. Sie 
waren häufig Vorreiter. Sie können dem Druck eines 
kommunalen Ausweisungswettbewerbs, der da-
durch in Gang gesetzt wird, aber nicht standhalten. 
Er wird dazu führen, dass entsprechende Flächen, 
weil sie erschlossen sind, billigst angeboten werden, 
damit sich die finanzielle Situation der jeweiligen 
Kommune nicht noch weiter dramatisch verschlech-
tert. Ich knüpfe an das an, was Herr Prof. Miosga 
schon einleitend zu den Zentralen Orten gesagt hat.

Wir waren in Bayern immer stolz darauf, dass wir 
Fehlentwicklungen wie in anderen Bundesländern 
nicht mitgemacht haben. Herr Vorsitzender, ich erin-
nere mich noch an viele Gespräche, die wir für ein 
Konzept zur Sicherung des freien Raumes geführt 
haben – gegen Kritik aus anderen Ländern. Wir sind 
dabei, dieses zentrale Schutzkonzept für die freie 
Landschaft zu opfern, und zwar ohne Not. Wir be-
schleunigen damit nicht nur den Landverbrauch, 
sondern wir entfernen uns damit, wie schon in den 
letzten Jahren, immer weiter von dem im Konsens 
der Politik festgesetzten Ziel. Ich bin Mitglied im Rat 
für nachhaltige Entwicklung der Bundesregierung. 
Wir haben in der Fortschreibung für 2030 die Redu-
zierung des 30-Hektar-Ziels bekräftigt. Es soll auf 
ein Maß gebracht werden, dass wir im Jahr 2030 
nicht mehr Fläche beanspruchen, als wir der Natur 
durch Rekultivierungs- und Renaturierungsmaßnah-
men zurückgeben.

Wir haben den Grundsatz der Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung. Das Gegenteil ist aber der Fall. 
Wir werden zwangsläufig eine Fehlentwicklung be-
kommen, trotz des Willens sicherlich vieler Gemein-
den.

Immer mehr Menschen in unserem Land haben kein 
Verständnis dafür, dass wir in Bayern stolz auf die 
Heimat sind, dass wir permanent den Begriff "Hei-
mat" im Munde führen – inzwischen haben wir sogar 
ein Heimatministerium –, dass wir aber durch solche 
Regelungen alles dafür tun, unsere Heimat zu einem 
gesichtslosen Brei zu machen. Damit haben wir 
letztendlich nicht mehr die Qualität unseres Landes. 
Wir verlieren unser wichtigstes Gut, nämlich den 
nicht vermehrbaren Boden.

Das geht auch zulasten unserer Landwirtschaft, die 
ohnehin ums Überleben kämpft, weil sie standortge-
bunden wirtschaftet und diese Flächen benötigt. 
Auch im Hinblick auf die Umstellung auf ökologi-
schen Landbau und für artgerechte Tierhaltung ist 
Fläche notwendig.

Das heißt, die Fläche ist auch für unser Leben und 
Überleben das wichtigste Gut. Deswegen der drin-
gende Appell, diese Vorschrift nicht zu akzeptieren, 
sondern die Fehlentwicklungen seit dem Jahr 2013 
zu stoppen.

SV Prof. Dr. Holger Magel (Bayerische Akademie 
Ländlicher Raum e. V.): Sie sehen an der aufliegen-
den ergänzenden Stellungnahme, dass ich mir noch 
extra Arbeit für die heutige Anhörung gemacht habe. 
Das Thema ist mir sehr wichtig. Ich werde im Famili-
enkreis oft gefragt, warum ich mich so engagiere. 
Vor allem junge Kollegen in Ministerien und Behör-
den, die sich dazu nicht äußern dürfen, bitten mich, 
meine Meinung zu sagen.

Ich war jahrelang in einem Ministerium mit dem 
Thema beschäftigt. Herr Huber, wir haben uns vor 
30 Jahren kennen gelernt. So lange schon setzen 
wir uns miteinander zum Wohl der bayerischen Hei-
mat, der bayerischen Dörfer und Landschaften ein. 
Das bayerische Dorferneuerungsprogramm wurde 
aufgebaut. Sie haben mir viel geholfen.

Im Vorfeld hat man von viel Feldgeschrei gelesen 
und gehört. Da wird man unweigerlich gefragt und 
soll im Rundfunk oder den Zeitungen etwas dazu 
sagen. Ich bin nach wie vor ein glühender Anhänger 
der kommunalen Ebene. Es kann aber nicht sein, 
dass ein Minister sagt, die Gemeinden wüssten sel-
ber am besten, was für sie richtig ist, und deshalb 
zieht sich der Staat zurück. Das hat die verehrte 
Staatsministerin a. D. Frau Haderthauer quasi auch 
gesagt. Wenn das so wäre, müsste ich am Sinn der 
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Landesplanung zweifeln; dann könnten wir mit die-
ser Anhörung aufhören. Die Landesplanung wäre 
dann nicht notwendig, weil nur nachgesorgt würde. 
Das wäre eine ganz andere Sicht auf die Landespla-
nung; dann hätte ich die Landesentwicklung bisher 
falsch verstanden. Ich würde gerne wissen, ob die 
Kollegen von der Landesplanung im Ministerium das 
auch so sehen. Der Münchner OB wird in einem Zei-
tungsartikel von heute zitiert, er könne nichts tun, er 
könne nur versuchen, die Wachstumsschmerzen zu 
mildern. Um München geht es hier aber nicht, son-
dern um die Landesentwicklung.

Unser gemeinsames Ziel – so habe ich es bisher 
verstanden, so sind die hervorragenden Sitzungen 
der Enquete-Kommission bisher gelaufen – ist räum-
liche Gerechtigkeit in Bayern. Herr Miosga hat das 
vorhin auch gesagt: räumliche Gerechtigkeit für 
Stadt und Land. Das heißt: möglichst gleichwertige 
Lebensbedingungen – wir sind schließlich Realisten. 
Wir müssen also genau das tun, was Landesent-
wicklung nach meinem Verständnis bedeutet, was 
ich in China oder Kambodscha predige. Diese Län-
der schauen auf Bayern und sagen: Das ist doch 
das Land mit der besten Landesentwicklung. So ist 
bislang die vorherrschende Meinung.

Es geht einerseits um die endogene Entwicklung, 
also die kommunale Eigenentwicklung – Herr Roth, 
Sie wissen das auch –, und andererseits um die 
Steuerung von oben. Es kann doch nicht sein, dass 
von oben nicht mehr gesteuert wird. In der Raum-
ordnung gab es immer eine Hierarchie. Eine Ge-
meinde kann für sich nicht einfach festlegen, dass 
sie um 10.000 Einwohner wachsen will. Es muss 
eine übergeordnete Stelle geben, die solchen Vor-
stellungen entgegentritt oder sie befördert, zum Bei-
spiel wenn ein Wachstumskern entstehen soll.

Ich bin der Meinung, dass man dem Herrn Heimat-
minister nicht folgen kann, wenn er plakativ äußert, 
die Gemeinden wüssten selbst am besten, was für 
sie richtig ist, und deshalb soll alle Macht nach unten 
gegeben werden.

Manchmal werde ich als Vater der Dorferneuerung 
bezeichnet. Ich sage Ihnen aus meiner Erfahrung: 
Wenn das Ministerium den Gemeinden nicht gesagt 
hätte, wie das gemacht wird, wäre die Dorferneue-
rung heute nicht das, was sie geworden ist: ein Gü-
tesiegel in ganz Deutschland und Europa. Jeder, der 
plant, weiß, dass beides zusammen notwendig ist.

Seit dem Amtsantritt des amerikanischen Präsiden-
ten Trump hören wir tagtäglich von "Checks and Ba-
lances". Wir hören das auch aus der Türkei. Diese 

Funktion muss immer gegeben sein. Ich sage des-
halb: Die weitere Lockerung des Anbindegebots ge-
fährdet nachhaltig die Balance in der Entwicklung 
unserer Kulturlandschaft. Wir haben dazu viel ge-
schrieben; das wiederhole ich nicht.

Ich glaube an das Gute in jedem Abgeordneten. 
Dass es einen Fraktionszwang gibt, weiß auch ich. 
Aber irgendwann muss man sich von so etwas be-
freien. Ein Beamter kann das nicht tun; der muss 
seinem Minister folgen. Das haben wir erlebt. Ich 
weiß von vielen Kollegen, die von diesem ganzen 
Zeug Bauchweh haben, die das aber nicht sagen 
dürfen. – Herr Huber, es ist so. Sie können das nicht 
abtun. Sie können nur meine Bitte anhören: Holen 
wir uns zu den Sitzungen später die Beamten aus 
der Ortsentwicklung und der Dorferneuerung dazu 
und fragen wir sie nach ihrer Meinung. Das wäre 
eine faire Geste. Sie sollten nicht nur auf den Minis-
ter hören, sondern auch die Beamten fragen, wie sie 
diese Sache sehen.

Wer mit dem Auto oder dem Zug durch die Land-
schaft fährt, sieht doch, wie sich unser Land verän-
dert. Polt hat sogar einen Ausdruck für eine gewisse 
Gestaltung der Landschaft geprägt. Was das für 
eine Karriere ist, dass ein Heimatminister bei Polt 
zur Begriffsbildung für die Verunstaltung der Land-
schaft beiträgt! Das ist Fakt. Das kann man nicht 
leugnen.

Ich möchte an unser aller Gewissen appellieren: 
Jeder von uns singt mit Inbrunst die Bayernhymne. 
Darin heißt es: "Er behüte deine Fluren, schirme dei-
ner Städte Bau …". Wir machen das glatte Gegen-
teil.

Ich bin nicht dagegen, dass Gemeinden Gewerbe-
gebiete ausweisen; das können sie bisher schon 
tun. Ich bin aber gegen einen Aufruf, noch weiter hi-
nauszugehen und die Landschaft noch mehr in An-
spruch zu nehmen. Ich bin der Meinung, das beste-
hende Anbindegebot müsste genügen. Das Fass 
sollte nicht noch weiter geöffnet werden.

Vor vier Jahren haben mir viele Abgeordnete aus 
der Regierungspartei gesagt: Eigentlich haben Sie 
recht, Herr Magel, aber wir dürfen nicht, weil wir 
einen Koalitionspartner haben. Damals habe ich ge-
sagt: Na gut, es ist eben so. – Jetzt gibt es keinen 
Koalitionspartner, aber trotzdem wird es schlimmer. 
Was ist der Grund dafür?

Ich habe am Montagabend wie vielleicht viele Millio-
nen in Bayern Herrn Seehofer in der "Münchner 
Runde" gesehen. Dieses Mal wurde die Sendung 
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nicht von Herrn Gottlieb moderiert, sondern von 
einem neuen Moderator; er hat ziemlich gebohrt. –

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich frage mich, 
was das mit dem LEP zu tun hat.

SV Prof. Dr. Holger Magel (Bayerische Akademie 
Ländlicher Raum e. V.): Das hat sehr viel damit zu 
tun. Es ist schön, dass Sie mir so aufmerksam zuhö-
ren. – Seehofer hat auf die Frage, was er denn 
Neues erfinde, man müsse sich doch neu erfinden, 
gesagt, es gebe noch so viele ungelöste Probleme; 
dann hat er von sozialem Zusammenhalt gespro-
chen und von den Sorgen vieler Menschen im Alter. 
Dann hat er gesagt: Wir müssen unsere wunder-
schöne bayerische Landschaft erhalten und bewah-
ren. Es gehe hier um die Gefühle der Menschen. – 
Ich habe gedacht: Da schau her! Hat er denn ge-
wusst, was er mit diesem Anbindegebot durchge-
winkt hat?

Ich war in der Flurbereinigung. Ich bin ein gebrann-
tes Kind. Man hat die Fluren ausgeräumt, alle Sträu-
cher entfernt, Bäche verrohrt. Herr Weiger weiß das. 
Er hat uns dafür kritisiert. Die Alten haben gesagt: 
Wir können nichts dafür, die Politik hat das gewollt. 
Begründet worden ist es mit ökonomischen Grün-
den. Es müsse sein, der Bauer brauche bereinigte, 
ausgeräumte Fluren. Dann hat sich die Gesellschaft 
erhoben und dieses nicht mehr akzeptiert. Dann gab 
es einen Dieter Wieland und einen Hubert Weinzierl; 
dann ist sozusagen die Wende gekommen. Die Poli-
tik hat sich gedreht. Dieselben Politiker und Minister, 
die vorher das Ausräumen gefordert haben, haben 
ein anderes Vorgehen verlangt.

Ich wünsche Ihnen und uns allen nicht, dass irgend-
wann ein Ruck durch die Gesellschaft geht, die dann 
nicht mehr akzeptiert, wie die Landschaft ausschaut. 
Es kann doch nicht sein, dass man durch die Land-
schaft fährt – da muss man schon sehr abgestumpft 
sein – und einfach so hinnimmt, wie wir die Kultur-
landschaft zurzeit misshandeln. Das kann nicht sein. 
Fachlich ist das ein klarer Verstoß – das ist alles 
ausgeführt – gegen die Ziele der Dorferneuerung, 
gegen die Ortsentwicklung, den Städtebau, die 
Stadtsanierung, gegen die integrierte und interkom-
munale Zusammenarbeit. Es gibt so viele fachliche 
Argumente; man muss sie hier nicht austauschen. 
Als Fachmann schreit man geradezu auf.

Zum Schluss – Herr Huber, ich bin schon fertig – 
möchte ich noch etwas zitieren. Da können Sie noch 
einmal fragen, was das mit dem LEP zu tun hat: 
Weil Experten sich seinerzeit zum G 8 nicht einigen 
konnten, habe er – so rückblickend Ministerpräsi-
dent Stoiber in der "SZ" vom 6. April – eine politi-

sche Entscheidung treffen müssen. – So war es 
wortwörtlich zu lesen. Auch heute, fürchte ich, wer-
den sich die Experten nicht über die Lockerung des 
Anbindegebots und über die reale oder eingebildete 
Gefahr bzw. Wertung einer drohenden Zersiedelung 
einigen können. Da gibt es Für und Wider.

Sie, verehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
haben deshalb wie seinerzeit der Ministerpräsident 
die politische Entscheidung zu treffen. Das hat er of-
fensichtlich ganz allein entschieden. Hier entschei-
det wenigstens der Landtag mit. Ich wünsche Ihnen 
viel Glück dabei. Sie wissen, was auf dem Spiel 
steht. Sie haben die Auswirkungen jetzt schon tag-
täglich vor Augen. Wenn Sie nach Hause fahren und 
in die Landschaft blicken, müssen Sie erkennen, 
warum wir mit so viel Leidenschaft kämpfen. Bitte 
nicht noch mehr, sondern lassen wir es, wie es jetzt 
ist! Wenn Not ist, kann man mit einem Zielabwei-
chungsverfahren Ausnahmen machen. Das ist 
schon jetzt möglich.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Wenn ich mich 
jetzt in einen Dialog mit Ihnen einlassen würde, 
würde diese Anhörung bis 17 Uhr dauern. – Ich bitte 
Herrn Prof. Dr. Kment, auf die Frage der Abwägung 
zwischen staatlicher Vorgabe und kommunaler 
Selbstverwaltung einzugehen. Das steckt letztend-
lich dahinter.

Herr Prof. Dr. Weiger, auch mir gefällt vieles nicht, 
gerade was in der letzten Zeit entstanden ist. Das 
hängt mit Logistik zusammen. Diese Hallen sind 
alles andere als schön. Aber es gilt: Entweder haben 
wir es in Bayern, oder wir haben es nicht. Ob diese 
Zentren an einen Ort angebunden sind oder sich an 
der Autobahn befinden, ändert nichts an deren Aus-
sehen. Man kann diese Logistikzentren nicht an die 
Ortschaften heranbauen. Für viele Bürgerinnen und 
Bürger sind heute Lärm und hohe Verkehrsbelas-
tung das größte Ärgernis. Ich bitte alle, die mit Regi-
onalplanung und Landesplanung zu tun haben, an-
zuerkennen, dass wir Konfliktpotenziale zu 
reduzieren versuchen. Wenn man Gewerbegebiete, 
die verkehrsbelastend sind, an Wohngebiete anbin-
det, entstehen enorme Konfliktpotenziale. Das ist 
das Dilemma, in dem wir uns befinden.

Natürlich haben wir Abgeordnete ein Gewissen, und 
Bayern gefällt auch uns, Herr Prof. Dr. Magel. Diese 
Konfliktlage zwischen einer vernünftigen wirtschaftli-
chen Entwicklung mit Arbeitsplätzen und an die mo-
derne Wirtschaft angepassten Rahmenbedingungen 
und dem immer höher werdenden Anspruch der Be-
völkerung auf ein Wohnen in Ruhe und ohne Belas-
tungen lässt sich in einem dicht besiedelten Land 
kaum auflösen. Wir sind also in einem Dilemma. Ich 
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bitte daher, nicht zu differenzieren nach den Guten, 
die die Schönheit des Landes erhalten, und den 
Bösen, den Politikern, die das Land zerstören. Eine 
solche Einteilung würde dieser Konfliktlage nicht ge-
recht werden. Ich meine, das gilt für alle Parteien.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Sie haben mich nach dem Verhältnis der Landespla-
nung zur kommunalen Selbstverwaltung gefragt. Na-
türlich nimmt die Landesplanung, wenn sie ihre Re-
gelungsbefugnisse ausübt, kommunale Freiheiten 
weg oder kann sie auch einräumen. Wenn das An-
bindegebot eng gefasst wird, fallen die kommunalen 
Selbstverwaltungsanteile schmäler aus; bei Locke-
rung des Anbindegebots mit Ausnahmetatbeständen 
werden sie erweitert.

Um das in einen größeren Rahmen zu stellen, 
möchte ich den Vergleich mit anderen Bundeslän-
dern ziehen und ein wenig zurückblicken. Die Raum-
ordnung als solche hat eine Renaissance erlebt. 
1998 hat das Ganze angefangen, nämlich mit dem 
Aufkommen von Factory Outlet Centern. Daraus 
kann man einiges lernen. Dem Bundesgesetzgeber 
ist zum ersten Mal aufgegangen, dass das frühere 
Mauerblümchendasein der Raumordnung plötzlich 
zu Ende war; denn es gab auf einmal Steuerungsin-
teressen, die man den Gemeinden nicht mehr über-
lassen konnte. Wenn man große Akteure in einem 
bestimmten Raum ansiedelt, wirkt sich dies niemals 
nur lokal aus, sondern hat auf viele Kommunen Aus-
wirkungen. Die Ansiedlung von FOC fand typischer-
weise dort statt, wo es einen Autobahnanschluss 
gab, und in Gemeinden, die ohnehin schon etwas 
angeschlagen waren und die Nachteile hingenom-
men haben, um eine starke Wirtschaftskraft im Ort 
anzusiedeln, vor allem in dem Wissen, dass man 
von Nachbargemeinden Wirtschaftskraft abschöpfen 
kann.

Man hat gemerkt, dass die Gemeinden zunächst an 
sich und erst dann an die Nachbargemeinden den-
ken, dass es notwendig ist, planerisch vorzugehen 
und dies auf eine höhere Ebene zu geben, eine Art 
Schiedsrichter in das Verfahren einzuführen. Das 
war dann die Landesplanung. So hat man die Ziel-
strukturen, das ganze Regelungsregime der Raum-
ordnung vollständig auf den Kopf gestellt. Das hatte 
noch weitere Folgen.

Der Gesetzgeber sieht nicht nur die Möglichkeit, 
sondern auch eine Verpflichtung in der Aufgabe der 
Raumordnung, als Staat dann regulativ einzugreifen, 
wenn man Gemeinden bestimmte Aufgaben nicht 
mehr überlassen kann. Die Frage, die nicht juris-
tisch, aber politisch zu beantworten ist, lautet: Will 

man als Staat diese Aufgabe wahrnehmen, und will 
man einer festgestellten Fehlentwicklung entgegen-
wirken? In welchem Umfang will man das tun? – 
Das muss politisch entschieden werden, weil es 
Konsequenzen hat und über die Menschen politi-
sche Reaktionen hervorruft. Die politische Verant-
wortung hat man für einen bestimmten Zeitraum, 
und man wird irgendwann für die Arbeit belohnt oder 
bestraft. Das kommt ganz darauf an, wie sich das 
entwickelt. Das heißt, dieses Spannungsverhältnis 
besteht immer.

In anderen Bundesländern, gerade in Nordrhein-
Westfalen, hat man eher das Gegenteil: Viele Ge-
meinden müssen sich darum bemühen oder klagen, 
sie würden zu stark an die Leine genommen. Ganz 
dezidiert wird aufgeführt, wie man wo was wie ma-
chen kann und bis zu welchen Grenzen. Das geht 
so weit, dass festgelegt wird, bis zu welcher Menge 
an Schuhen in Relation zur Bevölkerungszahl 
Schuhhandel angesiedelt werden darf. Man geht in 
die kleinsten Sortimente hinein.

Von daher gibt es sicherlich noch die Möglichkeit, 
dezidierter zu regeln, ohne gleich in einen verfas-
sungsrechtlich problematischen Bereich im Hinblick 
auf die kommunale Selbstverwaltung zu gelangen. 
Ob man den ausfüllen will, ist die andere Frage.

Ein zweiter Aspekt – jetzt komme ich zu einem eher 
technischen Gesichtspunkt, der aber auch damit zu 
tun hat –: Wir haben hier eine Regelungstechnik mit 
einer Zielvorgabe – die heißt "Anbindegebot" – und 
vielen Ausnahmen. Im allgemeinen Sprachgebrauch 
denkt man bei dem Begriff "Ausnahme" an eine 
Regel und an eine Ausnahme. Dann muss es ein 
Gleichgewicht von Regel und Ausnahme geben; die 
Ausnahme darf also nicht mehr sein als die Regel, 
damit sich das sozusagen nicht umkehrt. Das ist im 
Juristischen nicht so zu verstehen; denn eine Aus-
nahme ist das Gleiche wie ein Ziel. Regel und Aus-
nahme haben also die gleiche rechtliche Qualität 
und müssen den gleichen rechtlichen Anforderun-
gen entsprechen. Es gibt keine Vorgabe, welches 
Gewicht das eine oder andere haben müsste. Sie 
könnten also noch mehr Ausnahmen machen, wenn 
Sie das wollten. Sie könnten natürlich aber auch we-
niger machen.

Interessant ist allerdings, dass am Schluss des gan-
zen Komplexes ein Grundsatz gefasst wurde, der 
auf das Zielabweichungsverfahren verweist. Darin 
wird vorgegeben, wie bestimmte Belange zu berück-
sichtigen sind.
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Ein Zielabweichungsverfahren fängt dann an, wenn 
der Plan aufgehört hat. Das heißt, der planerische 
Prozess ist abgeschlossen, und danach merkt man 
in einem Einzelfall, dass das planerische Gefüge 
nicht in allen Situationen funktioniert. Das heißt, der 
Plangeber konnte etwas vielleicht noch gar nicht 
vorhersehen, oder es haben sich erst nachträglich 
Umstände entwickelt, auf die er, hätte er sie ge-
kannt, reagiert hätte. Da er aber noch nicht wusste, 
dass es diese Situation gibt, hat er noch nicht steu-
ernd darauf zugegriffen. Wir haben bei uns aber die 
Situation, dass der Plangeber schon jetzt weiß, dass 
seine Ziele nicht wie gewollt zur Anwendung kom-
men werden; deshalb weist er schon auf das Zielab-
weichungsverfahren hin. Das ist ungewöhnlich.

Eigentlich ist es Aufgabe des Plangebers, einen er-
kannten Konflikt zu lösen und ihn nicht offen zu las-
sen, schon gar nicht auf ein Zielabweichungsverfah-
ren hinzuweisen, weil es kein Instrument ist, um ein 
Problem planerisch zu bewältigen. Es ist nur ein 
Notinstrument. Man muss sich fragen, ob damit 
schon ein Abwägungsfehler indiziert wird, man also 
schon weiß, dass es einen Konflikt gibt, man ihn 
aber nicht angeht, sondern kreativ zu lösen ver-
sucht.

Ich würde daher dringend raten, diesen Grundsatz 
zu entnehmen oder zu überlegen, einen weiteren 
Ausnahmetatbestand zu schaffen, der gerade diese 
Gemeinden einschließt, um für die betroffenen Ge-
meinden ein eigenes Regelwerk vorzusehen. Eine 
Durchbrechung wegen eines Grundsatzes, der auf 
ein Zielabweichungsverfahren hinweist, mit einer 
Vorgabe, wie später eine andere Behörde entschei-
den oder feststellen soll, dass der Plan nicht funktio-
niert hat, wäre ungewöhnlich. Der Plangeber sollte 
jetzt schon seine Hausaufgaben machen und sich 
nicht auf eine andere Institution zurückziehen und 
dieser Vorgaben machen. Dann sollte er die Sache 
doch besser selber regeln.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Dieser Hinweis 
auf das Zielabweichungsverfahren hat aus meiner 
Sicht eine deklaratorische Bedeutung; denn das 
Zielabweichungsverfahren ist im Landesplanungsge-
setz angelegt und nicht erst durch das LEP. Dass 
das drinsteht, hebt die Möglichkeit des Zielabwei-
chungsverfahrens nicht auf. – Wir prüfen das natür-
lich.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Sie wollen durch die Festsetzung dieses Grundsat-
zes auf dieses Entscheidungsverfahren Einfluss 
nehmen. Sie wollen steuern. Wenn Sie nicht steuern 
wollten, würden Sie es gar nicht beschließen. Wenn 
Sie darauf keinen Einfluss nehmen wollen – und das 

rate ich Ihnen –, dann nehmen Sie es heraus. Wenn 
Sie es drin haben, fangen Sie an zu steuern. Der 
Grundsatz ist zwar nicht bindend, er ist aber trotz-
dem verpflichtend zu berücksichtigen. Deshalb neh-
men Sie auf das Abwägungsverfahren Einfluss. Von 
daher würde ich Ihnen davon dringend abraten.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Das wird geprüft. 
Die Juristen der Staatsregierung arbeiten schon 
daran.

Jetzt darf ich Sie bitten, zu dem Einwand von Herrn 
Gleich vom Bayerischen Städtetag noch etwas zu 
sagen. Es ist die Ausnahme enthalten, es darf nicht 
für den Handelsbereich sein. Da war die Befürch-
tung, das würde rechtlich nicht halten. Das Anbinde-
gebot wird im Autobahnbereich aufgeweicht, mit 
Ausnahme Handel. Der Handel darf dort nicht statt-
finden. Die Befürchtung ist – das Handwerk und an-
dere äußern sie –, dass diese Einschränkung, dass 
die Lockerung nicht für den Handel gilt, rechtlich 
nicht halten würde. Hat der Staat bzw. haben die 
Kommunen die Möglichkeit, die spätere Umwand-
lung gewerblicher Ansiedlungen dort in Handel zu 
unterbinden?

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Ich glaube, dass es grundsätzlich möglich ist, als 
Regierung einen Ausnahmetatbestand auf bestimm-
te Branchen zu begrenzen oder darauf zurückzufüh-
ren. Der einzige Einwand könnte sein, dass damit 
eine Branche begünstigt wird. Es gibt hier aber 
einen sachlichen Grund, zum Beispiel Logistik vor-
zuziehen und den Handel auszuschließen, weil Lo-
gistik einen anderen Straßenverkehrszugang 
braucht als andere Branchen. Beim Handel hat man 
Zufahrtsverkehr von außen, die Bevölkerung muss 
dort hinkommen. Bei der Logistik sind die Anforde-
rungen an den Raum ganz andere. Ich sehe Unter-
schiede zwischen den einzelnen Branchen und kann 
mir durchaus vorstellen, dass man das rechtfertigen 
kann.

Diese Aussage stelle ich aber unter den Vorbehalt 
einer näheren Prüfung, die auch zu einem anderen 
Ergebnis führen könnte. Spontan würde ich das 
aber so beantworten.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Wir nehmen Sie 
nicht in Haftung, aber wir zitieren Sie.

SV Dr. Robert Obermeier (Bayerischer Industrie- 
und Handelskammertag e. V. (BIHK e. V.)): Ich bin 
nach diesen Vorträgen etwas in der Bredouille. Wir 
haben fast hollywoodreifen Ausführungen zuhören 
dürfen. Ich könnte mir vorstellen, dass es auch 
einen Film von Gerhard Polt über die Heimat geben 
wird.
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Ich möchte zu den Tatsachen zurückkehren und Sie 
mit sechs Zahlen konfrontieren, weil es hier immer 
um den Flächenverbrauch in Bayern geht: 12 % der 
bayerischen Landesfläche sind besiedelt, davon ent-
fallen 25 % auf Wohnen, 5 % auf Gewerbe. Seit 
2011 haben wir beim Wohnen einen Zuwachs von 
knapp 3 % und beim Gewerbe von 0,6 %. Im glei-
chen Zeitraum nahm die Zahl der Arbeitsplätze in 
Bayern um rund 10 % zu. Jetzt kann man sich fra-
gen: Ist das tatsächlich das Bild, das man an den 
Autobahnen sieht? Oder liegt das Problem woan-
ders?

Ich möchte auf den betrieblichen Alltag zu sprechen 
kommen. Das ist eigentlich der einzige Störfaktor in 
dem schönen Bild, das uns Herr Magel aufgezeigt 
hat. Die Toleranz oder die Liberalität in Bayern ist 
nicht so ausgeprägt, wie sie sein sollte. Betriebe 
haben bei ihrer Tätigkeit tagtäglich das Problem, mit 
Anforderungen aus ihrer Nachbarschaft umgehen zu 
müssen. Die IHK für München und Oberbayern be-
arbeitet als Trägerin öffentlicher Belange im Jahr 
etwa 1.500 Stellungnahmen in der Bauleitplanung. 
Zwei Drittel dieser Stellungnahmen befassen sich 
letztlich mit der Thematik, dass sich Wohnen und 
Gewerbe zu nahe kommen und es deshalb Proble-
me gibt. Wir hatten schon einen Fall, in dem nicht 
wegen Lärmbelastung geklagt wurde, sondern 
wegen Lichtverschmutzung. Der Nachbar eines Be-
triebes hatte geklagt, weil ihn das im nächtlichen Be-
trieb durch die Dachluken scheinende Licht gestört 
hat.

Wir glauben, es ist schon wichtig, dass man anders 
als beim Wohnen – da sehen wir die Konzentrati-
onswirkung der Zielsetzungen im LEP durchaus als 
gerechtfertigt an –beim Gewerbe auf die tägliche 
Betriebssituation achten muss, dass man Möglich-
keiten zulässt, um beide Nutzungsarten zu trennen.

Ich will Ihnen drei Beispiele für solche Situationen 
nennen. Das eine ist die Verlagerung der Paulaner-
Brauerei. Was hätte man gemacht, wenn sie nicht 
hätte hinausgehen können? Wegen sich ändernder 
Abläufe wird aktuell versucht, für die Papier- und 
Kartonagenfabrik in Wolnzach einen neuen Standort 
zu entwickeln. Dort ist derzeit das Baurecht im Wer-
den. Das dritte Beispiel sind die Kathrein-Werke im 
Raum Rosenheim, wo versucht wird, eine andere 
Struktur, auch räumlich, zu finden, um die Nutzungs-
konflikte, die in der Zukunft entstehen könnten, zu 
vermeiden. Das sind betriebliche Notwendigkeiten, 
die wir hier sehen.

Wir glauben, es ist durchaus sinnvoll, mit dem An-
bindegebot relativ flexibel umzugehen. Ich möchte 

den Aspekt der Topografie, den Frau Hesse erwähnt 
hat, aufgreifen. Wir sehen das ja auch in unserem 
Nachbarland Baden-Württemberg. Mir hat noch nie-
mand erklären können, warum es dort wesentlich 
mehr gemeindeübergreifende Gewerbegebiete als in 
Bayern gibt, nämlich rund 120. In Bayern sind es 
nicht einmal zwei Handvoll, glaube ich. Dort hat man 
eine ähnliche Situation.

Letzter Punkt. Wir teilen die Befürchtung der Kolle-
gen vom Handwerk und von den kommunalen Spit-
zenverbänden, dass irgendwann einmal ein Einfalls-
tor für die Handelsnutzung entstehen könnte. Wir 
sind uns noch nicht darüber im Klaren, wie man das 
auf Dauer ausschließen möchte.

SV Franz Xaver Peteranderl (Bayerischer Hand-
werkstag e. V.): Wir sehen es ähnlich. Wir haben 
eine schriftliche Stellungnahme abgegeben.

Ich möchte auf zwei Punkte hinweisen. Mit der vor-
gesehenen Erweiterung der Ausnahmen für Gewer-
begebietsausweisungen helfen Sie nur den Gemein-
den, die an Autobahnen oder großen Straßen 
liegen. Zum Teil handelt es sich schon jetzt um 
Boom-Regionen. Diese Boom-Wirkung wird dann 
noch verstärkt. Gemeinden im ländlichen Raum ab-
seits dieser Verkehrsadern werden verlieren.

Wir sehen es ähnlich wie die IHK. Wenn außerörtlich 
Gewerbegebiete geschaffen werden, sehen wir es 
als positiv, wenn sie kleinflächig und kleinteilig aus-
geschrieben werden, sodass auch das Handwerk 
und kleinere Betriebe dorthin verlagert werden kön-
nen. Ich glaube, der große Konkurrenzdruck unter 
den Gemeinden ist dann nicht gegeben, unbedingt 
große Unternehmen anzusiedeln.

Herr Huber, Logistikzentren sind nicht alles. Wenn 
Einzelhandelszentren entstehen, wird man die Ver-
kehrsströme damit begründen, dass es günstig ist, 
wenn sich der Verkehr dorthin verlagert und es in-
nerörtlich nicht zu Staus kommt. Wir sehen das 
daher auch kritisch. Sie kennen die Problematik der 
Tankstellen mit angeschlossenem Supermarkt oder 
Einkaufszentren. Die Bewertung überlasse ich 
jedem einzelnen. Wir sehen diese Lockerung sehr 
kritisch.

SV Alfred Enderle (Bayerischer Bauernverband): 
Viele Punkte sind bereits angesprochen, die die 
Landwirtschaft ganz massiv betreffen. Wir haben als 
Bayerischer Bauernverband schon öfter Stellung zur 
Nummer 3.3 des LEP genommen, die bisher mit 
"Vermeidung von Zersiedelung" überschrieben war. 
Vielleicht gibt schon die Änderung der Überschrift 
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wieder, dass sich die Kernaussage ganz massiv ver-
ändert, wenn jetzt nur noch "Anbindegebot" darüber 
steht und weitere Ausnahmen vom Anbindegebot 
begründet werden.

Es wurde schon mehrfach deutlich beschrieben, 
dass schon die bisherigen Ausnahmen massive 
Auswirkungen in der Fläche zeigen, dass ein großer 
Flächenentzug stattfindet. Wenn sich diese Entwick-
lung in die bisher planungsrechtlich geschützte Kul-
turlandschaft zieht, trifft es die Landwirtschaft dop-
pelt. Es werden nicht nur die Flächen entzogen, auf 
denen Gebäude stehen, sondern auch für die Er-
schließungen werden zusätzliche Flächen benötigt.

Die Landwirtschaft ist doppelt betroffen: Wir müssen 
nicht nur verkraften, dass die bebaute Fläche entzo-
gen wird, sondern dass auch noch der naturschutz-
fachliche Ausgleich kommt. Für einen Landwirt spielt 
es keine Rolle, ob auf seinem hochwertigen Acker 
eine Streuobstwiese entsteht oder ein Gewerbebau; 
die Fläche ist für die bäuerliche Familie, die von der 
Nutzung ihrer landwirtschaftlichen Flächen leben 
muss, verloren. Von daher sehen wir das natürlich 
sehr kritisch. Wir befürchten, dass andere planeri-
sche Zielsetzungen wie die Vermeidung der Flä-
chenversiegelung und die Verringerung der Flächen-
inanspruchnahme von dieser weiteren Lockerung 
berührt werden.

Noch ein Satz zu den naturschutzfachlichen Aus-
gleichsmaßnahmen: Es ist ein Trugschluss, dass 
man irgendwie ausgleichen könnte, wenn man Flä-
chen versiegelt und Gebäude darauf setzt, Autobah-
nen baut oder sonstige Infrastrukturmaßnahmen er-
greift. Dann wird irgendetwas als Ausgleich 
geschnitzt, und man wundert sich, dass die Biodiver-
sität sinkt und die Zahl der Individuen in den Arten 
zurückgeht. Das lastet man in der öffentlichen Dis-
kussion dann großzügig allein der landwirtschaftli-
chen Nutzung an.

Unsere Bauernfamilien stehen in einem sehr engen 
Spannungsfeld. Einerseits erwartet die Bevölkerung 
zu Recht sichere und hochwertige Lebensmittel. 
Auch die Bioerzeugung wird gewünscht. Dafür 
braucht man mehr Fläche. Wir brauchen mehr Flä-
che auch in der Landwirtschaft. Auf der anderen 
Seite wird oder wurde erwartet – auch das ist eine 
laufende Diskussion –, dass mehr erneuerbare 
Energien erzeugt werden und gleichzeitig die Biodi-
versität nicht leiden soll.

Die Bauernfamilien stellen sich gerne dieser Heraus-
forderung. Wenn die Konkurrenz um die Flächen 
immer größer und zunehmend Fläche entzogen 
wird, kann das nicht funktionieren. Aus diesem 

Grund sind wir – das haben wir schon mehrfach ge-
äußert – der Meinung, dass es bei der Überschrift 
"Vermeidung von Zersiedelung" und der Handha-
bung bleiben sollte. Wir lehnen diese Änderung des 
LEP ab.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Wir nehmen das 
sehr ernst. Den Flächenverbrauch und die Heraus-
nahme von Flächen aus der landwirtschaftlichen 
Nutzung kann man kritisieren. Aber der Flächenver-
brauch ist unabhängig von der Ausweisung an einer 
Autobahn oder an einer Ortschaft der gleiche.

SV Alfred Enderle (Bayerischer Bauernverband): 
Als Verband sind wir in verschiedene Gremien ein-
gebunden. Natürlich gilt der Vorrang der Innenent-
wicklung. Mit Blick auf die praktischen Erfahrungen 
wage ich die Aussage zu bezweifeln, dass es keine 
oder zu vernachlässigende Auswirkungen hat, wenn 
man leichter ausweisen kann. Ich glaube, diese Lo-
ckerung wird zu großzügigen Ausweisungen in der 
Fläche führen. Dass dann auch die Nachfrage steigt 
und sich das Preisgefüge für diese Flächen entspre-
chend entwickelt, wage ich schon zu bezweifeln.

Wir sind der Ansicht, es sollte bei der bisherigen 
Handhabung, die schon jetzt Auswirkungen hat und 
die durchaus diskussionswürdig ist, bleiben.

SV Dr. Benedikt Rüchardt (vbw - Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft e. V.): Wir sind in der wun-
derbaren Situation, dass die Landwirtschaft, der Ein-
zelhandel und das Handwerk bei uns Mitglieder 
sind. Wir haben diese Diskussionen intern sehr in-
tensiv geführt. Wir sind der Auffassung und kommu-
nizieren das auch sehr offen, dass wir mit diesen 
Ausnahmen, wie sie zugeschnitten sind, gut fahren 
würden.

Bei all dem, was an Abwägung im Einzelfall notwen-
dig ist: Man muss erst einmal sehen, wo wir sind. 
Wir sind zunächst nicht in der Situation, dass unsere 
Autobahnen die zentralen Achsen des Naturschut-
zes in Bayern werden. Unsere Autobahnen sind 
zentrale Verkehrsachsen in Bayern. Dass sich an 
solchen Verkehrsachsen auch wirtschaftliches Ge-
schehen entwickelt, ist ganz normal. Wenn der Blick 
von der Autobahn leidet, ist das natürlich nicht 
schön; wenn ich die Natur erleben will, dann gehe 
ich in die Natur. Das sind Dinge, die für uns durch-
aus eine Rolle spielen.

Das Zweite: Was wird denn wirklich erlaubt? – Es 
wird erlaubt, an einem außerordentlich teuren Infra-
struktursystem, das wir uns leisten und das wir brau-
chen, an den Anschlussstellen der Autobahnen die 
wirtschaftliche Entwicklung bewusst nicht für Han-
del, siehe Factory Outlet, sondern für gewerbliche 
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und industrielle Ansiedlungen zu erleichtern. Die 
Verkehrsströme können dadurch in Grenzen gehal-
ten werden. Damit kann man Bürgerinteressen – 
Herr Vorsitzender, Sie haben es gesagt – berück-
sichtigen. Diese sehr teure und sehr wichtige Ver-
kehrsinfrastruktur wird besser genutzt. Das halten 
wir für sinnvoll.

Das dient naturgemäß nur den Kommunen in der 
Nähe von Anschlussstellen. Insofern ist es sinnvoll, 
dass man für abgelegene Kommunen die Möglich-
keit schafft, in interkommunaler Zusammenarbeit – 
das ist durchaus eine sehr harte Auflage – Gewer-
begebiete zu schaffen. Das heißt, nicht jede Kom-
mune schaut für sich – so sage ich es einmal –, was 
sie machen kann. Naturgemäß versucht jeder Bür-
germeister, die gewerbliche Entwicklung und Steuer-
einnahmen bei sich im Ort zu halten. Wo man wirk-
lich an Grenzen stößt und gemeinsam besser fahren 
kann, kann man auch gemeinsam entwickeln. Das 
wird kein Massenphänomen. Das wird kein die Flä-
che zerreißendes Phänomen.

Wir verstehen selbstverständlich den Wunsch, die 
Zersiedelung in Grenzen zu halten – auch aus wirt-
schaftlichen Erwägungen. Wenn man das nicht 
schafft, baut man sich an Infrastrukturen aller mögli-
chen Art tot. Infrastrukturen müssen effizient gebaut 
und erschlossen werden. Deswegen sind gut ge-
plante gemeinsame Gewerbegebiete durchaus eine 
Möglichkeit, Infrastrukturen sauber zu bündeln, auch 
um sehr schöne Kommunen, die wir vielfach haben, 
Dörfer, in ihrem Siedlungsgebiet touristisch attraktiv 
zu erhalten. Das wiederum ist auch für die Hotellerie 
und Gastronomie eine wichtige Angelegenheit.

Wir glauben, dass mit den gebotenen Instrumenten 
die Fläche nicht kaputt gemacht wird. Das wäre eine 
Fehlinterpretation dessen, was planerisch ermöglicht 
wird. Alles, was planerisch ermöglicht wird, steht 
immer noch im Abwägungskontext im Rahmen des 
Planungsinstrumentariums. An wichtige zentrale Inf-
rastrukturen unmittelbar angeschlossene Flächen 
können besser genutzt werden. Gerade im ländli-
chen Raum – er trägt die wirtschaftliche Entwicklung 
in Bayern – muss das ermöglicht werden, sonst be-
kommen wir regionale Disparitäten, die man irgend-
wann selbst mit dem besten kommunalen Finanz-
ausgleich nicht mehr in den Griff bekommt. Die 
Möglichkeiten der Kommunen, wirtschaftlich so gut 
wie möglich autonom zu bleiben, werden gestärkt, 
ohne dass ausufernde Entwicklungen zu befürchten 
wären.

Noch ein Schlusswort zu den Logistikzentren: Die 
sind nicht schön. Sie sind hochgradig belastend für 

anliegende Bürger. Deswegen ist die Autobahn 
immer ein guter Standort dafür. Wenn wir uns jetzt 
einmal unsere Logistikzentren und die Transport-
strukturen wegdenken würden, die wir in unserem 
Land zur Deckung der Nachfrage, für das wirtschaft-
liche Geschehen, das Bestellen zum Beispiel bei 
Amazon benötigen, würden wir im Verkehr ertrinken. 
Sie erfüllen eine ganz enorme Bündelungsfunktion. 
Ohne sie könnte all das nicht bewältigt werden. Das 
muss in dem ganzen Geschehen natürlich auch sei-
nen Platz haben, so schwierig das ist.

SV Gunnar Braun (VKU Verband Kommunaler Un-
ternehmen e. V., Landesgruppe Bayern): Bei uns im 
Verband sind die Stadt- und Gemeindewerke organi-
siert. Wir sind also per se durchaus in der Fläche 
präsent, nicht nur in den Metropolen. Wir stehen 
also durchaus dafür, in der Fläche zu wirtschaften. 
Ich würde in diesem Ausschuss gerne einmal auf ein 
paar Aspekte eingehen, die sehr stark mit der Finan-
zierbarkeit des Ganzen zu tun haben, die aber letzt-
lich auch mit der Fläche sehr eng zusammenhän-
gen.

Wenn Sie das Anbindegebot weiter aufweichen, als 
es bereits 2013 aufgeweicht wurde, dann müssen 
wir uns darüber im Klaren sein, dass wir auch darü-
ber sprechen, weitaus mehr Infrastruktur zu bauen. 
Ich spreche hier mit der Erfahrung aus den neuen 
Bundesländern in den 2000er-Jahren bei der Beglei-
tung eines Stadtumbauprozesses. Es gibt die gro-
ßen Programme Stadtumbau West/Stadtumbau Ost. 
Es ging darum, vorhandene Infrastrukturen zurück-
zubauen. Man hat in der Vergangenheit Siedlungen 
gebaut, die an der Stelle nicht mehr gebraucht wer-
den.

Bei dem, was wir hier heute diskutieren, blicken wir 
vielleicht weit in die Zukunft. Aber gerade für die Ge-
biete, die wir anschauen, nämlich mit demografi-
schen Problemen im Nordosten Bayerns, sollten wir 
da gründlich draufschauen.

Lassen Sie mich vor diesem Hintergrund über den 
Standortfaktor dieser Leitungsinfrastrukturen spre-
chen, nämlich die Frage: Was kostet uns das 
Ganze? Perspektivisch werden in einer Welt erneu-
erbarer Energie nicht die Kilowattstunden aus dem 
Windrad, wenn es einmal steht, das Teure sein, son-
dern es wird die Infrastruktur sein, die im Boden 
liegt. Das ist die Stromseite. Wir reden aber auch 
darüber, dass Sie in diesen Gewerbeansiedlungen 
keinen Betrieb zum Laufen bringen werden, solange 
keine Toilette steht. Dazu brauchen Sie Wasser, und 
Sie müssen Abwasser entsorgen. Wir sind also bei 
zwei weiteren Leitungsinfrastrukturen. Und wir dis-
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kutieren gerade sehr intensiv, siehe Förderpro-
gramm der Bayerischen Staatsregierung, wie damit 
umzugehen ist, in die Gebiete, die nicht in den Zent-
ren liegen, eine Breitbandversorgung zu bringen. 
Und wir erleben, dass diese Gebiete in Ausschrei-
bungen regelmäßig ausgeklammert werden. Wir 
reden im Zusammenhang mit dem LEP im Augen-
blick darüber, diese Gebiete zu erweitern. Ich bitte 
also, den Blick darauf zu richten, wie sinnvoll dieses 
Herangehen mit Blick auf diese Infrastrukturen sein 
kann. Ich möchte doch dringend darum bitten, dass 
man das im Blick behält.

Dazu gehören aber noch ein paar andere Aspekte. 
Wir diskutieren im Augenblick intensiv, wie man den 
grundlegenden Trinkwasserschutz hinbekommt. Wir 
haben in Bayern Wasserschutzgebiete, die bei Wei-
tem nicht die Wassereinzugsgebiete abdecken. 
Wenn wir jetzt darüber sprechen, dass wir in diesen 
Gebieten – und deswegen sind die Wasserschutz-
gebiete so klein – weitere Ansiedlungen machen, 
dann reden wir auch darüber, das Lebensmittel 
Nummer eins in den Blick zu nehmen.

Wir haben also eine Reihe von Aspekten, die unter 
dem Blickwinkel der Daseinsvorsorge und sehr wohl 
wirtschaftlicher Perspektive, bei aller Schönheit Bay-
erns, die auch ich zu schätzen weiß, sehr wichtig zu 
berücksichtigen sind.

Wir sind als einziger Verband der leitungsgebunde-
nen Infrastruktur im Arbeitskreis "Bauen und demo-
grafischer Wandel" der bayerischen obersten Bau-
behörde vertreten. Wir haben das dort schon vor 
Jahren hineingetragen. Wir haben in Oberfranken 
Unternehmen, die bei der Wasserversorgung massiv 
darauf angewiesen sind, dass in Zukunft Lösungen 
gefunden werden. Wenn wir jetzt Gewerbegebiete 
haben, die den Neubau von Leitungen erfordern, 
wird das nicht günstiger. Sie steigern die Pro-Kopf-
Kosten für die Leitungsinfrastruktur in diesen Gebie-
ten. Man muss sich überlegen, ob man das will. Pa-
rallel dazu gab es letztes Jahr eine neue RZWas, in 
der gerade auf die Effizienz der Leitungsinfrastruktu-
ren hoher Wert gelegt wurde. Ich frage Sie: Wie 
passt das zusammen?

An anderer Stelle müssen wir vielleicht auch darauf 
schauen. Es gibt von der Bayerischen Staatsregie-
rung die Richtungsvorgabe, den Ausbau erneuerba-
rer Energien entlang der vorhandenen Leitungsinfra-
struktur zu machen. Das EEG sieht nun die 
Netzausbaugebiete dafür vor. Dieser Ansatz ist sinn-
voll; man kann ihn verfolgen. Dann müssen Sie mir 
aber die Frage beantworten, wieso außerhalb dieser 
Gebiete neue Verbraucher angesiedelt werden sol-
len.

Vielleicht darf ich es damit bewenden lassen. Ein 
vielleicht etwas ketzerischer, positiver Ausblick am 
Ende: Wenn Sie das machen, dann machen Sie es 
konsequent. Schreiben Sie auch mit hinein, dass 
diese Gebiete autark versorgt werden sollen. Binden 
Sie sie nicht an die Leitungsinfrastruktur an, sondern 
schaffen Sie dort die technischen Voraussetzungen 
dafür, dass es anders erfolgt.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich habe mir vor-
genommen, heute sehr diszipliniert zu sein und nicht 
einfach zu reagieren. Aber dass das gerade vom 
Verband der kommunalen Unternehmen kommt, 
wundert mich natürlich schon sehr; denn die Aus-
weisung solcher Gewerbegebiete machen die Kom-
munen, nicht der Freistaat Bayern. All die Belange, 
die Sie nennen, der Versorgung, der Entsorgung 
und dergleichen mehr, sind natürlich bei der Auswei-
sung dieser Gebiete zu berücksichtigen, und zwar 
gerade auch von den Kommunen, die die Unterneh-
men tragen.

Ich trete dem Eindruck entgegen, wir würden hier 
ein Baugebot aufstellen. Wir sagen keineswegs, an 
jeder Autobahn muss jetzt etwas gebaut werden. 
Die Kommunen entscheiden, ob sie die Flächennut-
zungsplanung machen, ob sie die Bebauungspla-
nung machen. Dabei sind all diese Fragen der Ver- 
und Entsorgung zu berücksichtigen. Es ist auch kein 
Unterschied, ob das am Ortsrand oder an der Auto-
bahn ist.

SV Dr. Jörg Heiler (Bayerische Architektenkam-
mer): Im Rahmen des Komplexes "Lockerung des 
Anbindegebots" möchten wir als Bayerische Archi-
tektenkammer einen Punkt einbringen, der uns wich-
tig erscheint, nämlich das Phänomen der verstädter-
ten Landschaften. Die Lockerung des 
Anbindegebots würde zweifellos eine weitere Ver-
städterung der Landschaft mit sich bringen. Das 
Phänomen der Verstädterung der Landschaften ist 
kein neues und ist auch kein bayerisches. Verstäd-
terte Landschaften sind unserer Auffassung nach 
Abbild und Ergebnis einer mobilen, technisierten, in-
dividualisierten Gesellschaft, also der gesellschaftli-
chen Bedingungen. Die Digitalisierung wird das 
wahrscheinlich noch verstärken.

Wir haben vorhin gehört, um den ländlichen Raum 
zu stärken, ist Infrastruktur notwendig. Wir haben 
auch gehört, dass der Druck von den Metropolen 
genommen wird. Das sind alles gesellschaftliche Be-
dingungen, die verstädterte Landschaften hervor-
bringen werden. An diesen gesellschaftlichen Bedin-
gungen werden wir voraussichtlich nicht 
vorbeikommen.
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Nichtsdestoweniger vertreten die meisten von uns, 
auch ich, die Idealvorstellung von kompakten Städ-
ten in freien Landschaften. Diese Kulturlandschaf-
ten, die aber wohlgemerkt Resultat früherer Gesell-
schaften sind, nicht unserer zeitgenössischen 
Gesellschaften, gilt es in jedem Fall zu bewahren 
und zu pflegen. Es geht uns aber auch um die Aner-
kennung des Phänomens der verstädterten Land-
schaften als Realität, auch in Bayern. Aus unserer 
Sicht ist es höchste Zeit, sich auch um die Qualifizie-
rung, um die Weiterentwicklung dieser bereits beste-
henden verstädterten Landschaften zu nachhaltigen 
Lebensräumen zu kümmern.

Wir können diese Prozesse der Verstädterung lau-
fen lassen. An vielen Stellen sehen wir das momen-
tan als Zerstörung der Landschaft. Wir können diese 
Prozesse und diese gesellschaftlichen Bedingungen 
auch ablehnen und uns als Akteure herausnehmen. 
Als Bayerische Architektenkammer sind wir aber der 
Überzeugung, dass wir diese Prozesse, die Verstäd-
terung der Landschaft, ökologisch, sozial und aus 
unserer Sicht als Architekten räumlich gestalten kön-
nen. Es hat manchmal den Eindruck, wenn wir von 
Logistikzentren oder von Gewerbegebieten spre-
chen, dass das immer der Hinterhof unserer Gesell-
schaft ist. Das sind die baulichen Strukturen, die un-
sere Gesellschaft baut. Wir als Architekten, als 
Landschaftsarchitekten sind der Meinung, dass auch 
diese Strukturen gestaltet werden können, und zwar 
nicht nur im Sinne eines Oberflächendesigns, son-
dern als öffentlicher Raum, als ökologischer Raum, 
wo auch Regenwasserrückhaltung möglich ist, wo 
auch Autarkie möglich ist. Diese Orte sollten wir 
nicht aufgeben – das ist unser Plädoyer –, sondern 
sie als gesellschaftliches Phänomen begreifen und 
gestalten.

Die Gestaltung dieser verstädterten Landschaften 
kann neue Kulturlandschaften, neue Heimaten, auch 
neue Identifikationsräume für die Menschen in unse-
rem Land schaffen. Deswegen gehört dieses Thema 
der verstädterten Landschaften für uns ausdrücklich 
in ein Landesentwicklungsprogramm. Wir sehen das 
deswegen als riesige Chance, auch für die Politik 
und für Bayern, sich dieses Phänomens anzuneh-
men.

SVe Christine Degenhart (Bayerische Architekten-
kammer): Ich möchte mich Herrn Kollegen Dr. Heiler 
anschließen und Sie zu einem Dialog einladen; 
denn wir müssen uns dieser Entwicklung zweifelsoh-
ne stellen. In der Regierungserklärung von Herrn 
Staatsminister Dr. Söder war zu hören: Die Seele 
Bayerns und die kulturelle Stabilität unseres Landes 
ist zu erhalten und zu stärken. – Das ist genau der 

Punkt: Wir müssen charakteristische Qualitäten he-
rausarbeiten. Wir müssen charakteristische Qualitä-
ten aus allen unseren Bezirken, Regionen herausar-
beiten, die als identifizierbar wahrgenommen 
werden. Das ist das Besondere. Wir wehren uns 
selbstverständlich gegen italienische oder Tiroler 
Verhältnisse. Die Dinge sind gestaltbar, wie auch 
immer.

Wir stehen aber auch zu einer kommunalen Pla-
nungshoheit. Diese kommunale Planungshoheit 
braucht dennoch einen übergeordneten Blick. Die-
ser übergeordnete Blick ist möglich, und zwar in den 
Planungsverbänden. Das ist immer noch kommuna-
le Planungshoheit. Hier müsste mehr Autarkie ge-
schaffen werden, um einen Kannibalismus unter den 
Gemeinden, unter den Kommunen zu verhindern. 
Das ist ein ganz wichtiger Punkt.

Wir bieten Ihnen unsere fachliche Unterstützung an, 
und zwar über die Teilfortschreibung hinaus, und 
werden deutlicher als bisher zusammen mit unseren 
Partnern den Dialog suchen und konstruktive Initiati-
ven ergreifen. Wir werden nicht locker lassen. Wir 
stehen mit unserer Expertise zum Dialog bereit.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Danke für dieses 
Angebot. "Wir werden nicht locker lassen" fasse ich 
nicht als Drohung auf.

SV Richard Mergner (BUND Naturschutz in Bayern 
e. V.): Ich will hier noch einen Punkt einführen, den 
ich den Landtagsfraktionen zu ihrer Expertise nahe-
lege. Es wird immer behauptet, dass mit der Locke-
rung des Anbindegebots der ländliche Raum – vor-
hin hat es Herr Rüchardt gesagt, der jetzt leider 
nicht im Raum ist – endlich Entwicklungschancen 
bekommen würde, dass das quasi ein Gebot der 
Gerechtigkeit sei, wenn im ländlichen Raum bisheri-
ge Schranken endlich fallen würden. Ich bin sehr 
dankbar dafür, dass Herr Peteranderl und auch Herr 
Odörfer klargemacht haben, dass wir hier nicht vom 
ländlichen Raum, sondern von Gemeinden reden, 
die, ob zufällig oder nicht, einen Autobahnanschluss 
oder eine vierstreifige Bundesstraße oder eine Bun-
desstraße mit bald vierstreifigem Ausbau in der 
Nähe haben. Das heißt, hier wird ein Zerrbild ge-
schaffen.

Prof. Miosga macht seit Jahren klar – ich habe an 
dem gleichen Lehrstuhl studiert, deswegen die per-
sönliche Betroffenheit –, dass wir eben nicht einen 
ländlichen Raum haben, dem wir hier helfen können, 
sondern dass wir völlig unterschiedliche Situationen 
im ländlichen Raum haben.
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Im Moment sind ungefähr 40 % der ausgewiesenen 
und bebaubaren Gewerbegebiete in Bayern unbe-
baut. Wenn Sie nun die Schranken weiter öffnen – 
das will dieser Entwurf der Staatsregierung –, ent-
werten Sie die ausgewiesenen Gewerbegebiete. Ich 
könnte Ihnen Landkreise, Städte und Gemeinden 
nennen, die draufgezahlt haben, weil sie Erschlie-
ßungen gemacht haben – wir haben es von Herrn 
Braun vom Verband kommunaler Unternehmen ge-
hört –, die sich nicht refinanzieren. Was kommt 
dann? – Das wissen wir, und das wissen Sie, Herr 
Huber, genauso gut wie ich: Dann folgt der kommu-
nale Unterbietungswettbewerb, den wir jetzt schon 
haben, wenn es um Discounter geht. Den haben wir 
natürlich auch bei Ansiedlungen von Betrieben.

Wenn Sie als vorsorgende und auf das Gemeinwohl 
und das Wohl ganz Bayerns bedachte politisch Han-
delnde etwas tun wollen, müssen Sie die Gemein-
den aus diesem kommunalen Wettbewerb ein Stück 
weit herausnehmen oder sie davor schützen, und 
zwar, um das Geld der Steuerzahler zu schützen. 
Das ist die Aufgabe von Regional- und Landespla-
nung. Die Kommunen werden sonst in Parallelinves-
titionen und in einen Unterbietungswettbewerb hi-
neingetrieben. All das sagt die hier versammelte 
Raumwissenschaft; das sagen auch die Architekten-
kammer und der Bayerische Bauernverband.

Es geht hier also nicht nur um die Landschaft, son-
dern auch um einen sinnvollen Umgang mit Res-
sourcen, mit Finanzen, auch mit kommunalen Finan-
zen. Deswegen die dringende Bitte, tatsächlich 
Abstand zu nehmen – ich sage es hier ganz offen – 
oder vielleicht eine goldene Brücke zu bauen für die-
jenigen, die von diesem falsch gerittenen Pferd nicht 
mehr herunterkommen. Das Mindeste, was vielleicht 
noch zu verlangen wäre, wäre eine Evaluation des 
Ganzen, dass man auf ein Jahr befristet, wie man es 
jetzt auch im Baugesetz gemacht hat, oder meinet-
wegen auf zwei Jahre, dann kann nicht ganz so viel 
kaputt gehen, und schaut dann noch einmal darauf. 
Das wäre aber nur eine Notmaßnahme, um einer 
wirklich schlechten raumplanerischen Vorgabe noch 
eine gewisse Hürde in den Weg zu stellen.

Vorher hat Herr Prof. Magel von den Beamtinnen 
und Beamten gesprochen, die mit Bauchgrimmen 
entsprechende Vorlagen gegen jedweden regional-
planerischen Sachverstand erarbeiten müssen. Zu-
mindest könnte eine Bedarfsprüfung eingebaut wer-
den. Das wäre durchaus sinnvoll, um Gemeinden 
vor denjenigen zu schützen, die an ihnen verdienen 
wollen.

Wenn Herr Dr. Rüchardt – ich werde es ihm nachher 
noch einmal sagen – hier als Vertreter der Vereini-

gung der Bayerischen Wirtschaft sagt, das alles sei 
kein Problem, dann müssen wir uns doch wirklich 
einmal anschauen, wer die Profite hat und wer die 
Lasten, auch schon der bisherigen Entwicklung, 
trägt. Wir haben tatsächlich Tankstellen, die inzwi-
schen Supermärkte sind. An den entsprechenden 
Bundesstraßen wird sich die Struktur völlig verän-
dern. Wenn Herr Rüchardt es als erstrebenswert 
darstellt oder als unausweichlich, dass wir immer 
mehr von Amazon und Co. versorgt werden, dann 
ist das ein klarer Angriff auf die Versorgung nicht nur 
in den Städten, sondern auch im ländlichen Raum 
und die Versorgungssicherheit.

Ich bitte Sie, diesen Aspekt zu beachten. Sonst gibt 
der Freistaat – ich habe es vorher schon gesagt – 
Geld aus, um die Schäden, die er mit anderen ge-
macht hat, wieder einzufangen. Die Kommunen sind 
die Leidtragenden, vor allem diejenigen, die im ab-
gehängten ländlichen Raum sind und nicht gerade 
zufällig über einen Autobahnanschluss verfügen. 
Wenn sie darüber verfügen, ist aber noch lange 
nicht gesagt, dass mit den Gewerbesteuereinnah-
men wieder hereinkommt, was sie vorher für die Inf-
rastrukturlasten ausgegeben haben.

SV Karl Roth (Bayerischer Landkreistag): Lassen 
Sie mich als ehemaliger Bürgermeister einer kleinen 
Gemeinde erklären, dass wir wissen, wie schwierig 
dieser Spagat der wirtschaftlichen Entwicklung, die 
jeder Bürgermeister und jeder Gemeinderat im Sinn 
hat, und auch der Landschaft um ein Dorf herum ist. 
Wenn wir aus unseren Dörfern hinaus in die Natur, 
in die Wälder, in die Wiesen, in die Äcker fahren und 
uns dann der nächsten Ortschaft nähern, ist es 
schön, wenn dazwischen nichts ist. Ich glaube, das 
ist uns allen bewusst. Deshalb müssen wir den Spa-
gat immer wieder schaffen.

Ich weiß auch, dass viele Landräte und Bürgermeis-
ter vehement darum kämpfen, das Anbindegebot 
gänzlich fallen zu lassen. Wir wollen das überhaupt 
nicht. Wir reden wirklich nur von Ausnahmen. Frau 
Hesse vom Bayerischen Gemeindetag hat explizit 
gesagt, dass es wirklich nur um diese Ausnahmen 
geht. Ich glaube, dass es ganz wichtig ist.

Ich spreche jetzt für den Regionalen Planungsver-
band Oberbayern und als Vertreter des Schreibens, 
das die Arbeitsgemeinschaft der Regionalen Pla-
nungsverbände Bayerns ins Spiel gebracht hat. Wir 
haben gesagt: Lasst es nicht nur die Akteure vor Ort 
entscheiden. Der regionale Planungsverband ist 
zwar in Bauleitverfahren eingebunden. Dabei ist er 
aber nur einer von vielen, die betroffen sind. Gebt 
dem regionalen Planungsverband mehr Gewicht, 
einen Zustimmungsvorbehalt, um keinen – in Anfüh-
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rungszeichen – "Wildwuchs" entstehen zu lassen, 
den viele befürchten. Keiner weiß, wie sich dann 
entlang der Autobahnen perlenschnurartig die ein-
zelnen Gewerbegebiete entwickeln. Wie groß darf 
denn ein Gewerbegebiet sein, bevor ein anderes be-
ginnt? Was heißt "interkommunal"? Kann sich eine 
Gemeinde aus Nordbayern mit einer Gemeinde aus 
Südbayern auf ein paar Quadratmetern zusammen-
tun? Dann wäre es auch interkommunal. Steuerlich 
ist das heute offensichtlich kein Problem mehr, die 
anfallende Gewerbesteuer zu trennen. Ist das dann 
auch interkommunal? Oder darf es nur die Nachbar-
gemeinde sein?

Es sind so viele Fragen, die berücksichtigt werden 
sollten. Deswegen war unser Wunsch, einen Zustim-
mungsvorbehalt für den einzelnen örtlichen regiona-
len Planungsverband einzuführen, dass er aus der 
Sicht von oben, wie Herr Prof. Magel gesagt hat, be-
urteilen kann, ob das in der Situation so passt: Ist es 
okay? Ist es genug, oder passt es da vielleicht 
nicht? Kann man vielleicht noch etwas anderes an-
bieten?

Ich habe genug Erfahrungen mit Alternativvorschlä-
gen. Auch ich habe einmal ein kleines Gewerbege-
biet entwickelt und bin leidgeprüft. Das Anbindege-
bot war eine Fessel. Man musste nach Alternativen 
suchen. Man kommt peu à peu zu einer Lösung. Ich 
meine, dass wir uns da noch bewegen müssen, 
dass man nicht einfach abhakt und sagt, das ist so.

SVe Andrea Gebhard (Deutsche Akademie für 
Städtebau und Landesplanung, Landesgruppe Bay-
ern): Der Klimaschutz, das Flächensparen, die In-
nenentwicklung sind zentrale Handlungsfelder, mit 
denen wir uns in der Planung auseinandersetzen 
müssen. Wir sind in der Planung schon sehr viel 
weiter, als das LEP im Augenblick suggeriert. Sie 
haben sich mit den urbanen Gebieten auseinander-
gesetzt. Wir wissen, dass die Nutzungsmischung die 
Zukunft sein wird; es wird nicht diese Entmischung 
sein. Und diese Fragestellungen, glaube ich, sind in 
diesem LEP, gerade mit der Lockerung des Anbin-
degebots, überhaupt nicht berücksichtigt worden.

Deswegen möchte ich wie der Kollege vom Bauern-
verband unbedingt dafür plädieren: Die Vermeidung 
der Zersiedelung muss weiterhin erklärtes Ziel sein. 
Es geht wirklich darum, diese neuen Strukturen zu 
fördern. Es geht nicht darum, Dinosaurier-Strukturen 
weiterzuentwickeln und zu sagen, es gibt Anbindun-
gen für diese Gewerbegebiete, die riesig sein müs-
sen. Auch hier muss man nachdenken.

Die Kollegin von der Architektenkammer hat sehr 
gut gesagt, dass es darum geht, kluge Lösungen zu 
finden, wie man damit umgehen kann, und nicht ein-
fach zu sagen, die Gemeinden sollen untereinander 
in einen Konkurrenzkampf treten nach dem Motto, 
wer die Flächen am billigsten hergeben kann, wer 
am nächsten an der Autobahn liegt, wer es schafft, 
eine vierstreifige Straße zu seinem Ort zu erreichen, 
der erhält die Ansiedlung. Dann haben wir genau die 
Strukturen, wie sie in Oberitalien und Österreich zu 
sehen sind. Herr Vorsitzender, Sie haben es auch 
schon bedauert, dass entlang Ihres Arbeitsweges 
diese Strukturen immer häufiger zu finden sind.

Es geht darum, klug zusammenzuarbeiten und wirk-
lich ein neues LEP zu schaffen, nicht bei dem ste-
hen zu bleiben, was wir im Augenblick haben. Die 
regionalen Planungsverbände müssen ganz anders 
integriert werden. Die Frage der Planung muss noch 
einmal betrachtet werden. Vielleicht sind Deregulie-
rung, Liberalisierung und Kommunalisierung nicht 
immer der richtige Weg, um ein so wunderbares 
Bundesland wie Bayern weiterzubringen und in die 
Neuzeit zu führen. Nicht alten Strukturen verhaftet 
zu sein, das ist ganz eindeutig unser Plädoyer.

Noch einmal ganz kurz zu der Frage: Kann sich Ein-
zelhandel dort ansiedeln? – Wenn man ein Gewer-
begebiet ausweist, sind nach der Baunutzungsver-
ordnung 800 qm – wie der Kollege gesagt hat – 
immer möglich. Denken Sie noch einmal darüber 
nach. Machen Sie es anders. Lösen Sie dieses An-
bindegebot nicht. Überlegen Sie sich neue Struktu-
ren, die mit den bestehenden modernen Planungs-
instrumenten auch wirklich handhabbar wären.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Darum warte ich 
auf das autonome Auto, denn dann kann ich die 
Augen schließen und Heimatfilme anschauen.

(Allgemeine Heiterkeit)

SVe Andrea Gebhard (Deutsche Akademie für 
Städtebau und Landesplanung, Landesgruppe Bay-
ern): Da können Sie dann einen Film anschauen, 
der zeigt, wie schön es früher in Bayern war.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Herr Professor 
Miosga, Sie haben ein doppeltes Mandat, aber ein-
fache Redezeit.

SV Prof. Dr. Manfred Miosga (Universität Bay-
reuth): Ich hätte jetzt zwar Lust, das Bild, das Sie 
gerade gemalt haben, weiter zu entwickeln, Herr 
Huber. Ich möchte die Redezeit aber gar nicht ganz 
nutzen, sondern mich den Bedenken anschließen, 
die Herr Mergner formuliert hat, und die Frau Geb-
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hard gerade eben vorgetragen hat. Diese Aussagen 
unterstütze ich voll und ganz. Es ist schwierig, wenn 
der Gemeindetag sagt, es gäbe keine grundsätzli-
che Änderung des Anbindegebots, zumindest hat es 
Frau Hesse so formuliert. Aus meiner Sicht ist es 
aber schon sehr grundsätzlich, was jetzt vorgesehen 
ist. Herr Kment hat das auch noch einmal in seiner 
Stellungnahme deutlich gemacht, als er sagte, sol-
che Ausnahmen sind Teil des Ziels. Damit sind sie 
auch als Aufforderung zu interpretieren und zu ver-
stehen, und diese Aufforderung heißt: Ihr könnt an 
jeder Autobahnausfahrt planen, und sobald ihr euch 
interkommunal zusammenschließt, könnt ihr überall 
planen. Ihr könnt Freizeigroßprojekte planen, und 
falls naturschutzrechtliche oder baurechtliche Fra-
gen dem nicht entgegenstehen, könnt ihr loslegen. – 
Das ist schon sehr bedenklich. Deshalb empfinde 
ich die Formulierung "Dammbruch" hier treffender. 
Ich bin auch ein bisschen in Sorge, wenn argumen-
tiert wird, wir hätten bisher nur 12 % der Landschaft 
für Siedlungs- und Verkehrsflächen in Anspruch ge-
nommen. Das hört sich seit zwei oder drei Jahren 
auch besser an als davor, weil wir die Berechnungs-
grundlagen geändert haben. Deshalb sieht es im 
Moment etwas günstiger aus, denn innenliegende 
Grünflächen wurden herausgenommen. Sei es 
drum. Um zu beurteilen, ob die 12 % viel sind oder 
nicht, muss man doch wissen, welche Aufgaben die 
anderen 88 % erfüllen. Wir müssen überlegen, ob 
wir es uns leisten können, die anderen 88 % noch 
weiter abzuknapsen. Das scheint mit vor dem Hin-
tergrund der Herausforderungen, die auch von Herrn 
Braun angesprochen wurden – und die auch mit der 
Funktion und der Wertigkeit von Freiflächen zusam-
menhängen –, doch zu betonen. Wir brauchen diese 
Freiflächen für die Nahrungsmittelproduktion, für die 
Trinkwasserneubildung, für den Grundwasserschutz, 
für den Hochwasserschutz, als CO2-Senke, als Roh-
stoffquelle, als Baustoffquelle, für die Energiepro-
duktion, für die Artenvielfalt, für die Gesundheitsvor-
sorge, die Erholung, die Identifikation und vieles 
mehr. Es ist also nicht nichts, zu sagen, wir können 
diese Freiflächen auch weiter in Anspruch nehmen. 
Im Gegenteil, ich plädiere sehr dafür, das eigene 
Wertigkeitsverständnis gegenüber den Freiflächen 
noch einmal zu überdenken, vor allem angesichts 
der sich ändernden globalen Rahmenbedingungen. 
Deshalb sollte man in sich gehen und diesen Wert 
anders diskutieren und anders mit Wert belegen.

Im Übrigen, umso mehr wir es erleichtern, mehr Flä-
che in Anspruch zu nehmen, umso weniger setzen 
wir die Akteure und die Interessentinnen und Inte-
ressenten, die etwas tun wollen, unter Druck, sich 
mit Alternativen, intelligenten Lösungen zu befassen 
und nach denen zu suchen. Wenn ich mir so man-
ches Logistikzentrum ansehe, das schon aufgrund 

der jetzigen Ausnahmeregelungen möglich ist – aber 
darüber diskutieren wir gar nicht mehr, sondern jetzt 
diskutieren wir darüber, was noch zusätzlich möglich 
werden soll –, dann frage ich mich, warum nicht 
schon dabei regionale Planung eingesetzt hat? 
Warum muss jedes Unternehmen sein eigenes Ding 
irgendwo machen, wo Flächen verfügbar sind, oder 
wo es Flächen mobilisieren kann? Warum haben wir 
nicht schon da regionalplanerisch über Schwerpunk-
te nachgedacht? Warum haben wir nicht versucht, 
flächensparendere Logistikkonzepte durchzusetzen, 
flächensparender als das, was wir jetzt vorfinden? – 
Ich glaube, den Druck für die Umwandlung von Frei-
flächen zu erleichtern, ist kein guter Weg. Deshalb 
ist mein Plädoyer, die zusätzlichen Ausnahmen beim 
Anbindegebot wieder zurückzunehmen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Danke sehr. Das 
war sehr breit und umfangreich. Jetzt habe ich ein 
paar Nachfragen. Herr Kollege Stümpfig ist der 
Nächste.

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Ich bedanke mich 
erst einmal bei Ihnen, für die sehr umfassenden As-
pekte, die die Stellungnahme von uns GRÜNEN im 
Bayerischen Landtag sehr stark untermauern. Auch 
wir sehen es so: Wenn dieses Anbindegebot fallen 
sollte, dann wäre das ein Dammbruch. Auch wir 
sehen das Problem mit dem Flächenverbrauch, der 
immer stärker zunimmt. Wir wollen uns nicht damit 
zufriedengeben, dass jeden Tag 13,1 Hektar verlo-
ren gehen. Dieser Flächenverbrauch ist enorm hoch. 
Wir werden im Landtag deshalb einen Gesetzent-
wurf einbringen mit dem Ziel, nicht mehr als 
4,7 Hektar pro Tag. Dieser Wert ist angelehnt an die 
Nachhaltigkeitsstrategie des Deutschen Bundestags 
mit 30 Hektar pro Tag.

Lassen Sie mich aber kurz noch einmal auf meine 
Region zurückkommen. Daran lässt sich gut darstel-
len, was Sie heute gesagt haben, und zwar am Bei-
spiel unseres Gewerbegebiets Interfranken. Wenn 
Kommunen sich als interkommunaler Zusammen-
schluss zusammentun, dann dürfen sie etwas auf 
die grüne Wiese bauen. Das würde die neue Mög-
lichkeit hergeben. Bei dem geplanten Gewerbege-
biet Interfranken handelt es sich um ein Gewerbege-
biet mit 81 Hektar, das an der Kreuzung der A 6 und 
der A 7 entstehen soll. Wirklich nutzbar, verkaufbar, 
sind davon 67 Hektar. Dann brauchen wir dazu noch 
35 Hektar äußere Erschließung, denn wir müssen 
Straßen bauen, die in dieses Gewerbegebiet führen. 
Diese Straßen führen auch an Ortschaften vorbei. 
Herr Huber, Sie stehen heute mit dem Rücken zur 
Wand. Deshalb mussten Sie sich mehrfach verteidi-
gen, obwohl Sie eigentlich die Rolle des Moderators 
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haben. Ich kann Sie verstehen, aber nun haben Sie 
sich auch selbst auf die Redeliste gesetzt.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Aber Sie dürfen 
feste draufschlagen? – So stelle ich mir das nicht 
vor!

(Allgemeine Heiterkeit)

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Es ist einfach so: 
Wenn ich dieses Gewerbegebiet baue, dann habe 
ich eine sehr starke Verlärmung. Hier wird ein reines 
Logistikgebiet geplant. Die LKWs müssen dort hin-
kommen. Sie fahren also an Ortschaften vorbei. Wir 
brauchen deshalb drei Umgehungsstraßen, eine 
neue Straße mit 4,5 Kilometern insgesamt. Also für 
die äußere Erschließung brauchen wir 35 Hektar 
insgesamt. Die Fläche für die Ortsumfahrungen 
nimmt noch einmal 44 Hektar in Anspruch. Da ist 
der Ausgleich für den Naturschutz noch gar nicht 
eingerechnet. Wir sind dann bei 160 Hektar Flä-
chenverbrauch. Wir GRÜNEN sind nicht immer mit 
dem Bayerischen Bauernverband einer Meinung, 
aber in diesem Punkt stimme ich Ihnen wirklich zu: 
Wir haben so viele Nutzungen, die auf dem Boden 
gehen, ob das die erneuerbaren Energien sind, der 
notwendige Wohnungsbau oder was auch immer. 
Wir müssen es deshalb schaffen, gerade bei den 
Gewerbeansiedlungen mit der Fläche zu knausern.

Gerade im ländlichen Raum sagen die Bürgermeis-
ter aber: Fläche haben wir doch genug, da können 
wir wirklich prassen. – Frau Haderthauer, Sie haben 
gesagt, es soll mehr ermöglicht werden. Wir haben 
aber das Problem, und das sehen wir in den Städ-
ten, wenn die Möglichkeit besteht, Flächen auszu-
weisen, dann sehen sich die Kommunen gezwun-
gen, das auch zu tun, beziehungsweise sie springen 
auf das Pferd auf und weisen Flächen aus. Außer-
dem steht dann immer die Drohung im Raum: Wenn 
wir es nicht machen, dann macht es die Nachbar-
kommune. – Jeder Stadtrat springt dann auf, denn 
diese Drohung ist immens groß. Im Fußball spricht 
man von einem Derby, und hier besteht eben diese 
Konkurrenz. Bevor die Nachbarkommune das Ge-
werbegebiet ausweist, machen wir es doch lieber 
selbst. Das dürfen wir nicht ermöglichen. Wir haben 
eine unheimliche Kannibalisierung, das wurde schon 
mehrfach gesagt. Bei uns im Landkreis Ansbach 
haben wir 1.000 Hektar freie Gewerbefläche. Da 
kann man doch nicht sagen: Wir brauchen mehr 
Möglichkeiten. Die Möglichkeiten, Frau Hesse, die 
sind da. Wir haben eher das Problem, dass es sich 
um verlorene Investitionen handelt. Davor möchten 

wir die Gemeinden schützen. Ich könnte noch länger 
sprechen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Lieber nicht.

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Der Vorsitzende 
macht aber schon große Augen. Das Ziel von uns 
GRÜNEN im Bayerischen Landtag, das ist der Kli-
maschutz durch kurze Wege. Da müssen wir hin-
kommen. Wir müssen es schaffen, den Klimaschutz-
gedanken bei allen Entscheidungen mitzudenken. 
Deshalb glauben wir, dass beispielsweise die regio-
nalen Planungsverbände gestärkt werden müssen. 
Eventuell muss das auch in Räumen sein, in denen 
ein Überangebot an Gewerbeflächen besteht. Es 
muss die Möglichkeit geben, abgesehen von den 
Lockerungen, die das Anbindegebot hergibt, auch 
nach dem jetzigen LEP zu sagen: Wo ein Überange-
bot da ist, da ist das nicht sinnvoll. Hier setzt meine 
Frage an, und Sie, Frau Gebhard, haben das gera-
de erwähnt: Schaffen es die regionalen Planungs-
verbände als übergeordnete Instanz, draufzuschau-
en und, wenn die Kommune ausweisen will, obwohl 
wir schon 1.000 Hektar freie Gewerbefläche haben, 
zu sagen: "Nein, das ist in diesem Fall nicht sinn-
voll!" ? – Gibt es die Möglichkeit, diese Instanz da-
zwischenzuschalten? Ist die Zusammensetzung der 
regionalen Planungsverbände richtig? – Ich selbst 
bin in einem regionalen Planungsverband und weiß, 
dort sind meist sehr viele Bürgermeister, und die tut 
sich gegenseitig nicht weh. Deshalb also die Frage 
an Sie: Wie schaffen wir es, die regionalen Pla-
nungsverbände zu stärken, und welche Rolle müs-
sen sie einnehmen?

Abg. Klaus Holetschek (CSU): Erst einmal vielen 
Dank für die Ausführungen, die alle sehr interessant 
und spannend sind. Als ehemaliger Bürgermeister 
könnte ich dazu noch das eine oder andere ausfüh-
ren. Ich bin grundsätzlich immer dankbar, wenn die 
kommunale Selbstverwaltung gestärkt wird. Sie dür-
fen sicher sein, dass der Freistaat nach wie vor ge-
nügend Planungsbedingungen hat, die einen Rah-
men vorgeben. Die Bürgermeister und Stadträte 
sind also nicht einfach losgelassen. Wir kennen 
durchaus den Aufbau unserer Hierarchie. Das näher 
auszuführen, spare ich mir jetzt, aber die Argumente 
sind es alle wert, überlegt zu werden.

Was mich interessiert, das ist das Thema Lockerung 
des Anbindegebots für den Tourismus. Kann dazu 
noch jemand etwas sagen? – Sehen Sie die Locke-
rung hier genauso, wie bei der Lockerung des An-
bindegebots in den anderen Bereichen? Vertreten 
Sie hierzu vielleicht eine andere Meinung?
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Außerdem würde es mich interessieren, wie die 
Kommunen, die an Österreich oder andere Länder 
angrenzen, es beurteilen, was das Ausland hier 
macht. Besteht da ein Wettbewerb? – Wir erleben 
doch immer wieder, dass sich das Ausland anders 
verhält. Deshalb tauchen hier Fragen auf, die wir bis 
jetzt nicht beantworten konnten. Gerade zum Thema 
Tourismus würde mich Ihre Stellungnahme also in-
teressieren.

Abg. Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Auch ich 
sage herzlichen Dank für die detaillierten Stellung-
nahmen. Diese schärfen nicht nur das Bild insge-
samt, sondern sie heben das Bewusstsein in einzel-
nen Punkten auch deutlich hervor. Zum Bund 
Naturschutz: Ihren Vorschlag, eine Aussetzung für 
eine befristete Zeit zu machen und dann eine Evalu-
ierung vorzunehmen, finde ich nicht sinnvoll. Wenn 
man das täte, würde sofort ein Wettbewerb ausge-
löst. Wenn man sich nach dieser Zeit anders ent-
scheidet, haben wir keine Gleichbehandlung mehr. 
Deshalb birgt diese Möglichkeit große Gefahren, 
weshalb man davon Abstand nehmen sollte. Diesen 
Aspekt sollte man auch aus dem Blickwinkel einer 
Gerechtigkeitsdiskussion sehen.

Wir haben heute im Wesentlichen versucht, heraus-
zufiltern, ob es tatsächlich einen Flächenmehrver-
brauch gibt oder nicht. Das ist ein wesentliches 
Thema. Der Vorsitzende hat darauf hingewiesen, 
dass es keinen gibt. Nun wurde aber hinreichend 
belegt, dass es doch einen sehr deutlichen Flächen-
verbrauch gibt, auch aufgrund der Flächenressour-
cen, die an der freien Strecke vorhanden sind. Hier 
gibt es Vorbehalte, und die Aspekte werden vor Ort 
ganz anders gesehen als draußen. Draußen gibt es 
nämlich ein sehr viel größeres Angebot. Da gibt es 
Planungen für den nächsten Schritt und vieles mehr. 
Draußen ist auch der Preisvergleich ein anderer als 
innerorts. Insofern ist das nicht das Gleiche. Auf das 
Thema Flächenverbrauch wurde hingewiesen, es 
wurde auch gesagt, dass etwa 40 % der erschlosse-
nen Gewerbegebiete derzeit nicht genutzt werden 
oder nur sehr schwer einer Nutzung zuzuführen 
sind. Am Wenigsten kam zum Ausdruck, wie es ei-
gentlich mit den Gewerbebrachen aussieht, die wir 
in den Orten oder an den Ortsrändern haben. Hier 
setzt meine Frage an: Können sich die Sachverstän-
digen oder die Vertreter der Wirtschaft vorstellen, 
dass bei einer besseren Förderung stärker auf diese 
Flächen zurückgegriffen würde? – Es ist viel schwie-
riger und teurer, diese Flächen zu nutzen, bezie-
hungsweise sie erst einmal einer Nutzung zugäng-
lich zu machen. Dafür bräuchte man eine 
Nutzungsänderung, und es sind viele Probleme 
damit verknüpft. Ich denke aber, das wäre im Sine 
der Nachhaltigkeit der erste und wichtigste Schritt. 

Deshalb meine Frage: Könnte man sich diesem 
Thema mehr annehmen, es mit mehr Leben erfüllen, 
und es in die aktuelle Diskussion einbeziehen?

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Jetzt habe ich 
mich selbst als Redner eingetragen. Ich wollte Herrn 
Professor Miosga etwas fragen. Man sagt, Autobah-
nen würden in besonderer Weise genutzt. Früher 
hatten wir im Landesentwicklungsprogramm den Be-
griff der Entwicklungsachsen. Diesen Begriff haben 
wir – wie ich meine –, voreilig herausgenommen. In 
der Konkurrenz zwischen den Ballungsräumen, den 
großen Städten und der Entwicklung des ländlichen 
Raumes sind nicht alle gleichgestellt. Die Ballungs-
zentren beziehungsweise die großen Städte wie bei-
spielsweise München, Nürnberg, Erlangen, Ingol-
stadt, Regensburg haben einen anderen 
Attraktivitätsstatus als eine kleine Landgemeine. 
Durch die Entwicklungsachse der Autobahnen hatte 
der ländliche Raum aber eine Chance, attraktive Ge-
werbegebiete zu schaffen. Die Entwicklungsachse 
ist natürlich eine Frage der strukturellen Entwick-
lung, an der auch nicht alle Gemeinden teilhaben 
können. Das geht nur für die, die im Nahbereich der 
Autobahn sind. Wenn dort aber Arbeitsplätze entste-
hen, dann entstehen sie auch für die dahinter lie-
genden Gemeinden. Dann entstehen sie relativ 
wohnortnah und nicht im weit entfernt gelegenen 
Ballungsraum. Sind also Entwicklungsachsen 
de facto doch wichtig?

Außerdem möchte ich noch etwas anders sagen: Ich 
verstehe alle fachlichen Einwände. Glauben Sie mir, 
ich verstehe sie wirklich. Wir haben aber das politi-
sche Problem, dass wir jetzt Ausnahmen für die 
Großen gemacht haben: für alle Ansiedlungen über 
drei Hektar, für den Logistikbereich und die emittier-
enden Betriebe. Der kleine, der mittlere Handwerks-
betrieb, der hat die Chance eines verbesserten 
Standorts aber nicht, der muss im Ort bleiben, oder 
er muss an den Ortsrand gehen. Hier habe ich ein 
Problem. Wenn mir als Politiker gesagt wird: Für die 
Großen macht ihr im LEP die Ausnahmen, wir Klei-
nen müssen mit den schwierigen, den schlechteren 
Standorten vorlieb nehmen. – Das muss ich schon 
auch zu bedenken geben. Manches lässt sich nicht 
1 : 1 vom Reißbrett in die Politik umsetzen.

Ich bin auch ein Mensch, und deshalb reizt es mich, 
hier noch einmal etwas zum Flächenverbrauch zu 
sagen, nicht zum Anbindegebot. Ich finde, die Be-
griffe Flächenfraß und Flächenverbrauch werden 
sehr pauschal benutzt. Ich habe das Herrn Profes-
sor Magel schon einmal vorgehalten. Auf dem 
Grundstück meines Eigenheims war früher ein Mais-
feld. Im Maisfeld war nichts, keine Vielfalt. Da gab 
es nur die eine Pflanze. Da gab es keinen Schmet-
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terling, noch nicht einmal eine Maus. Jetzt ist dort 
ein schön gepflegter Hausgarten.

(SV Prof. Dr. Holger Magel: Da habe ich mich 
geärgert!)

Da gibt es einen Igel, einen Buntspecht, da sind 
Schmetterlinge in großer Zahl. Da führe ich meine 
Enkel in den Garten und sage: Schaut einmal, diese 
wunderschöne Natur. Wäre das jetzt ein Maisfeld – 
und hier richte ich mich an die Ökologen –, dann 
wäre hier nichts, nur Monokultur. Ich habe die Viel-
falt im Wohngebiet geschaffen.

(Allgemeine Heiterkeit)

– Natürlich nicht ich allein, sondern auch viele ande-
re. Deshalb möchte ich sagen: Man sollte den Flä-
chenverbrauch differenzierter sehen. Manches ist 
doch durchaus nützlich. So, jetzt habe ich das losge-
bracht, nun ist mir wirklich leichter.

Abg. Florian von Brunn (SPD): Ich halte hier aus-
drücklich für das Protokoll fest: Herr Huber, Sie 
sehen den Maisanbau offensichtlich kritisch.

(Allgemeine Heiterkeit)

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ja, als Monokul-
tur. Dann schon.

Abg. Florian von Brunn (SPD): Das ist interessant, 
denn das hört man sonst von der CSU nicht. – Sie 
haben gerade gesagt, wir haben Ausnahmen, die 
die Großen begünstigen und die Kleinen nicht 
haben. Ich will schon darauf hinweisen – und hier 
beißt sich die Katze in den Schwanz –, dass hier 
über Ausnahmen geredet wird. Ausnahmen, die Sie 
geschaffen haben, und die jetzt als Begründung für 
neue Ausnahmen herhalten sollen. Insofern über-
zeugt mich diese Argumentation nicht.

An die Experten, auch an Herrn Prof. Miosga, richtet 
sich folgende Frage: Wir reden immer über die An-
siedlung an mehrspurigen Straßen und an Autobah-
nen. Welche Rolle spielt denn die Bahn und der mo-
dale Split der Verkehrsträger in diesen Konzepten? 
– Vielleicht könnten Sie darauf noch eingehen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich würde bitten, 
dass wir auf die echten Fragen Antworten geben, 
auf die rhetorischen brauchen Sie nichts zu sagen.

SVe Andrea Gebhard (Deutsche Akademie für 
Städtebau und Landesplanung, Landesgruppe Bay-
ern): Eine Stärkung der regionalen Planungsverbän-
de ist sicher notwendig. Die Frage ist auch, ob es 

richtig ist, dass in den regionalen Planungsverbän-
den vielfach die Bürgermeister sitzen, die sich ge-
genseitig nicht wehtun wollen – oder manchmal 
dann allerdings doch. Ist es nicht möglich, den regio-
nalen Planungsverband direkt zu wählen? Gäbe es 
dann nicht vielleicht neue Entwicklungen? Außer-
dem die Frage: Was ist Planung für die Zukunft? – 
Herr Huber, die Logistikzentren sind sicher nicht so 
vielfältig wie Ihr Hausgarten.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Die haben wir 
aber leider sowieso schon.

(Allgemeine Heiterkeit)

SV Prof. Dr. Manfred Miosga (Universität Bay-
reuth): Vielen Dank für die Fragen. Herr Huber, ich 
finde das ganz spannend. Sie heben auf die Ent-
wicklungsachsen ab, auf die Ausnahmen und die zu-
sätzlichen Erfordernisse. Es gibt eine Konkurrenz 
unter denen, die jetzt Ausnahmen erhalten haben 
oder nicht. Damit sind wir an einem Kern dessen, 
was das Verständnis von Landesplanung ausmacht, 
wie Landesplanung betrieben wird. Wollen wir Lan-
desplanung machen, oder wollen wir Kommunalent-
wicklung machen? – Das ist eine Gratwanderung. 
Die Schwierigkeit besteht darin, herauszufinden, wie 
viel Steuerung, wie viel staatlicher Eingriff erforder-
lich ist, wie viel Freiheit man in der kommunalen Ent-
faltung lassen kann. Ich bin ein Freund der kommu-
nalen Planungshoheit, ich war selbst 
kommunalpolitisch tätig. Ich habe miterlebt, wie 
stark, wie gut sie sein kann. Hinter den Entwick-
lungsachsen stand ein planerisches Konzept. Das 
war nicht so verstanden, dass die Entwicklungsach-
sen eine bandförmige Entwicklung rechts und links 
der Autobahnen bedeutet hätte, sondern mit den 
Entwicklungsachsen sollten vor allem Infrastrukturen 
geschaffen werden, die Zentren verbinden und den 
Austausch zwischen Zentren ermöglichen. Die Ent-
wicklungsachsen sollten aber auch Entwicklungen in 
die Fläche tragen können. Insofern haben Sie recht. 
Vonseiten der Akademien haben damals den Weg-
fall der Entwicklungsachsen auch kritisiert.

Als Nächstes kommt dann wieder die Frage, was wir 
mit den kleinen und mittleren Handwerksbetrieben 
machen, ob wir nicht auch für sie eine Ausnahme 
schaffen müssen. Ich bin sehr wohl der Auffassung, 
dass es Sinn macht, gewerbliche Entwicklungen 
sinnvoll planerisch gesteuert zu ermöglichen, um 
diesen Betrieben eine Möglichkeit zu geben. Für 
mich geht es dabei um die sinnvolle planerische 
Steuerung. Und da bin ich jetzt wieder bei der Auf-
gabenstellung der Regionalpläne. Aus meiner Sicht 
wäre es besser, anstatt hier zu liberalisieren und das 
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Ganze dem Wohl und dem Wettbewerb der Kommu-
nen zu überlassen, das Ganze zu kanalisieren und 
sich zu überlegen, wo, an welcher Stelle für drei, für 
vier oder auch für fünf Kommunen gemeinsam eine 
Fläche geschaffen werden könnte, die den expan-
dierenden oder auch störenden Betrieben im Zen-
trum eine Entwicklungsperspektive gibt. Mein Ziel 
wäre es, das über eine planerische Steuerung zu 
machen und nicht, das dem freien Spiel der Kräfte 
zu überlassen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Die Frage be-
züglich der Lockerung des Anbindegebots für den 
Tourismus ist eine Frage an Herrn Prof. Weiger. Sie 
können auch alles andere sagen, was Ihnen am 
Herzen liegt.

SV Prof. Dr. Hubert Weiger (BUND Naturschutz in 
Bayern e. V.): Herr Vorsitzender, wenn ich kurz da-
rauf eingehen darf. Wir gehen davon aus, wenn es 
zu dieser Lockerung in Verbindung mit dem Anbin-
degebot kommt, dann wird es in den haupttouristi-
schen Regionen einen zusätzlichen massiven Druck 
auf die freie Landschaft geben. Es ist nämlich welt-
weit genügend Kapital vorhanden, um touristische 
Großeinrichtungen mit unverbaubarem Blick auf die 
bayerischen Alpen, an den bayerischen Seen oder 
wo auch immer zu schaffen. Dann würden die 
Dämme endgültig brechen. Das wäre deshalb einer 
der verhängnisvollsten Fehlentwicklungen, die wir in 
den letzten Jahren gehabt haben.

Ich darf noch drei Punkte anführen. Unsere freie 
Landschaft ist die knappste Ressource, die wir 
haben. Die vielfältigen Leistungen, die die freie 
Landschaft für unser Leben, unser Überleben bringt, 
wurden genannt. Es geht nicht darum, zu verhin-
dern, dass nichts Neues stattfindet, sondern es geht 
darum, ausgehend von dieser Erkenntnis, mit dieser 
Ressource intelligenter als bisher umzugehen. Intel-
ligenter, das heißt, flächensparender. Das heißt 
auch Optimierung von Nutzungen und die Rekulti-
vierung von alten Nutzungen. In den alten Industrie-
standorten haben wir durchaus erhebliche Flächen 
und altindustrielle Brachen. Wir haben aber auch die 
Sorgen all derer, die diese besitzen. Hier ist das 
Stichwort der Altlasten anzuführen. Herr Huber, Sie 
haben damals entscheidend mit dazu beigetragen, 
dass die älteste chemische Fabrik Deutschlands, die 
in Marktredwitz, modellhaft saniert wurde. Das ist 
heute, durchaus zu Recht, ein vielfach gerühmtes 
Vorzeigeprojekt. Wir haben auch viele andere positi-
ven Beispiele, aber das ist jedenfalls ein zentraler 
Punkt, für den wir mehr Geld brauchen. Sonst pas-
siert hier nämlich nichts. Wir beanspruchen perma-
nent neue Fläche und sind nicht in der Lage, vor-
handene Fläche besser zu nutzen.

Wenn wir aber neue Fläche beanspruchen, dann 
verwenden wir dafür den geringsten planerischen 
Aufwand. Die Menschen verbringen doch die meiste 
Zeit ihres Lebens in den Gewerbegebieten, die in 
vielen Fällen abgrundtief hässlich sind. Dort sind 
Bäume und Sträucher extrem selten. 40 % der Flä-
che wird für Parkfläche genutzt. Es gibt nur eine mi-
nimale Grundinfrastruktur, um die Menschen mit Le-
bensmitteln zu versorgen. Wir halten es deshalb, 
unabhängig von der Planungsqualität, für eine zen-
trale Aufgabe, solche Flächen mit einer anderen pla-
nerischen Qualität zu überziehen, als das bisher der 
Fall ist.

Wir, der BUND Naturschutz, haben vor vielen Jah-
ren das erste gemeinsame kommunale Industriege-
biet vorgeschlagen. Das war im Landkreis Neustadt/
Aisch. Wir haben das damals mit auf den Weg ge-
bracht mit dem Ziel, und mit der Zusage der Bürger-
meister, dass diese die vorhandenen Flächen, die im 
Rahmen der Flächennutzungsplanung schon ausge-
wiesen waren, zurückzuführen, damit man dann zu 
einer Flächenoptimierung kommt. Jetzt erleben wir 
Folgendes: Es bleibt in der Regel bei der kommuna-
len Flächenausweisung, und zusätzlich wird der ge-
meinsame Gewerbepark als Instrument genutzt, um 
Flächenmaßnahmen zu realisieren, und zwar in 
einem Bereich, in dem man sonst keine Chance 
hätte. Deshalb müssen wir den Regionalplänen wie-
der mehr Bedeutung zukommen lassen. Sie müssen 
wieder eine Bedeutung haben, sie dürfen nicht zur 
Beliebigkeit verkommen, wie das jetzt der Fall der 
ist. Sie müssen wieder beachtet werden. Wir haben 
die Instrumente, neue Instrumente brauchen wir 
nicht. Wir müssen die bewährten Instrumente viel-
mehr wieder zur Wirksamkeit bringen.

SV Prof. Dr. Holger Magel (Bayerische Akademie 
Ländlicher Raum e. V.): Vielleicht noch ein paar Ge-
danken, die ich vorhin nicht so herausstellen konnte. 
Wir reden über die Landschaft als physikalische Ge-
gebenheit. Vorhin ist das Wort Hollywood gefallen. 
Hollywood ist der große Meister für Gefühle und für 
immaterielle Dinge. Landschaft steht auch für Sehn-
süchte, für Schönheit, für Wohlbefinden. Das darf 
man in diesem Hohen Hause auch einmal anführen. 
Das ist ganz entscheidend. Deshalb habe ich in mei-
nem Papier auch geschrieben, eigentlich müsste 
man auch Psychotherapeuten einladen, die uns er-
zählen, wie wichtig Landschaften sind. Jeder von 
uns weiß das. Wenn es ihm schlecht geht, dann 
geht er in die Landschaft, um sich dort zu erholen. 
Er geht dann garantiert nicht in die Gewerbegebiete. 
Der Mensch möchte dann schöne Landschaften 
sehen.
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Ich möchte mich hier auch ein bisschen wehren. Die 
Rolle der eingeladenen Experten besteht natürlich 
darin, dass sie etwas vortragen. Es geht aber nicht 
darum, dass die Abgeordneten sozusagen als Feind 
stilisiert werden. Anders, als vorhin vielleicht der Ein-
druck erweckt worden ist. Wir kämpfen nun einmal 
für unsere Ideale. Das ist wie in der Doktorprüfung, 
wo der Professor angreift und der Doktorand sich 
verteidigen muss. Hier steht der zu verteidigende 
LEP-Entwurf dagegen. Eigentlich müsste ihn jemand 
verteidigen, beispielsweise Herr Söder. Er müsste 
verteidigen, was wir jetzt kritisieren. Sie, Herr Vorsit-
zender Huber, sind doch hier als eine neutrale In-
stanz, Sie müssen das gar nicht verteidigen. Ihre 
Rolle ist eine andere: Sie sind der souveräne, alters-
weise und mit allen Wassern gewaschene, über 
allem stehende Politiker, dem wir uns anvertrauen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Der letzte Halb-
satz hat mir gut gefallen.

(Allgemeine Heiterkeit)

SV Prof. Dr. Holger Magel (Bayerische Akademie 
Ländlicher Raum e. V.): Also bitte im Protokoll ver-
merken.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Meine Promoti-
onsarbeit reiche ich bei Ihnen allerdings nicht ein.

SV Prof. Dr. Holger Magel (Bayerische Akademie 
Ländlicher Raum e. V.): Okay, gut. Ich wäre sogar 
davon überzeugt, dass Sie die selber schreiben.

(Allgemeine Heiterkeit)

Das wäre also der erste Punkt. Ich bitte es noch ein-
mal wirken zu lassen, dass Landschaft auch für 
Schönheit, für menschliche Gefühle steht. Deshalb 
ist es ganz wichtig, dass Landschaften unversehrt 
sind. Bei den Windkraftanlagen hat man extra politi-
sche Lösungen wegen des Landschaftsverschande-
lungs-Charakters gefunden. Da hat man dann ge-
schaut, dass das nicht so schlimm wird. Der große 
Unterschied besteht aber darin: Eine Windkraftanla-
ge kann ich relativ leicht entfernen. Ein Gewerbege-
biet hingegen nicht, es sei denn, wir sind in China. 
Bei uns gehen die nicht so schnell weg. Das ist eine 
Bebauung, die ewig auf der Landschaft lastet und 
uns beschwert.

Ein zweiter Ansatz: Frau Gebhard hat vorhin gesagt, 
man sollte keine dinosaurierhaften Planungen be-
treiben. Die Diskussion ist aber schon weiter, denn 
wir sind inzwischen zurück bei der Mischung von 
Funktionen. Die Charta von Athen – ade. Man sieht 
im Baugesetzbuch gibt es jetzt den Begriff der urba-

nen Gebiete, und da wird bewusst Lärm gewollt. 
Frau Bundesministerin Barbara Hendricks hat wie-
derholt gesagt: In der Stadt darf es ruhig laut sein. 
Wohnen, Arbeiten usw. sind zusammen. Wir betrei-
ben aber genau das Gegenteil.

Nun der dritte Aspekt: Zu den Dorferneuerungszie-
len. Dafür sind Sie, Herr Vorsitzender Huber, auch 
Experte. Sie sind bei der Dorferneuerung in Reis-
bach gewesen. Die Dorferneuerung hat das Ziel, 
das Handwerk zu fördern. Es gibt ganz schlaue Lö-
sungen. Dort hat man es geschafft, Handwerksbe-
triebe, die aus dem Dorf herauswollten, im Dorf zu 
integrieren. Genau das wird doch gewollt, auch in 
der Städtebauförderung. Ich befürchte aber, wenn 
man hier dieses Tor aufmacht, dann werden solche 
intelligenten Lösungen, die in einem durchaus lang-
wierigen Diskussions- und Entscheidungsprozess 
entstehen, überhaupt nicht mehr angestellt oder ver-
hindert. Deshalb mein Plädoyer: Wenn die Locke-
rung des Anbindegebots kommen soll, dann machen 
Sie doch bitte wenigstens eine Einschränkung, 
damit sie nur dann kommt, wenn die Auswirkungen 
auf das Orts- und Landschaftsbild vorher geprüft 
worden sind. Dann gebe es wenigstens etwas, wo 
man ein bisschen durchschnaufen und sagen könn-
te: Jawohl, hier besteht eine Art Abwägung.

Abg. Walter Nussel (CSU): Bei den Vorrednern 
habe ich gespürt, dass hier die Meinung vorherrscht, 
wir würden über irgendwelche Investoren sprechen, 
über irgendwelche Firmen. Wir sprechen aber ei-
gentlich über Menschen. Wir sprechen über Men-
schen, die Arbeitsplätze suchen. Wir sprechen über 
Menschen, die eine Heimat haben und dort leben 
wollen. Deswegen versuchen wir, einen Hebel zu 
finden, damit die Menschen vor Ort ihrer Arbeit 
nachkommen können. Diesen wichtigen Aspekt ver-
misse ich bei der ganzen Diskussion. Die Gesprä-
che gehen nur in eine Richtung. Deshalb habe ich 
mich jetzt zu Wort gemeldet.

Herr Prof. Weiger, Sie sprechen von der Verschan-
delung der Landschaft, wenn man Richtung Alpen 
blickt. Dort könnte etwas entstehen, von dem ich 
heute noch nichts weiß, und das ich auch nicht ab-
sehen kann. Bei den Windrädern habe ich diesbe-
züglich aber nichts von Ihnen gehört. Diese Argu-
mente muss man schon in der Waage halten, man 
darf nicht alles nur einseitig darstellen.

Ich möchte auch noch etwas zum Landverbrauch 
sagen. Hier wird immer über Flächenfraß und von 
Versiegelung gesprochen. Ich habe diese Woche 
auch schon im Landtag zu erklären versucht, dass 
wir Tausende von Hektar Land haben, die nicht als 
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Ausgleichsfläche anerkannt sind, die aber rein für 
ökologische Zwecke angelegt wurden. Über diesen 
Flächenverbrauch, über diese Flächen, die aus der 
Bewirtschaftung herausgenommen wurden, die den 
Bauern weggenommen wurden, wird überhaupt 
nicht gesprochen. Auch diesen Aspekt muss man 
betrachten. Man darf nicht alles einseitig darstellen. 
Deshalb habe ich gedacht, ich muss jetzt einmal die 
Initiative ergreifen und das eine oder andere richtig 
darstellen.

Herr Magel, es ist uns wichtig, Handwerk in den Ge-
meinden vorzuhalten. Es kommen aber so viele Ein-
flüsse, und eines der größten Themen ist der Lärm. 
Da müssen wir auch Sorge tragen, dass der mit 
allen anderen Aspekten im Einklang steht. Ich selbst 
habe zu Hause eine Zimmerei auf meinem Betrieb. 
Dafür habe ich Lärmschutzgutachten und alles an-
dere durchlaufen müssen. Das ist nicht so einfach. 
Deshalb kann ich sagen, es ist nicht einfach, die Ar-
beitsplätze des Handwerks vor Ort zu erhalten. Wir 
brauchen also Wege und Möglichkeiten, um dem 
Rechnung zu tragen. Wir sollten die Diskussion des-
halb mit allen Facetten weiterführen, nicht einseitig.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Dazu werden wir 
im Mai und Juni viel Gelegenheit haben.

Ich komme jetzt zum dritten großen Punkt, das ist 
der Alpenplan. Dahinter steht das Riedberger Horn, 
wie ich schon am Anfang gesagt habe. Formell geht 
es darum, dass aus dem Alpenplan Planbereich C 
etwa 80 Hektar herausgenommen und aus dem 
Planbereich B 300 Hektar dazu genommen werden. 
Folglich ergibt sich im Bereich C ein Plus von 
200 Hektar. Das ist die kühle Betrachtung im LEP. 
Damit wird für die zwei beteiligten Gemeinden natür-
lich auch die Möglichkeit eröffnet, in einen Flächen-
nutzungsplan, in einen Bebauungsplan einzustei-
gen. Das ist völlig klar, das will auch keiner 
verschweigen. Dazu werden aber intensive Geneh-
migungsverfahren mit ökologischen Gutachten und 
dergleichen gemacht, und möglicherweise werden 
auch Gerichtsverfahren die Folge sein. Das heißt, 
wir entscheiden heute nicht, was am Riedberger 
Horn gebaut werden kann, sondern wir beseitigen 
eine Schranke. Das muss ich allerdings einräumen.

SV Josef Klenner (Deutscher Alpenverein (DAV)): 
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich bedanke mich dafür, dass wir Gelegenheit 
haben, in dieser Anhörung die Position des Deut-
schen Alpenvereins – DAV – in einigen wenigen 
Punkten zu erläutern. Unsere schriftliche Stellung-
nahme, die inhaltlich detailliert zu den fachlichen 
Themen Stellung nimmt, liegt Ihnen vor. Sie werden 
sie gelesen haben. Ich gehe davon aus, dass unser 

Papier in den Beratungen auch entsprechenden ge-
würdigt wird.

Bevor ich auf ein paar Punkte eingehe, möchte ich 
unserer Sorge Ausdruck verleihen, was den bisheri-
gen Entscheidungsablauf der Staatsregierung anbe-
langt. Bei der Änderung des Alpenplans sind wir 
etwas misstrauisch. Wir haben nämlich den Ein-
druck, dass der Faktor "Zeit" dominiert und vor dem 
Faktor "Prüfen, Bewerten, Entwickeln" steht. Ich 
möchte das insbesondere in Zusammenhang brin-
gen mit der letzten Entscheidung, die nur wenige 
Tage nach Verstreichen der Einreichungspflicht für 
die Stellungnahmen gefällt wurde. Das alles erfüllt 
uns mit Sorge, und ich hoffe, dass der Eindruck 
täuscht.

Zu den verschiedenen Punkten: Die vorgesehene 
Änderung des LEP bewerten wir als eine Aufwei-
chung der Zone C des Alpenplans. Es ist das Einge-
ständnis der Staatsregierung, die ursprüngliche Ziel-
setzung aufzugeben. Es scheint, dass diese Ziele 
den wirtschaftlichen Notwendigkeiten geopfert wer-
den. Mit dieser Vorgehensweise wird im Übrigen 
weiteren Ausnahmevorhaben Tür und Tor geöffnet. 
Das Argument, das wir sehr häufig gehört haben, 
dass nämlich nur ein Antrag auf dem Tisch liegt, und 
zwar der für das Riedberger Horn, und dass keine 
weiteren zu erwarten seien, erachten wir als Schein-
argument. Welcher Liftbetreiber, welcher Skigebiets-
betreiber wäre denn so unklug, zum jetzigen Zeit-
punkt einen Antrag auf Ausnahmegenehmigung zu 
stellen, wo doch die Erfolgsaussichten nach einer 
Änderung des LEPs wesentlich besser wären? Einer 
Änderung der Zonierung widerspricht darüber hin-
aus das übergeordnete Recht, und zwar das Boden-
schutzprotokoll der Alpenkonvention und das Arten-
schutzrecht. Das Riedberger Horn wird danach 
faktisch europarechtlich als Vogelschutzgebiet defi-
niert. In beiden Ordnungen sind Erschließungen in 
diesem Raum in jedweder Art ausgeschlossen. Die 
vorgelegte Änderung des LEP ignoriert das zwar, wir 
sind aber der Meinung, es wird sich später daran 
messen lassen müssen.

Darüber hinaus erscheint uns die neue Zonierung 
beim Riedberger Horn ein Beweis dafür zu sein, 
dass mit hohem Unwissen in naturschutzfachlichen 
Belangen geplant wird. Die neue Zonierung durch-
schneidet nämlich ein zusammenhängendes Gebiet 
der Zone C; denn es wird durch die neue Abfahrts-
piste und den Seilbahnbau zerschnitten. Es würden 
sich eine relativ kleine und eine etwas größere Insel 
bilden. Das hätte Auswirkungen auf die unmittelba-
ren Nachbarbereiche der Skipiste zur Folge, sodass 
die daran angrenzenden Flächen C ihre Schutzfunk-
tion ebenfalls verlieren würden. Die seitens der 
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Staatsregierung vertretene Argumentation, die neue 
Zonierung würde einen Flächenzuwachs in der Zo-
ne C bringen – Sie haben das soeben selbst ange-
sprochen, Herr Vorsitzender –, ist unserer Meinung 
nach irreführend; denn die neue Fläche C war vor-
her Fläche B. Das stellt keine Ausweitung der 
schutzwürdigen Flächen dar. Es bleibt dabei, dass 
höchst schützenswerte Flächen erschlossen und 
damit in gewisser Weise vernichtet werden, zumin-
dest in ihrer ursprünglichen Form. Diese Flächen 
sind an anderer Stelle nicht reproduzierbar.

Das Argument, mit dem geplanten Ausbau werde 
eine bessere Wettbewerbsfähigkeit mit den Tiroler 
Skigebieten erreicht, halten wir für ebenso fragwür-
dig. Ausdehnung, Beförderungskapazitäten und 
Ausstattung des Skigebietes Grasgehren/Balder-
schwang – nach einer Zusammenlegung – würden 
in keiner Weise mit Skigebieten im Ötztal, im Stubai 
oder am Arlberg auch nur annähernd vergleichbar 
sein. Solchen Wettbewerbsvergleichen halten noch 
nicht einmal die größten bayerischen Skigebiete 
stand. Die Ausmaße in Tirol beispielsweise sind 
mittlerweile so groß geworden, dass sie sich in einer 
anderen Dimension befinden. Deshalb sollte es un-
serer Meinung nach Ziel sein, dem Publikum und 
den Skifahrern, die bisher dort hinkommen, beide 
Gebiete mit einer zeitgemäßen Infrastruktur zu prä-
sentieren. Einer Modernisierung in den bestehenden 
Grenzen stand bisher und steht auch heute nichts 
im Weg. Unserer Meinung nach liegt genau hier 
eines der Grundprobleme: Die Betreiber, vor allem 
die von Grasgehren, haben es über Jahrzehnte ver-
säumt, regelmäßig zu modernisieren und Investitio-
nen zu tätigen. Teilweise wurde über 20 Jahre lang 
überhaupt nichts investiert, obwohl das aus unter-
nehmerischer Sicht durchaus geboten gewesen 
wäre. Somit stellt sich die Frage, inwieweit unterneh-
merisches Versagen oder auch Unvermögen nun 
durch öffentliche Mittel ganz oder teilweise ausgegli-
chen werden soll. Hinter dem Projekt steht schließ-
lich auch eine öffentliche Förderung, wie Sie wissen.

Die wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinden, die 
nach Aussagen der Betreiber nur durch die geplante 
Investition sichergestellt werden kann, hängt unserer 
Meinung nach, wenn überhaupt, nur zu einem äu-
ßerst geringen Teil von den Skigebieten ab. Die tat-
sächliche Entwicklung der beiden Gemeinden Bal-
derschwang und Obermaiselstein hat sich im 
Vergleich zum Ostallgäu und zum gesamten baye-
rischen Alpenraum bis heute über Jahrzehnte hin-
weg überdurchschnittlich gut entwickelt mit der Ten-
denz, dass die Entwicklung weiter so andauern wird. 
Es sind keinerlei Abwärtstendenzen erkennbar. Die-
sen kausalen Zusammenhang gibt es also nicht. Vor 

allen Dingen aber gibt es keinen Nachholbedarf. 
Würde man daran denken, nicht nur im Sommer Al-
ternativen für den Tourismus zu schaffen, sondern 
auch im Winter Alternativen zum reinen Skifahren 
anzubieten, dann würden hier sicherlich weitere Po-
tenziale geschaffen, in die gezielt investiert werden 
sollte. Hier sollte die Entwicklung weitergehen, denn 
hier sehen wir Zukunftsperspektiven für eine nach-
haltige Entwicklung für die ortsansässige Bevölke-
rung, und das nicht nur in diesen beiden Orten, son-
dern in der gesamten Region.

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
nete, die Lebensdauer der beiden Skigebiete wird 
durch den Bau der Seilbahn und die neuen Abfahr-
ten nicht um einen einzigen Tag verlängert. Aus-
schlaggebend für die Lebensdauer des Skigebiets 
ist allein der Klimawandel, dessen Auswirkungen 
und seine Geschwindigkeit. Dem Klimawandel kann 
man keineswegs mit dem Bau von Seilbahnen be-
gegnen, wie allseits bekannt. Ich fordere Sie des-
halb dazu auf: Sorgen Sie dafür, dass der über vier 
Jahrzehnte bewährte Alpenplan mit seiner heutigen 
Zonierung unverändert erhalten bleibt. Er war und 
bleibt ein Garant dafür, dass ein kleiner, aber unver-
zichtbar wichtiger Teil des bayerischen Alpenraums 
für den Schutz von Fauna und Flora auch in Zukunft 
unangetastet bleibt. Die jetzt vorgeschlagene Lö-
sung ist für uns der Einstieg in den Ausstieg.

SV Prof. Dr. Hubert Job (Universität Würzburg): Ich 
möchte feststellen, dass der Alpenplan originär "Er-
holungslandschaft Alpen" hieß. Er wurde bereits 
1972, vor dem Inkrafttreten des LEP im Jahre 1976, 
verabschiedet, weil dieses Problem damals als drin-
gend betrachtet wurde. Dieser Name "Erholungs-
landschaft Alpen" ist insofern wichtig, als es damals 
nicht die zentrale Idee war, nur Umweltschutz zu be-
treiben und Freiräume zu erhalten. Vielmehr sollten 
dezidiert in der Zone A gezielte Investitionsmöglich-
keiten für den Tourismus geschaffen werden. Der Al-
penplan war sehr wohlüberlegt und abgewogen. Die 
strategische Überlegung dieses Plans kann nicht 
willkürlich geändert werden.

Im ersten Teil meiner nun folgenden etwas längeren 
Rede möchte ich mit Ihnen sehr dezidiert anhand 
wörtlicher Zitate die Idee der Umzonierung des 
Bayerischen Alpenplans durchgehen. Im allgemei-
nen Teil heißt es dort auf Seite 23: "Damit wird ins-
besondere auch dem verfassungsrechtlich veranker-
ten Auftrag zur Förderung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in ganz 
Bayern Rechnung getragen." Ein Blick in die Statis-
tik des Bayerischen Landesamts für Statistik zeigt, 
dass der Landkreis Oberallgäu bei der Bevölke-
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rungsentwicklung einen Zuwachs von 15,5 % im 
Zeitraum von 1987 bis zum Jahr 2011 hatte. In der 
Gemeinde Obermaiselstein lag der Bevölkerungszu-
wachs bei 14,6 % und in der Gemeinde Balder-
schwang im gleichen Zeitraum bei 40 %. Sie sehen, 
die Bevölkerungsentwicklung ist sehr heterogen. Wir 
haben Stagnations- und Rückgangsräume. In Bal-
derschwang und Obermaiselstein steigt jedoch die 
Bevölkerung. Dieses Argument zählt also nicht.

Bei den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
am Arbeitsort haben wir im Oberallgäu insgesamt 
eine Zunahme von 8,4 % zu verzeichnen. In Ober-
maiselstein liegt dieser Wert mit 6,7 % etwas niedri-
ger. In Balderschwang liegt dieser Wert jedoch bei 
144,9 %. Diese Gemeinde kann also nicht als struk-
turschwache ländliche Peripherie bezeichnet wer-
den. Das beweist auch ein Blick auf die Steuerein-
nahmen dieser Gemeinde, die sich in den letzten 
Jahren erhöht haben, während ihre Verschuldung 
zurückging.

Wo liegen in Bayern die Räume mit besonderem 
Handlungsbedarf? – Wir können feststellen, dass 
diese Räume rund 47 % der Landesfläche ausma-
chen, in denen 30 % der Einwohner leben. Erstaunli-
cherweise fallen weder die Gemeinde Balder-
schwang noch die Gemeinde Obermaiselstein 
darunter. In diesen Gemeinden besteht keine Not-
wendigkeit zur Angleichung der Lebensverhältnisse.

Ich komme damit auf die speziellen Begründungen, 
die sich auf die Abhängigkeit vom Tourismus bezie-
hen. Ich kann damit auch die Frage beantworten, 
was passieren würde, wenn beim Anbindegebot 
auch die Bereiche Freizeit und Tourismusgroßpro-
jekte berücksichtigt würden. Aus meiner Sicht wür-
den wir dem bayerischen Tourismus und der tollen 
Landschaft, die südlich der A 8 liegt, mit einer sol-
chen Öffnung einen Dienst tun, der einer Vergewalti-
gung gleichkäme. Diese Entwicklung ist anderen-
orts, zum Beispiel in Kaltern in Südtirol und am 
Großglockner in Österreich, schon zu beobachten. 
Bei einer Öffnung würden über Nacht Investoren vor 
der Türe stehen und die Gebiete zubauen. Diese 
Entwicklung ist weder mit der räumlich-strukturellen 
Entwicklung noch mit der Schließung von Wirt-
schaftskreisläufen oder mit der Befruchtung kleiner 
und mittlerer Betriebe, die sich in den gewachsenen 
Strukturen der Orte angesiedelt haben, in Einklang 
zu bringen. Ich kann davor nur warnen.

Ich komme damit zum Alpenplan und speziell zu sei-
ner Begründung zurück. Sie finden das im LEP, An-
hang 3, Alpenplan 1, Seite 29 ff. Dort heißt es: "So 
lebt die Gemeinde Balderschwang (327 Einwohner) 
zu 80 % vom Tourismus." Wenn dem so ist, sollte 

diese Monostruktur nicht durch eine weitere Intensi-
vierung verstärkt werden; denn damit würde eine un-
günstige ökonomische Pfadabhängigkeit geschaf-
fen. Wir haben für Balderschwang 3.436 
gewerbliche Gästebetten pro 1.000 Einwohner be-
rechnet. Dort haben wir die größte Tourismusintensi-
tät. In Obermaiselstein sind es 1.441. Wenn wir das 
mit Oberstdorf vergleichen, liegt Oberstdorf weit da-
runter.

Eine sehr aktuelle Studie aus dem Jahr 2016 geht 
von einem Rückgang der Wintersporttreibenden im 
alpinen Skilauf aus. Ihre Zahl wird bis zum Jahr 
2030 um 7 %, bis zum Jahr 2060 um 20 % sinken. 
Nun wird immer wieder argumentiert, diese Winter-
sportler seien gut für die Almwirtschaft, da sie die 
Produkte der Bergbauern kauften. Genau genom-
men kaufen aber eher diejenigen Gäste diese Pro-
dukte, die weniger sportlich unterwegs sind und sich 
mehr an der Landschaft orientieren.

Weiter heißt es in der Begründung wörtlich: "Gegen-
wärtig ist die durchschnittliche Aufenthaltsdauer in 
beiden Gemeinden trotz seit Jahren steigender Gäs-
teankünfte leicht rückläufig". Diese Entwicklung ist 
im gesamten Tourismus zu beobachten, auch an 
Orten im österreichischen Alpenraum. Ich stelle fest, 
dass wir in Obermaiselstein im Jahr 1990 im Mittel 
9,4 Tage hatten. Heute sind es noch 4,9 Tage. Al-
penweit haben wir seit der Entstehung des Alpen-
plans im Jahr 1972 einen Rückgang von 10 Tagen 
auf heute 2,8 Tage. Diese Entwicklung haben wir 
auch in anderen Mittelgebirgslagen in Bayern. Das 
ist einer generellen strukturellen Veränderung des 
Tourismusmarktes geschuldet. Bei Licht betrachtet 
wird dieser Trend durch die Freizeit- und Tourismus-
großanlagen noch verstärkt werden. Die Annahme, 
dass die Regionalwirtschaft befruchtet würde, je län-
ger die Gäste am Ort verweilten, ist eine Milchmäd-
chenrechnung. Das Geld wird nämlich vor allem mit 
den Übernachtungen verdient. Am Sudelfeld hat 
sich gezeigt, dass die Gäste leider nicht in die Dörfer 
kommen, um dort ihr Geld zu lassen, sondern dass 
sie lediglich die neuen Pisten besuchen, dort etwas 
konsumieren, und dann wieder weg sind. Die baye-
rische Gastronomie, ich spreche hier speziell von 
Bayrischzell, guckt dabei in die Röhre. Das wird im 
Allgäu nicht anders sein.

In der Begründung heißt es wörtlich: "Die Möglich-
keit zur Errichtung des Verbindungslifts der beiden 
kleinen Skigebiete am Riedberger Horn und in Gras-
gehren ist ein entscheidender Beitrag, um die wirt-
schaftliche Basis für diese Tourismusregion mit mo-
derner zeitgemäßer Infrastruktur nachhaltig zu 
sichern." Nach der Fusionierung dieser beiden Än-
derungsvorschläge wurde dann noch nachgelegt 
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und behauptet, dies wäre für das gesamte Oberall-
gäu entscheidend. Ich frage mich, wie man zu einer 
solchen Annahme kommen kann. Dafür gibt es 
keine empirische Evidenz. In dem kleinen Skigebiet 
Grasgehren gibt es einen enormen Investitionsstau. 
Seit dem Jahr 1993 wurde es verschlafen, dort 
etwas zu tun. In Balderschwang wurde zur Saison 
2016/2017 eine Sechsersesselbahn gebaut, mit der 
der alte Schlepplift Schwarzenberg ersetzt wurde. In 
Balderschwang ist am Gelbhansekopf ein für deut-
sche Verhältnisse großes und ernstzunehmendes 
Skigebiet entstanden. Was jetzt am bekanntesten 
deutschen Berg passieren soll, erschließt sich mir 
nicht; denn eine Skischaukel ist nicht erforderlich, 
damit überfällige Investitionen vorgenommen wer-
den können.

In der Begründung heißt es weiter: "Durch das ge-
plante Vorhaben soll die Existenzfähigkeit der bei-
den Skigebiete, die aufgrund der Höhenlage sowie 
der Topographie nach einer Studie im Auftrag des 
Deutschen Alpenvereins zu den drei schneesichers-
ten Gebieten des Allgäus sowie zu den schneesi-
chersten Gebieten des gesamtbayerischen Alpen-
raums zählen, gesichert werden." Hallo – natürlich 
ist das so. Das ist aber ein Blick in die Vergangen-
heit. Wissen Sie noch, wie sich der Winter in diesem 
Jahr gestaltet hat? – An Weihnachten, wo mindes-
tens ein Drittel des Geschäftes läuft, ist man in allen 
Skigebieten der Alpen gerade noch mit einem blau-
en Auge davon gekommen. Wir müssen die struktu-
rellen Probleme des Skitourismus angehen.

Ich verweise hierzu auf die Seite 24 des Buches 
"Analyse, Bewertung und Sicherung alpiner Freiräu-
me durch Raumordnung und räumliche Planung", 
das die Akademie für Raumforschung und Landes-
planung herausgegeben hat. Auf der Seite 24 die-
ses Buches finden Sie eine Karte. Daraus geht her-
vor, dass wir momentan 46 Skigebiete haben und 
bereits 11 Skigebiete geschlossen worden sind. Wir 
haben die Erwärmung und einen Shift von Weih-
nachten nach Ostern. Auch wenn in diesen Gebie-
ten momentan Schnee liegt, hat niemand mehr Lust, 
jetzt noch zum Skifahren zu gehen. Das ist ein emo-
tionales Problem; denn die Leute warten jetzt da-
rauf, dass der Sommer kommt. Ich möchte deshalb 
aus dem CSU-Papier "Zukunftsstrategie Alpenraum" 
zitieren. Dort steht wörtlich: "In den stark vom Tou-
rismus abhängigen Regionen ist es zudem wichtig, 
diesen Wirtschaftssektor an die sich wandelnden Kli-
mabedingungen anzupassen. Nötig sind additive 
Angebote für natur- und klimafreundlichen Touris-
mus sowie langfristige Investitionen in entsprechen-
de Angebote." Wenn Sie das schreiben, müssen Sie 
das auch machen. Nur dann wird ein Schuh draus.

In der Begründung heißt es weiter: "Durch die mit 
der Skigebietsverbindung gesteigerten Zuerwerbs-
möglichkeiten aus Sommer- und Wintertourismus er-
geben sich für die Landwirte im Oberallgäu (insbe-
sondere für kleine Milchviehbetriebe) wertvolle 
positive Einkommenseffekte". Zu der Aussage, dass 
nahezu jeder landwirtschaftliche Betrieb in Balder-
schwang auf Fremdenverkehr angewiesen sei, ist zu 
sagen, dass die aktuelle STATISTIK KOMMUNAL 
für Balderschwang genau drei Halter von Rindern 
ausweist, alle haben Milchkühe. Auch dort gibt es 
einen Strukturwandel. 1999 waren es noch neun 
Halter von Rindern.

Zum Thema Urlaub auf dem Bauernhof ist zu sagen, 
dass im Allgäuer Verband nur drei Betriebe in Bal-
derschwang gelistet sind, wobei ein Betrieb Kälber 
und zwei Betriebe Ponys sowie Streichel- und Klein-
tiere halten. In Obermaiselstein ist es nur ein Be-
trieb. Auch dieses Argument ist an den Haaren her-
beigezogen.

In der Begründung heißt es: "Die Festlegung des Al-
penplans mit drei Zonen, in denen unterschiedliche 
Vorhaben unzulässig sind, hat sich bewährt. Daran 
wird uneingeschränkt festgehalten!" Das Zitat geht 
jedoch weiter: "Mit dem Änderungsentwurf der Zo-
nierung erfolgt lediglich eine Umwidmung von Flä-
chen." Das ist ein Widerspruch in sich. Mit dem Vor-
schlag wird eben nicht am Alpenplan als 
raumordnerische Norm festgehalten, sondern Flä-
chen werden beliebig umgewidmet, deren Wertigkeit 
nicht explizit begründet ist. Ich möchte aber heute 
nicht über den Naturschutz sprechen. Der Alpenplan 
ist mit seiner ABC-Zonierung ein gewollter Kompro-
miss, der bei der Entstehung abgewogen wurde. 
Was dort geschieht, ist viel schlimmer als die Auf-
weichung des Anbindegebotes. Nur wenigen Bayern 
ist es bewusst, dass der Alpenplan weltweit vorbild-
lich ist, weil es an keiner Stelle, auch nicht in 
Schutzgebieten, derzeit eine so stringente flächen-
deckende Zonierung gibt. Diese Zonierung wurde 
sehr vorausschauend vorgenommen.

Natürlich kann eine solche Norm geändert werden. 
Ich hätte da auch nichts dagegen; denn natürlich ist 
der Stand der Technik heute ein anderer. Man müss-
te zum Beispiel zusehen, dass jede Zone C mit einer 
Zone B gepuffert ist. Das ist ein Defizit im Alpenplan. 
Ein Problem der Alpenkonvention besteht darin, 
dass der Alpenplan nur für 101 bayerische Alpenge-
meinden gilt und nicht für die Landkreise. Mit diesem 
Problem könnten sich Landesplaner strategisch aus-
einandersetzen. Eine Hauruck-Aktion ist jedoch 
schwierig und nicht darstellbar. Deshalb wäre mein 
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Plädoyer, diesen Punkt komplett zu streichen und 
bei der alten Lösung zu bleiben.

Ich möchte an mein Statement erinnern, das ich im 
Jahr 2013 abgegeben habe. Damals habe ich die 
LEP-Normierung nur gelobt und fand es toll, dass 
Sie nichts am Alpenplan verändert haben. Jetzt wird 
dieses Vorzeigeinstrument jedoch konterkariert. Das 
ist in dem von mir genannten Büchlein dargelegt, in 
dem es nicht nur um Bayern, sondern auch um Ös-
terreich, Vorarlberg, Tirol und Südtirol geht. Wir 
sehen darin, wie gut Bayern ist. Hier hängt auch der 
Vergleich mit Tirol und Vorarlberg; denn auch dort 
wird Freiraumschutz betrieben. Dieses Jahr haben 
die Tiroler über 4.000 Hektar in ihre Ruhegebiete 
einbezogen. Ruhegebiete dort entsprechen in etwa 
der Zone C des Alpenplans. Würden wir diese Zahl 
pro Kopf auf die Bevölkerung umrechnen, würden 
wir zu dem Ergebnis kommen, dass in Bayern der-
zeit nur noch 145 Hektar der Zone C pro Kopf der 
Bevölkerung zur Verfügung stehen. Im Jahre 1972 
waren es noch 175 Hektar. Der Grund liegt darin, 
dass die Bevölkerung wächst. Außerdem wird der 
Nutzungsdruck aus der Region München auf die 
Alpen größer. In Tirol sind es über 8.000 Hektar. 
Deshalb ist es total daneben, die touristische Ge-
samtstruktur zwischen Bayern und Tirol zu verglei-
chen. In Tirol ist der Tourismus eine echte Leitöko-
nomie. Dort findet das meiste Geschäft im Winter 
statt.

Ich möchte auf die Graphik auf der Seite 21 des Bu-
ches "Analyse, Bewertung und Sicherung alpiner 
Freiräume durch Raumordnung und räumliche Pla-
nung" verweisen. Diese Graphik zeigt die Entwick-
lung des bayerischen Tourismus im Alpenraum zwi-
schen den Jahren 1949/50 bis zum Jahr 2014. Wir 
erkennen deutlich, dass der Alpenplan den Touris-
mus keineswegs behindert. Außerdem ist daraus er-
sichtlich, dass der Anteil der Winterübernachtungen 
in Bayern nie besonders hoch war. Somit ist das Ar-
gument, der Tourismus würde extrem leiden, sollten 
wir diesen Ausbau nicht betreiben, entkräftet.

Auf der Seite 23 dieses Buches finden Sie einen 
Karte und eine Tabelle. Sie zeigt die Wirkungen des 
Alpenplans. Seit seiner Existenz sind durch die Zo-
ne C 19 Neuerschließungen verhindert worden. 
Dazu zählt im Moment auch noch die Causa Ried-
berger Horn. In Oberösterreich wird im Moment ge-
rade der erste Bezugsfall diskutiert. Dort wird ge-
sagt: Wenn die Bayern, denen es so gut geht, und 
bei denen der Tourismus eine so geringe Bedeutung 
hat, das hinkriegen, dann können wir das auch. Wir 
können zum Beispiel in Warscheneck das Natur-
schutzgebiet zerschneiden. Ich möchte Ihnen die 
beiden ersten Präzedenzfälle nennen: Der erste 

Präzedenzfall ist das Wetterwandeck im Zugspitzge-
biet. Der zweite Fall ist das Sonntagshorn im Be-
reich Reit im Winkl. Dort liegen die Konzepte bereits 
in der Schublade, und die Investoren stehen bereit. 
Diese Konzepte werden herausgezogen, und damit 
wird dieses geniale Konzept verwässert.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich bin sehr be-
eindruckt, wie detailliert die Universität Würzburg 
über die kleinen Gemeinden Obermaiselstein und 
Balderschwang Bescheid weiß, bis hin zum Rinder-
bestand. Das ist sehr beeindruckend.

SV Bernhard Joachim (Allgäu GmbH – Gesell-
schaft für Standort und Tourismus): Vorweg möchte 
ich feststellen, dass der Tourismusverband das Pro-
jekt Alpenplan sehr positiv sieht und dazu schon ei-
nige Stellungnahmen abgegeben hat. Seien wir froh, 
dass es dem Tourismus in Bayern, und insbesonde-
re im Allgäu, in diesen Tagen besonders gut geht, 
sowohl im Sommer als auch im Winter. Die Vertei-
lung Sommer zu Winter liegt allgäuweit bei 60 zu 40. 
Die Umzonierung des Alpenplanes wird für den Tou-
rismus im Allgäu nicht entscheidend sein. Sie wird 
aber eine Entwicklungschance für die beteiligten Ge-
meinden bieten. Wir wägen hier die Bedürfnisse der 
Bürger, der Natur und der Lebewesen mit einer 
nachhaltigen Entwicklung dieser Region ab. Diese 
nachhaltige Entwicklung der Region besteht aus den 
drei Säulen Soziales, Ökologie und Ökonomie.

Bei dem Punkt Soziales sehe ich die Bürger dieser 
Region. Sie haben durch die Umzonierung eine Ent-
wicklungsmöglichkeit. Diese Möglichkeit sollte ge-
nutzt werden. Ob die Bergbahn dann tatsächlich 
kommt, steht auf einem anderen Blatt. Natürlich be-
steht dort grundsätzlich die Möglichkeit, eine Berg-
bahn zu bauen, die im Übrigen in Form einer Altan-
lage schon fast vorhanden ist. Diese Anlage hat 
bisher gute Dienste geleistet, aber sie muss zu-
kunftsfähig gemacht werden. Das ist in Zeiten eines 
florierenden Tourismus notwendig.

Mein Vorredner hat es gesagt: Eine Festlegung, die 
vor 40 Jahren getroffen worden ist, kann durchaus 
einmal auf den Prüfstand gestellt werden. Wir sollten 
überlegen, ob es nicht neue Erkenntnisse gibt, die 
es notwendig machen, an der einen oder anderen 
Stelle nachzujustieren oder zu korrigieren. Hätte es 
seinerzeit bereits die heutigen Möglichkeiten der Zo-
nenbildung und –vermessung gegeben, vielleicht 
wäre damals schon die Zonierung am Riedberger 
Horn anders erfolgt.

Häufig ist vom schönsten Skiberg die Rede. Natür-
lich ist das ein sehr schöner Skiberg. Ob es der 
schönste ist, darüber müssten wir eine Abstimmung 
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durchführen. Falls die Konzepte umgesetzt werden, 
wird man dort Skifahren können. Mir geht es haupt-
sächlich darum, Chancen für die beiden Gemeinden 
zu eröffnen. Wenn wir uns die Entwicklung des Win-
tertourismus in Bayern und in Balderschwang anse-
hen, werden wir feststellen, dass gerade der Winter-
tourismus in Balderschwang eine gewisse 
Stagnation erfahren hat. Die Gemeinde Obermaisel-
stein liegt hier unterhalb des Durchschnitts im All-
gäu, aber ungefähr im bayerischen Durchschnitt. 
Der Tourismus hat sich jedoch überall überdurch-
schnittlich entwickelt. Wenn wir den Gemeinden 
diese Chance eröffnen, würden wir es ihnen ermög-
lichen, den Anschluss sicherzustellen.

Als Touristiker sind wir uns bewusst, dass der Tou-
rismus insbesondere im Allgäu und in den ländlichen 
Regionen von der Natur und der Kulturlandschaft in 
dieser Region lebt. Die Kulturlandschaft wird von 
Menschenhand gepflegt. Die Menschen müssen 
dort weiterhin leben können. Häufig haben sie im 
Tourismus ein zweites Standbein gefunden. Dieses 
zweite Standbein trägt dazu bei, dass sie in ihrer 
Region bleiben und dort ihrer Hauptbeschäftigung, 
der Landwirtschaft, nachgehen können. Sie pflegen 
die Landschaft und sorgen dafür, dass Gäste nach 
Bayern kommen. Alle Gäste, die nach Bayern kom-
men, sind uns hochwillkommen.

SV Alfred Enderle (Bayerischer Bauernverband): 
Ich möchte mich nicht aufschwingen und touristische 
Konzepte im Hinblick auf die Frage beurteilen, ob in 
irgendeiner Region etwas verschlafen wurde oder 
nicht. Ich möchte nur auf die Situation der Grundei-
gentümer und der Landwirte vor Ort eingehen. 
Schließlich vertritt der Bayerische Bauernverband 
auch die Interessen dieser Grundeigentümer. Herr 
Prof. Dr. Job hat eine wunderbare Statistik vorge-
stellt, die aber gewaltige Löcher aufweist. Er hat nur 
drei Betriebe gefunden, die Rinder halten. Leider hat 
er nicht die Hektarzahl genannt, die von diesen Be-
trieben bewirtschaftet wird. Diese Zahl hätte wahr-
scheinlich ostdeutsche Dimensionen. Das kann 
überhaupt nicht sein.

In dieser Region sind sehr viele Genossenschaften 
tätig. Deshalb darf in der Statistik nicht nur die Land-
wirtschaft in diesen beiden Ortschaften berücksich-
tigt werden. Gerade die Alpwirtschaft ist genossen-
schaftlich organisiert. Die Grundeigentümer sind 
sehr weit verstreut. Diese Art der Bewirtschaftung ist 
extrem wichtig, um diese Naturschutzflächen so weit 
wie möglich bewirtschaften zu können. Sehr viele 
Betriebe in dieser Region sind vom Tourismus ab-
hängig. Sie bieten Urlaub auf dem Bauernhof an 
und bewirtschaften Alpen, sodass die Gäste dort 

Kaffee und Kuchen zu sich nehmen können. Sie bie-
ten auch Übernachtungen an. Die Flächen, die in 
dieser Region zu pflegen sind, sind im Sommer sehr 
arbeitsaufwendig. Die Landwirte brauchen, damit sie 
nicht ins betriebliche Wachstum gedrängt werden, 
Zuerwerbsmöglichkeiten im Winter. Liftanlagen sind 
da sehr interessant.

Herr Prof. Dr. Job hat seinen Standpunkt rhetorisch 
sehr geschickt vorgetragen, aber ganz so einfach 
kann man das nicht darstellen. Wir haben uns mit 
den dortigen Grundeigentümern abgestimmt. Sie 
sind der Ansicht, dass eine Abweichung durchaus 
zielführend wäre. Diese Auffassung vertreten nicht 
nur die Grundeigentümer, die direkt an einem Lift 
beteiligt sind, sondern alle Grundeigentümer dieser 
Region. Hier bietet sich eine große Zuerwerbsmög-
lichkeit, weit über die direkt betroffenen Dörfer hin-
aus.

Unter rein landesplanerischen Gesichtspunkten ist 
das Thema, über das wir heute diskutieren, eine kri-
tische Angelegenheit. Hier müssen ökonomische, 
ökologische und soziale Aspekte abgewogen wer-
den. Die Grundeigentümer sind der Meinung, dass 
bei einer solchen Abwägung eine Abweichung ver-
tretbar ist.

SV Prof. Dr. Hubert Weiger (BUND Naturschutz in 
Bayern e. V.): Wir diskutieren heute am Beispiel des 
Riedberger Horns und des dort geplanten Projektes 
über die Konsequenzen, die durch eine Abweichung 
ausgelöst werden. Diese Konsequenzen haben eine 
gewaltige Dimension. Seit dem Jahr 1972 haben wir 
mit dem Alpenplan ein bewährtes Instrument der 
Regional- und Landesplanung, das seit 1976 im 
Landesentwicklungsprogramm verankert ist. Vielfäl-
tige Vorschläge, dieses Programm zu ändern, sind 
wohlbegründet abgelehnt worden. Ich kenne Herrn 
Dr. Helmut Karl, der dieses Konzept als Mitarbeiter 
in der Vorläuferorganisation des Umweltministeriums 
bereits in den 60er-Jahren erarbeitet hat, als dieses 
Konzept nicht nur ein Sanierungskonzept war, son-
dern als mit diesem Konzept die Interessen des Tou-
rismus mit den Interessen des Naturschutzes abge-
stimmt worden sind.

Das Gebiet des Riedberger Horns hat schon damals 
bei der Frage der Abgrenzung eine Rolle gespielt. 
Seit dieser Zeit gab es wiederholt Initiativen, die Ab-
grenzung in diesem Bereich zu ändern, die aber bis 
heute erfolglos geblieben sind, weil dieses Konzept 
sehr abgewogen war. Das Konzept ist damit sehr 
verlässlich und ein Meilenstein des gesamten Alpen-
schutzes. Als deutsche Naturschützer fordern wir 
seit vielen Jahren, dass dieses Konzept zur Grund-
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lage des gesamten europäischen Alpenschutzes ge-
macht werden sollte, da es sich hervorragend be-
währt hat.

Dieses Konzept sichert sowohl Bereiche für den 
Tourismus als auch Bereiche für den Naturschutz. 
Der beim Riedberger Horn geplante Eingriff ist nicht 
sekundär, und er wird auch nicht dazu führen, dass 
am Ende der Naturschutz davon profitiert, wie das 
der Heimatminister erklärt hat. Der Naturschutz 
würde durch diesen Eingriff vielmehr geschädigt. Wir 
greifen damit in hochwertigste Lebensräume ein, die 
auch landwirtschaftlich genutzt werden. Wir greifen 
damit in einen der Kernlebensräume der vom Aus-
sterben bedrohten Art Birkhuhn ein. Wir gefährden 
aber auch den Lebensraum des Alpenschneehuhns 
und des Auerhuhns. Durch den Eingriff in diese 
Kernlebensräume, die durch die vorgesehenen 
Maßnahmen zerstört würden, entstehen auch Fol-
gen, die zu weiteren massiven Belastungen führen 
werden.

Im Landesentwicklungsprogramm steht, die Kriterien 
für die Zonierung des Alpenplans sind ökologische 
Schutzzwecke, die biologische Vielfalt, berechtigte 
touristische Ansprüche, die notwendige Abwehr von 
Naturgefahren und die Umsetzung der Alpenkon-
vention. In Kenntnis dieser Kriterien wäre es para-
dox, die vorgesehene Änderung zu realisieren. Das 
wäre ein Dammbruch mit verhängnisvollen Auswir-
kungen, nicht nur für die betreffende Region, son-
dern insgesamt. Wir sehen darin einen klaren Ver-
stoß gegen die Alpenschutzkonvention, da es sich 
hier um eine Region handelt, die von Abrutschungen 
bedroht ist. Im Rahmen einer großen Initiative haben 
alle alpenschützenden Verbände in Bayern erklärt, 
dass sie diese Abweichung nicht nur ablehnen, son-
dern sie mit allen legalen Mitteln verhindern werden.

Wir haben ein hervorragendes und bewährtes 
Schutzinstrument, das mit großem Konsens einge-
führt worden ist. Dieses Instrument hat sich überre-
gional und in der Praxis bewährt. Es ist ein Leucht-
turmprojekt des Bayerischen Landtages und der 
Bayerischen Staatsregierung, weil es vom Landtag 
immer wieder weitergeführt worden ist, als es noch 
nicht so harte Konflikte gab. Heute, im Jahr 2017, 
sind wir mit dem Klimawandel und dem Thema Bio-
diversität konfrontiert. Wir stehen vor zentralen He-
rausforderungen bei der Sicherung unserer Lebens-
grundlagen. Und jetzt legen wir die Axt an diesen 
Alpenplan. Gestatten Sie mir dieses offene Wort: 
Am Ende meiner Naturschutzarbeit in Bayern ver-
stehe ich es nicht, dass ich über so etwas in diesem 
Haus überhaupt diskutieren muss.

SV Anton Klotz (Bayerischer Landkreistag): Der 
Landkreis Oberallgäu ist sehr daran interessiert, den 
Gemeinden Balderschwang und Obermaiselstein, 
diesem ländlichen Raum im Südwesten des Oberall-
gäu, eine Zukunft zu geben. Dieser ländliche Raum 
war in der Vergangenheit sehr stark landwirtschaft-
lich und almwirtschaftlich geprägt. In den letzten 
30 Jahren hat sich dieser Raum jedoch sehr stark 
touristisch entwickelt. Das gilt für das gesamte All-
gäu. Wir haben jetzt die Chance, diesen Raum 
durch die Stärkung des Tourismus zu unterstützen. 
Wenn wir diese Chance nicht nutzen, wird dieser 
ländliche Raum keine Zukunft haben. Durch den 
Riedbergpass ist dieser ländliche Raum vom Ober-
allgäu abgehängt. Er ist nur über das Land Öster-
reich zugänglich. Wenn wir es schaffen, eine Seil-
bahnverbindung zwischen Balderschwang, 
Obermaiselstein und Grasgehren herzustellen, be-
steht die Möglichkeit, dass dort in der Zukunft eine 
stärkere touristische Nutzung erfolgen kann. Das 
wollen wir mit der Änderung der Zonierung bewir-
ken.

Ohne den Tourismus wäre dieses Hochtal dem Ster-
ben ausgeliefert. Wenn wir diese Seilbahnverbin-
dung schaffen, geben wir diesem Hochtal eine neue 
Zukunft. Das ist unsere Aufgabe als Politiker.

Was sind die Konsequenzen? – Herr Prof. Dr. Wei-
ger, die Konsequenzen sind nicht, dass wir damit 
einen Meilenstein des Alpenschutzes zerstören. 
Ganz im Gegenteil: Wir belassen diesen Meilen-
stein. Wir sehen eine geringfügige Änderung dieser 
Zonierung vor. Dabei geht es nur um 80 Hektar. 
Immer wieder wird behauptet, dass wir in ein Gelän-
de eingreifen wollten, das geologisch labil ist. Ich 
kann das nicht nachvollziehen. Dort wird nicht in das 
Gelände eingegriffen. Dieses Gelände ist geologisch 
tatsächlich nicht stabil. Wir wollen aber keinen Ein-
griff, mit dem die geologische Stabilität infrage ge-
stellt wird. Im Gegenteil: Die anzulegenden Pisten 
werden ohne einen Eingriff in das Gelände erstellt, 
sodass hinsichtlich der Geologie keine Gefahr be-
steht.

Meines Erachtens kann hier in gar keiner Weise von 
einem Dammbruch beim Naturschutz die Rede sein. 
Wir beabsichtigen auch nicht, den Lebensraum der 
Raufußhühner zu beeinträchtigen. Da wir keine na-
turschädlichen Maßnahmen vornehmen wollen, 
haben wir jede Menge Ausgleichsmaßnahmen in der 
Planung festgeschrieben. Deshalb können wir guten 
Gewissens sagen, dass wir alles tun, was wir tun 
können, um die Natur so schonend wie möglich zu 
behandeln. Insofern bin ich der Meinung, dass wir 
die geringfügige Änderung in der Zonierung vertre-
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ten können. Wir wollen dem ländlichen Raum eine 
gute Zukunft geben.

Abg. Florian von Brunn (SPD): Ich fand die Einlas-
sungen des Herrn Landrats bemerkenswert ange-
sichts der Tatsache, dass noch ein Genehmigungs-
verfahren durchgeführt wird, im Zuge dessen die 
Tatbestände geprüft werden sollen. Sie haben heute 
vorweg bereits sehr deutlich Stellung bezogen.

Die Einlassungen der Experten haben deutlich ge-
macht, dass es für den Bau dieser Skischaukel 
keine übergeordneten wirtschaftlichen Argumente 
gibt. Ganz im Gegenteil. Das führt mich zu dem 
Schluss, dass es tatsächlich nur darum geht, allge-
meine Prinzipien der Landesplanung Einzelinteres-
sen und Profitinteressen vor Ort zu opfern. Das kann 
nicht das Prinzip sein, mit dem der Alpenplan zu-
rechtgebogen und zurechtgeschnipselt wird.

Sollte dies so passieren, würden wir damit Tür und 
Tor für eine Präzedenzwirkung öffnen. Ich möchte 
jetzt nicht darauf eingehen, dass sich Skitouristen, 
die nach Lech am Arlberg fahren wollen, sicherlich 
nicht für dieses Skigebiet entscheiden werden, auch 
wenn diese Liftverbindung gebaut werden sollte. Ich 
möchte aber auf die Frage der Schneesicherheit ein-
gehen, die auch im Rahmen des LEP angesprochen 
wird. Wir sprechen hier über südliche Expositionen. 
Deshalb finde ich es interessant, dass bei diesem 
Projekt von vornherein die künstliche Beschneiung 
angedacht worden ist. So viel zum Thema Schneesi-
cherheit.

Mich wundert auch die Betonung der historisch ge-
wachsenen Kulturlandschaft. Bei einer künstlichen 
Beschneiung bleibt von einer historisch gewachse-
nen Kulturlandschaft nicht mehr viel übrig. Wir ken-
nen die Auswirkungen von künstlicher Beschneiung 
auf die Vegetation.

Ich habe erhebliche Zweifel, dass mit dieser Maß-
nahme das Bodenschutzprotokoll der Alpenschutz-
konvention eingehalten werden kann. Ich sehe hier 
die Gefahr, dass Sie einen Bruch internationalen 
Rechts planen. Wie soll denn eine Piste ohne bauli-
che Eingriffe verwirklicht werden, wenn eine künstli-
che Beschneiung vorgesehen wird? Wie soll in die-
sen sehr steilen Hängen eine Familienabfahrt 
geschaffen werden, ohne dass die Hänge baulich 
verändert werden? Das sind für mich alles alternati-
ve Fakten.

Abg. Ulrich Leiner (GRÜNE): Ich möchte einige 
Punkte richtigstellen. Der Herr Landrat hat erklärt, 
dass eine Verödung dieses Hochtals, dieses Land-

striches, bevorstünde, wenn keine Liftverbindung 
geschaffen würde. Das halte ich, gelinde gesagt, für 
einen Witz. Die Gemeinde Balderschwang ist ein 
Fremdenverkehrsort, der im Moment sehr gut aufge-
stellt ist, der seine Stärken hat, und der in den letz-
ten Jahren ohne eine Liftverbindung sehr gute Über-
nachtungszahlen hatte.

Wir spüren derzeit im Allgäu eine Änderung der kli-
matischen Verhältnisse, wodurch der Tourismus an-
geregt wird, und zwar für einen längeren Zeitraum. 
Bisher konnten wir strikt zwischen Sommer- und 
Wintertourismus unterscheiden. Im vorigen Jahr war 
das Skifahren bis Weihnachten nur sehr einge-
schränkt oder gar nicht möglich. Trotzdem hat der 
Tourismus floriert. Diese Verknüpfung einer Liftver-
bindung mit den Übernachtungszahlen ist also 
schon längst passé. Wir sollten uns auf die Stärken 
dieser Region konzentrieren.

Damit komme ich zur Landwirtschaft. Selbstver-
ständlich bieten viele Landwirte inzwischen Ferien 
auf dem Bauernhof an. Allerdings können wir nicht 
den Zusammenhang herstellen, dass eine Änderung 
des Alpenplans die Existenz der Betriebe weiter si-
chern würde. Die Betriebe werden weiter existieren. 
Die Ferien auf dem Bauernhof sind auch in Balder-
schwang und seiner Umgebung ein ganz wesentli-
cher Faktor.

Die Alpwirtschaft wird von dieser Liftverbindung eher 
negativ beeinflusst; denn die Alpwirtschaft lebt von 
den Wanderern, die dort einkehren und Brotzeit ma-
chen. Das ist gesichert. Dieser Bereich verzeichnet 
schon wegen der längeren Zeiten, in denen die 
Alpen bewirtschaftet werden, eine Zunahme vergli-
chen mit der Bewirtschaftung vor fünf bis sechs Jah-
ren. Ein Zusammenhang der wirtschaftlichen Bedeu-
tung dieses Hochtales mit der Liftverbindung ist 
deshalb nicht herzustellen.

Abg. Klaus Holetschek (CSU): Herr Prof. Dr. Wei-
ger, ich bin Ihnen dankbar, dass Sie vorhin darge-
stellt haben, dass es im Grunde um einen sachge-
rechten Ausgleich zwischen Natur- und Artenschutz 
auf der einen Seite und wirtschaftlichen Belangen 
auf der anderen Seite geht. Der Alpenplan fokussiert 
sich nicht nur auf den Naturschutz. Vielmehr geht es 
dabei um eine Gesamtabwägung, bei der touristi-
sche Belange, das Erholungsbedürfnis der Bevölke-
rung usw. zu berücksichtigen sind. Das sollten wir 
auch tun.

Wer aus dieser Region kommt oder mit den Men-
schen dort redet, stellt sehr schnell fest, dass die 
vorgesehene Maßnahme für diese Region immens 
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wichtig ist. Ich finde es schade, dass sich die Dis-
kussion momentan auf die Frage konzentriert, ob wir 
mit dieser Maßnahme einen Präzedenzfall schaffen. 
Ich denke, wir müssen uns an der Sache orientieren. 
Wenn wir dies tun und die Abwägung fachgerecht 
vornehmen, kommen wir zu dem Ergebnis, dass 
diese Maßnahme für diese Region sehr wichtig und 
auch vertretbar ist. Richtig ist, dass das Instrument 
des Alpenplanes schon sehr lang bestehe. Ich halte 
es aber für wichtig, dass wir uns überlegen, was sich 
in der Zwischenzeit geändert hat und was angepasst 
werden muss. Diese Diskussion können wir führen, 
und wir müssen sie führen.

Ich habe noch eine konkrete Frage an Herrn Joa-
chim: Wenn ich es richtig im Kopf habe, ist der Win-
ter hinsichtlich der Wertschöpfung anders zu bewer-
ten. Wir entwickeln nachhaltigen Tourismus. Der 
Winter wird aber in der absehbaren Zukunft ein sehr 
wichtiger Bestandteil des Tourismus sein. Dazu ge-
hört auch das Skifahren.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Hier stehen sich 
zwei unterschiedliche Positionen gegenüber. Nicht 
einmal Nathan der Weise wäre in der Lage, einen 
Kompromiss zwischen diesen Positionen herbeizu-
führen.

SV Bernhard Joachim (Allgäu GmbH – Gesell-
schaft für Standort und Tourismus): Zur Bedeutung 
des Winters: Im Allgäu sind wir in der glücklichen 
Lage, dass die Bedeutung des Winter- und des 
Sommertourismus sehr ausgewogen sind. Das 
haben wir sicherlich vielen österreichischen Mitbe-
werberregionen voraus. Dort herrscht in den Hochtä-
lern zu 80 % der Winter, während auf den Sommer 
nur 20 % entfallen. Im Hochtal Balderschwang 
haben wir eine 50-prozentige Austarierung zwischen 
Winter und Sommer. Somit haben wir einen ganz-
jährigen Tourismus. Um konkurrenzfähig zu sein, 
müssen wir die Winterangebote attraktivieren, damit 
auch künftig im Winter Gäste kommen. 40 % der 
Wertschöpfung des Tourismus im Allgäu entfallen 
auf den Winter, 60 % auf den Sommer. Die Winter-
Wertschöpfung ist dabei höher zu bewerten, weil für 
die Einrichtungen der Bergbahnen und der Winter-
infrastruktur mehr Arbeitsplätze erforderlich sind. 
Das Verhältnis zwischen Winter- und Sommertouris-
mus in Balderschwang und Obermaiselstein liegt bei 
50 zu 50.

SV Hanspeter Mair (Deutscher Alpenverein (DAV)): 
Ja, dieses Thema betrifft den Deutschen Alpenver-
ein, und es tut ihm weh; denn der Deutsche Alpen-
verein hat schon vor langer Zeit im Rahmen der Al-
penvereinsbücher angeregt, einen Alpenplan zu 
schaffen.

Ich möchte auf die Wortmeldung von Herrn Klotz 
eingehen, der gesagt hat, in dem Gebiet Riedberger 
Horn fänden keine Eingriffe statt, die Pisten würden 
ohne Eingriff errichtet. Wenn dies so stimmt, hätte 
ich eine Idee: Schreiben Sie das doch in das Lan-
desentwicklungsprogramm und in den Alpenplan, 
dass dort keine Ergriffe erfolgen. Wir haben sehr 
große Zweifel daran, dass in einem 30 Grad steilen 
Hang eine Familienabfahrt ohne Pisteneingriffe reali-
siert werden kann. Das wird nicht funktionieren. Ich 
kann mir auch nicht vorstellen, wie diese Pisten 
ohne Pistenraupen präpariert werden sollen. Über-
denken Sie bitte meinen Vorschlag.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich muss darauf 
hinweisen, dass dies nicht der Gegenstand des 
LEPs ist. Der Herr Landrat weiß, dass all diese Fra-
gen erst in den verschiedenen Verfahren, zum Bei-
spiel im Baugenehmigungsverfahren, geprüft wer-
den. Herr Mair, ich nehme Ihre Anregung gerne auf 
und leite sie an das Landratsamt Oberallgäu weiter.

SV Hanspeter Mair (Deutscher Alpenverein (DAV)): 
Vielen Dank.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Wir haben noch 
einen letzten Themenbereich, nämlich die Abstände 
zu den Freileitungen. Dazu ist Herr Otte von der 
Bundesnetzagentur zu uns gekommen.

SV Matthias Otte (Bundesnetzagentur): Vielen 
Dank, dass Sie mich als Vertreter der Genehmi-
gungsbehörde eingeladen haben. Ich spreche zu 
Ihnen als Beamter und als Rechtsanwender. Im We-
sentlichen kann ich auf meine Stellungnahme ver-
weisen, die wir vorab eingereicht haben (siehe Anla-
ge 12). Das ist bereits unsere zweite Stellungnahme 
zu diesem Thema. Im Ergebnis sehen wir die vorge-
sehenen Regelungen positiv. Ich will aber nicht ver-
schweigen, dass die Abstandsregelung auf einzelne 
Genehmigungsverfahren, für die wir zuständig sind, 
Auswirkungen haben kann. Diese Genehmigungs-
verfahren sind in der Stellungnahme im Einzelnen 
aufgeführt. Auswirkungen sind selbstverständlich 
auch für die Planungsvorhaben im Freistaat möglich. 
Das erleichtert uns unser Tagesgeschäft nicht.

Im Vordergrund steht immer die Akzeptanz dieser 
Vorhaben. Die Akzeptanz ist für uns ein hohes Gut, 
weil sie die Durchführung der Verfahren erleichtert. 
Das kann ich für alle Genehmigungsbehörden in 
Deutschland sagen. Solche Verfahren sind immer 
schwierig, weil sie immer mit Betroffenheiten ver-
bunden sind. Es gibt keine Entscheidung, die keine 
Betroffenheiten auslöst. Deshalb ist für uns die Ak-
zeptanz ein hohes Gut, das im Vordergrund stehen 
sollte.
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Die Abstände selbst sind für uns nicht neu. Wir fin-
den sie auch in anderen Landesplanungen in 
Deutschland, insbesondere bei den Gleichstrompro-
jekten SuedLink und SuedOstLink, die gerade an-
laufen. In den nächsten Wochen werden wir dazu 
die ersten Antragskonferenzen durchführen. Sollte 
hier eine Freileitung erforderlich sein, dann gelten 
auch dafür die Abstände von 200 bzw. 400 Metern, 
und zwar als striktes Recht. Damit komme ich zu 
einem wesentlichen Punkt: Im Landesentwicklungs-
programm sind diese Abstände als Grundsatz for-
muliert. Das bedeutet, dass im Einzelfall, unter Ab-
wägung aller Gegebenheiten vor Ort, von dieser 
Regelung auch abgesehen werden kann. Im Einzel-
fall wird es auch erforderlich sein, von dieser Rege-
lung abzuweichen, da sonst eine Leitungsführung 
nicht möglich wäre. Sollte diese Regelung als strik-
tes Recht verankert werden, könnte es sein, dass 
eine Planung damit verunmöglicht würde.

Ich möchte darauf hinweisen, dass wir zur Realisie-
rung der Energiewende diese Leitungen brauchen. 
Selbstverständlich sollten dabei die Mindestabstän-
de nach Möglichkeit eingehalten werden, da es kei-
nen Sinn machen würde, solche Leitungen ohne Not 
zu nahe an einer Wohnbebauung zu errichten. Aller-
dings wird es immer wieder einmal Engstellen 
geben, wo eine Leitung, zum Beispiel aus Gründen 
des Naturschutzes, nicht in bestimmte Räume hi-
neingelegt werden kann. In solchen Fällen ist eine 
Abweichung von dieser Regelung notwendig. Das 
sollte jedoch der Einzelfall bleiben.

Ich möchte auf einen weiteren Aspekt eingehen, der 
aus meiner Sicht häufig verkannt wird: Hier geht es 
nicht vorrangig um Gesundheitsschutz. Die gesund-
heitlichen Vorschriften sind Gegenstand der Bundes-
immissionsschutzverordnung, in der bestimmte 
Grenzwerte festgelegt sind. Danach gilt das soge-
nannte Minimierungsgebot, wonach die Grenzwerte 
nicht erreicht, sondern nach Möglichkeit unterschrit-
ten werden sollten. Um dies zu gewährleisten, kann 
selbstverständlich auch näher an die Wohnbebau-
ung herangerückt werden. Andernfalls würde es kei-
nen Sinn machen, zwischen dem Innenbereich und 
dem Außenbereich zu unterscheiden. Niemand ist 
schutzwürdiger, nur weil er sich im Innenbereich be-
findet. In erster Linie geht es hier um die Optik. Die 
Bevölkerung soll, insbesondere bei der Errichtung 
eines Neubaus, davor bewahrt werden, zu nah an 
dieser Leitung zu wohnen. In der Diskussion vor Ort 
werden die einzelnen Aspekte aber sehr oft in einen 
Topf geworfen. Häufig wird argumentiert, nur wenn 
diese Abstände eingehalten würden, könnte auch 
der Gesundheitsschutz realisiert werden. Dem ist 
nicht so.

Die Bundesnetzagentur hat einen sehr komplexen 
Abwägungsprozess vorzunehmen. Ich glaube aber, 
dass diese Regelung erheblich zur Akzeptanz vor 
Ort beiträgt, und damit im Ergebnis auch uns als Ge-
nehmigungsbehörde nutzt. Deshalb haben wir dazu 
eine positive Stellungnahme abgegeben.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Ich möchte einige juristische Anmerkungen machen. 
Ich habe mir diese Regelungen genauer angesehen 
und möchte Ihnen kurz die gewählte Regelungs-
struktur aufzeigen: Der Grundsatz besagt im We-
sentlichen: Planung und Maßnahmen zum Neubau 
oder Ersatzneubau von Höchstspannungsfreileitun-
gen sollen energiewirtschaftlich tragfähig unter be-
sonderer Berücksichtigung der Wohnumfeldqualität 
der betroffenen Bevölkerung sowie der Entwick-
lungsmöglichkeiten der betroffenen Kommunen und 
den Belangen des Orts- und Landschaftsbildes erfol-
gen. Dazu finden wir in dem Entwurf zunächst ein-
mal eine Grunderläuterung. Wenn ich das Hauptziel 
richtig verstanden habe, soll es darum gehen, den 
Belangen der Wohnbevölkerung und des Orts- und 
Landschaftsbildes besonderes Gewicht zu verleihen. 
Dies ist auf der Seite 29 der Drucksache festgelegt.

Spannend ist, dass sich die folgenden Ausführun-
gen in der Begründung finden: Es soll dann be-
stimmte Mindestabstände geben, die danach diffe-
renziert sind, wo sich diese Gebäude befinden, im 
Außen- oder im Innenbereich. Dann folgen Vorga-
ben zur planerischen Abwägung. Zum Schluss wird 
ausgeführt, dass beim Einsatz von Erdkabeln alle 
rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten ausge-
schöpft werden sollen, um Konflikte mit dem Wohn-
umfeld zu minimieren und das Landschaftsbild zu 
schützen. So viel zur Grundstruktur.

Dazu meine Anmerkungen: Ich weiß nicht, ob es 
allen Anwesenden klar ist, was es bedeutet, wenn 
ein Erdkabel gebaut wird. Hier entsteht immer leicht 
der Eindruck eines Telefonkabels unter der Erde. Bei 
Erdkabeln müssen 30 Meter breite Schneisen ge-
baut werden. Das Erdkabel ist dann auch nicht unter 
der Erde verschwunden, sondern muss nach jedem 
Kilometer wieder an die Oberfläche. Man sieht dort 
Häuser. Das hängt damit zusammen, dass das Erd-
kabel von seinem Gewicht her nach dem geltenden 
Straßenrecht nicht in größeren Mengen transportiert 
werden kann. Diese Kabel wiegen nämlich über 
60 Tonnen. Die Kabel müssen an die Oberfläche 
kommen, damit sie, zumeist in diesen Häuschen, 
unter sterilen Laborbedingungen verschweißt wer-
den können. Deshalb werden staubfreie Räume auf 
dem freien Feld benötigt. Hinzu kommt Folgendes: 
Wenn von einer Freileitung auf eine Erdverkabelung 
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umgestellt werden muss, ist dafür ein Umschaltwerk 
erforderlich, das etwa die Größe eines Fußballfeldes 
hat. Ich mache diese Anmerkung nur, um Ihnen die 
Bedeutung für das Landschaftsbild aufzuzeigen.

Damit komme ich zur Regelungskonzeption. Das Er-
staunliche daran ist, dass das, was geregelt werden 
soll, nicht geregelt wird. Was geregelt werden soll, 
steht in der Begründung. Die Begründung hat aber 
keinen Einfluss auf die Steuerungskraft des Planes. 
Deshalb heißt es im Gesetz, dass die Begründung 
dem Plan beigefügt wird. Sie ist nicht der Plan. In 
der Begründung wird nichts geregelt. Sie ist lediglich 
eine Erläuterung. Das bedeutet, dass die Abstände, 
die eigentlich geregelt werden sollten, nicht geregelt 
sind. Umgekehrt wird das, was geregelt wird, nicht 
begründet. Die Begründung ist nämlich eine Rege-
lung. Die Folge ist, dass der Satz in der Regelung 
nicht begründet und damit rechtswidrig ist. Das ist 
ein Fehler. Da ich diesen Fehler ausgesprochen 
habe, wurde er schon einmal gerügt. Somit kann 
sich niemand mehr auf Unwissenheit berufen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Sie sollen uns 
keine Fallen stellen.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Das war keine Falle. Ich bin zu dieser Anhörung ein-
geladen worden. Ich habe mich ja nicht aufgedrängt.

(Allgemeine Heiterkeit)

Herr Otte von der Bundesnetzagentur hat gesagt, da 
diese Regelung eher ein Grundsatz sei, könnten alle 
Betroffenen sehr gut damit leben. Schließlich sei 
diese Regelung "wegwägbar" und nicht verbindlich. 
Von der Regelungsstruktur müsste man sich überle-
gen, ob man diese Abstände haben möchte, ja oder 
nein. Wenn man diese Regelung möchte, müsse sie 
in den Plan aufgenommen werden und darf nicht in 
der Begründung bleiben. Sollte sie als Plansatz 
übernommen werden, müssten sowohl der jetzige 
Plansatz als auch dieser neue Plansatz begründet 
werden. Das ist noch nicht erfolgt.

Im Moment ist diese Regelung nur ein Grundsatz. 
Die Frage lautet, ob man das überhaupt regeln darf. 
Ich kann dem Plangeber das Bundesverwaltungsge-
richt zugutehalten, das einmal gesagt hat, dass sol-
che Grundsätze die Möglichkeit haben, eine starke 
Steuerungskraft zu entwickeln. Wenn wir in die Rich-
tung einer Zielwirkung tendieren, lösen wir automa-
tisch eine Regelungskonkurrenz mit dem bereits be-
stehenden Bundesrecht aus; denn im EnLAG und im 
Bundesbedarfsplangesetz gibt es bereits Regelun-
gen zur Erdverkabelung. Der Landesgesetzgeber 
darf nicht nur bei einem Widerspruch nicht regeln, 
was der Bund schon geregelt hat. Weil der Bund 

eine Regelung bereits verabschiedet hat, darf der 
Landesgesetzgeber diesen Punkt nicht mehr regeln. 
Wenn der Bundesgesetzgeber etwas geregelt hat, 
darf das der Landesgesetzgeber nicht noch einmal 
tun. Ich glaube, in diesem Fall geht der energiewirt-
schaftliche Kompetenztitel der bestehenden Rege-
lung des Bundes vor. Vom Grundsatz her wäre ich 
deshalb eher vorsichtig.

Ich möchte zusammenfassen: Ich empfehle, es beim 
Grundsatz, wie das momentan der Fall ist, zu belas-
sen und von den Mindestabstandsregelungen Ab-
stand zu nehmen, zumindest im Hinblick auf die Erd-
verkabelung. In diesem Fall sollte das bestehende 
Bundesrecht zur Anwendung kommen. Der beste-
hende Plansatz sollte hinreichend erläutert werden. 
Das wäre ein guter Weg.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Eine Klarstel-
lung: Wenn ich den Entwurf richtig gelesen habe, 
geht es darin nur um Freileitungen, nicht um Erdka-
bel. Wir respektieren, dass für die Erdverkabelung 
Bundesrecht gilt. Wir haben über diese Frage schon 
mit Vertretern des Ministeriums geredet. Wir wollten 
diese Abstände in das LEP aufnehmen, damit klar 
wird, was der Gesetzgeber will. Herr 
Prof. Dr. Kment, damit würde Ihr erstes Argument, 
Begründung und Regelung, vom Kopf auf die Füße 
gestellt. Ich möchte Sie fragen, was Sie davon hal-
ten, wenn wir die Abstände in das LEP übernähmen 
und die Begründung entsprechend anpassten.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Sie sagten, der Entwurf würde sich nicht auf Erdka-
bel beziehen. Ich habe mich nur auf die Begründung 
dieses Plansatzes bezogen. Der letzte Satz dieser 
Begründung lautet: "Sofern der Einsatz von Erdka-
beln rechtlich und technisch möglich ist, soll dieser 
zur Minimierung der Konflikte mit dem Wohnumfeld-
schutz aber auch dem Landschaftsbild erfolgen, 
wenn andernfalls die oben genannten Abstände 
nicht einzuhalten sind." Genau das finden wir in den 
Regelungen des EnLAG und des Bundesbedarf-
splangesetzes. Sobald der Abstand unterschritten 
wird, also eine Annäherung an bestehende Gebäu-
de von unter 150 Metern im Außenbereich erfolgt, 
zwingt das aktuelle Recht zum Einsatz eines Erdka-
bels. Das ist ein sogenanntes Auslösekriterium. 
Wenn Sie das regeln wollen, müssten Sie zuerst 
einmal prüfen, ob Sie dazu überhaupt die Kompe-
tenz haben.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Diese Frage 
müssten wir prüfen. Meine Frage lautet: Was halten 
Sie davon, die Abstandsflächen von der Begrün-
dung in den Text des LEP zu übernehmen? Dabei 
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muss es selbstverständlich bei einem Grundsatz 
bleiben, damit eine Abwägung möglich ist.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
In anderen Bundesländern ist das noch strikter gere-
gelt. Dort wurden für den Außenbereich Grundsätze 
und Ziele und für die Flächen des Innenbereichs 
Zielsetzungen formuliert. Als Beispiele nenne ich nur 
die Länder Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen. 
Im Grundsatz ist es möglich, solche Vorgaben zu er-
lassen, sofern dies innerhalb der kompetenzrechtli-
chen Schranken erfolgt. Hier geht es um Abstands-
regelungen bei Freileitungen. Bei der 
Erdverkabelung rate ich hier zur Vorsicht.

SV Matthias Otte (Bundesnetzagentur): Wenn sich 
eine solche Regelung im Text wiederfindet, würden 
wir diese Regelung anwenden. Wir wenden diesen 
Grundsatz schon jetzt an, weil er in den Regelungen 
steht. Die Erdverkabelung ist im Bundesbedarfsplan-
gesetz geregelt. Dort greift eine dieser wenigen Aus-
nahmen. Dann wiederum gibt es ein absolutes Frei-
leitungsverbot. Danach bleibt das Kabel unter der 
Erde, wenn der Abstand geringer als 200 oder 
400 Meter wird. Das ist striktes Recht. Eine Prüfung 
ist sehr schnell beendet, wenn festgestellt wird, dass 
die zulässigen Abstände für den Innen- oder den 
Außenbereich unterschritten werden. Dann kann 
dort gar keine Freileitung mehr errichtet werden. 
Nach der jetzigen gesetzlichen Regelung des Bun-
desbedarfsplangesetzes kann beim SuedLink oder 
beim SuedOstLink keine Freileitung errichtet wer-
den, wenn die Abstände nicht eingehalten werden. 
Das ist schon komplett geregelt. Dieses Thema 
muss im Rahmen des Landesentwicklungspro-
gramms nicht mehr geregelt werden. Die Frage lau-
tet eher, ob Regelungen für den Drehstrom erforder-
lich sind.

SV Detlef Fischer (Verband der Bayerischen Ener-
gie- und Wasserwirtschaft e. V. - VBEW): Wir begrü-
ßen es, dass hier im Rahmen des LEP kein neues 
Ziel definiert, sondern lediglich ein Grundsatz einge-
führt werden soll. Wir hoffen, dass dieser Grundsatz 
für Abwägungs- und Ermessensentscheidungen 
offen ist. Wir sehen es als positiv an, dass zunächst 
einmal nur Höchstspannungsfreileitungen mit einer 
Mindestspannung von 220 Kilovolt betroffen sind, 
alle anderen Leitungen nicht. Positiv ist auch, dass 
die vorgesehenen Festlegungen nicht über die Re-
gelungen, die auf Bundesebene getroffen wurden, 
hinausgehen.

Kritisch ist anzumerken, dass die vorgesehene Fest-
legung wieder eine weitere Einschränkung der Frei-
heitsgrade bei der Errichtung von Höchstspan-

nungsfreileitungen mit sich bringt. Wir sehen damit 
erhebliche Probleme verbunden, weil damit das eine 
zulasten des anderen gelöst werden soll. Wir haben 
mit Menschen gesprochen, die derzeit ideale Wege 
für die Gleichstromtrassen suchen. Diese Menschen 
berichten uns, dass es auch in einem nicht sehr 
stark besiedelten Land wie Bayern sehr schwierig 
ist, eine geeignete Trasse zu finden.

Kritisch ist auch anzumerken, dass mit diesen Ab-
ständen immer wieder versucht wird, den Eindruck 
zu erwecken, man könnte eine Energiewende reali-
sieren, die keine optischen Auswirkungen auf die 
Bevölkerung hat. Dieser Eindruck ist natürlich falsch. 
Wir führen eine Energiewende auf heimischem 
Grund und Boden durch. Die Bevölkerung wird des-
halb viele Einschränkungen optischer Natur erdul-
den oder erleiden müssen. Durch das Herausdrü-
cken von Leitungen in die Natur kann dieses 
Problem nicht gelöst werden.

Unsere Sorge ist, dass solche Festlegungen auf an-
dere Einrichtungen unseres Wirtschaftszweiges aus-
strahlen werden. Denken Sie einmal daran, was wir 
noch alles bauen wollen. Ich nenne Pumpspeicher-
kraftwerke, Windkraftanlagen, Biogasanlagen und 
Freiflächenanlagen. Wollen wir alle diese Anlagen 
100 Meter von der Wohnbevölkerung entfernt 
bauen? – Das wird nicht funktionieren.

Wir sind der Auffassung, die Grenzwerte der 
26. BImSchV sollten immer für die Errichtung sol-
cher Freileitungen maßgebend sein. Optische Be-
einträchtigungen durch Stromtrassen können nicht 
durch Verlagern vom Schutzgut Mensch auf das 
Schutzgut Landschaft gelöst werden. Vielleicht 
könnte das Wort "besonderer" aus der Formulierung 
gestrichen werden, um eine echte Interessenabwä-
gung zu ermöglichen.

Abschließend möchten wir die Staatsregierung und 
die Landesplaner bitten, draußen nicht den Eindruck 
zu erwecken, als wären Stromleitungen etwas Ge-
fährliches. Ganz im Gegenteil: Diese Stromleitungen 
versorgen unsere Bürgerinnen und Bürger zuverläs-
sig rund um die Uhr. Man sieht es heute: Es weht 
kein Wind, und es scheint keine Sonne. Wir müssen 
uns über Stromleitungen versorgen, weil wir uns 
selbst nicht mehr versorgen können.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Sogar der Wind-
strom geht über die Leitung.

SV Detlef Fischer (Verband der Bayerischen Ener-
gie- und Wasserwirtschaft e. V. - VBEW): Genau. 
Auch dieser Strom kommt über die Leitung. Strom-
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leitungen sind ein hohes Gut, um das uns viele 
Volkswirtschaften der Welt beneiden. Wir sollten sie 
nicht verteufeln und sie irgendwo weit weg nach 
draußen schieben. Vielen Dank für die Würdigung 
unserer Argumente.

SVe Andrea Gebhard (Deutsche Akademie für 
Städtebau und Landesplanung, Landesgruppe Bay-
ern): Mein Vorredner hat es sehr schön zusammen-
gefasst. Die Fragestellung lautet: Wie werden unse-
re bayerische Landschaft und unsere bayerischen 
Städte nach der Energiewende aussehen. Wir sind 
der Meinung, dass ein räumliches Gesamtkonzept 
erforderlich ist, wie mit der Energiewende umgegan-
gen werden soll. Wir müssen uns immer wieder 
überlegen, wie wir mit den Stromtrassen verfahren. 
Wir brauchen hier keine starren Festlegungen, son-
dern müssen durch regionale Planungen festlegen, 
wo diese Trassen stehen können. Wir müssen auch 
festlegen, wo in der Zukunft andere Energieanlagen 
aufgestellt werden können. Da das LEP ein Land-
schaftsrahmenplan ist, sollte es sich stärker diesen 
Fragen widmen.

Wir brauchen keine starren Vorgaben, sondern müs-
sen auf die Notwendigkeiten der einzelnen Land-
schaften, der einzelnen Landschaftsbestandteile, 
der Städte und der Heimat der Menschen eingehen. 
Unter diesem Gesichtspunkt müssen neue Entwick-
lungen angestoßen werden. Die Energiewende ist 
notwendig und richtig. Sie muss aber mit den land-
schaftlichen Gegebenheiten vereinbar sein. Wir 
haben einen ganzen Katalog von Kriterien erarbei-
tet, den Sie bekommen werden. Dann können wir 
weiter arbeiten.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Herr Dr. Heiler, 
Sie können einen Masten anbieten, der schön ist, 
und den keiner sieht.

SV Dr. Jörg Heiler (Bayerische Architektenkam-
mer): Das ist mir neu, dass wir einen solchen Mas-
ten angeboten haben. Vielen Dank für den Hinweis. 
Wir werden darüber nachdenken. Wir Architekten 
können ja viel. – Die Bayerische Architektenkammer 
hat im Sommer 2014 mit der Deutsche Akademie für 
Städtebau und Landesplanung und zusammen mit 
anderen Verbänden in der Resolution zum Ausbau 
der erneuerbaren Energien betont, dass sie die 
Energiewende selbstverständlich unterstützt. Zu 
einer Energiewende gehören auch Hochspan-
nungsfreileitungen. Wir sind der Meinung, dass 
dabei natürlich gesundheitliche Probleme berück-
sichtigt werden müssen, dass in der Bevölkerung 
aber vor allem ein Identifikations- und Akzeptanz-
problem für solche Leitungen besteht. Dies hat vor 
allem visuelle Gründe.

Als Gestalter von Kulturlandschaft sind wir der Auf-
fassung, dass die Energiewende positiv zu sehen 
ist, und dass diese positive Sichtweise auch auf die 
für die Energiewende notwendige Infrastruktur über-
tragen werden kann. Diese Infrastruktur ist nämlich 
sehr wohl in die Kulturlandschaft integrierbar. Dabei 
muss jedoch immer der Kontext betrachtet werden. 
Die Planung ist deshalb auf der regionalen Ebene 
richtig angesiedelt. Wir müssen dabei die kultur-
räumlichen Gegebenheiten, den kulturlandschaftli-
chen Gegebenheiten und die Akzeptanz in der Be-
völkerung berücksichtigen. Diese Infrastruktur ist 
nichts, was man verstecken müsste. Die Bevölke-
rung sollte sich auch mit dieser Infrastruktur in der 
Landschaft identifizieren, da die Energiewende posi-
tiv zu bewerten ist.

Obwohl dies nicht direkt zum LEP gehört, möchte 
ich einen Hinweis geben: Wir sollten wegkommen 
von einer Energieinfrastruktur, mit der der Strom 
über lange Distanzen transportiert wird. Wir sollten 
vielmehr versuchen, vor Ort so weit wie möglich auf 
regenerative Energien zu setzen und deren Anteil zu 
erhöhen. Das bedeutet, wir sollten auch in Bayern 
Wind-, Photovoltaik- und Biomasse-Anlagen aus-
bauen. Wir sollten diese Anlagen nicht als etwas 
sehen, womit die Kulturlandschaft beeinträchtigt 
oder geschädigt wird. Vielmehr sollten wir versu-
chen, diese regenerative Energieinfrastruktur in die 
Kulturlandschaft zu integrieren. Wir sehen die Ener-
giewende und ihre Infrastrukturen als riesige Identifi-
kationschance mit den Kulturlandschaften in den 
verschiedenen Regionen Bayerns an.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich habe meine 
Zweifel, dass wir das mit dem LEP leisten können.

SV Dr. Jörg Heiler (Bayerische Architektenkam-
mer): Wir sollten es versuchen.

SV Richard Mergner (BUND Naturschutz in Bayern 
e. V.): Ich möchte drei Bemerkungen machen:

Erstens. Im Landesentwicklungsprogramm wird das 
gesamte Thema Energieversorgung inklusive der 
Begründung auf vier Seiten abgehandelt. Beim Al-
penplan hätten wir uns durchaus vorstellen können, 
Instrumente, die geändert werden sollen, einer Eva-
luation zu unterziehen. Ich bin ein Mitglied im ober-
sten Landesplanungsbeirat. Eine Änderung sollte je-
doch nicht auf Zuruf erfolgen. In der Hochphase der 
Auseinandersetzung um neue Höchstspannungslei-
tungen und Stromautobahnen wurde gesagt: Schau-
en wir mal, was neben der Verkabelung im Boden im 
Landesentwicklungsprogramm noch geht.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
diese Vorgehensweise wird dem Auftrag eines Lan-
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desentwicklungsprogramms in keiner Weise ge-
recht. Wir stehen vor völlig neuen Herausforderun-
gen beim Energiesparen, bei der regenerativen 
Energieerzeugung und vor allem bei der dezentralen 
Herstellung von erneuerbaren Energien. Einer mei-
ner Vorredner, Herr Detlef Fischer vom Verband der 
Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft – wir 
kreuzen öfter die Klingen –, hat erklärt, dass für die 
Energiewende neue Stromautobahnen und Höchst-
spannungsleitungen nötig wären. Meine Damen und 
Herren Abgeordnete, ich möchte Sie darauf hinwei-
sen, dass es in dieser Frage auch völlig andere Auf-
fassungen gibt. Diese Auffassungen werden nicht 
nur von Naturschutzverbänden und Bürgerinitiativen, 
sondern zum Beispiel auch von kommunalen Ener-
gieunternehmen vertreten.

Zweitens. Die Vorschriften und die Ergänzungen des 
Landesentwicklungsprogramms halten wir für lapi-
dar. Diese Regelungen sind entweder nicht nötig, 
weil die Punkte schon an anderer Stelle geregelt 
worden sind, oder sie sind ein Placebo. Ich hätte an 
den Landtag die Bitte, dieses Kapitel einmal im Hin-
blick auf die aktuellen Rahmenbedingungen zu dis-
kutieren und es neu zu fassen. Wir stellen fest, die 
Energiewende in Bayern wird derzeit ihren eigenen 
Zielsetzungen und Verpflichtungen, ihren Herausfor-
derungen sowie den Beschlüssen auf Bundesebene 
nicht gerecht. Wir werden es nicht schaffen, den 
Energieverbrauch sektorübergreifend zu reduzieren 
und die erneuerbaren Energien zeitnah auszubau-
en, wenn es so weitergeht wie bisher. Das ist ein 
fundamentales Element der Landesplanung und der 
Regionalplanung.

Drittens. Ich möchte noch einmal auf die Frage der 
Infrastruktur und der Anbindung zurückkommen. 
Jedes Gewerbegebiet auf der grünen Wiese oder 
dem braunen Acker, das nicht angebunden ist, sorgt 
bei der Infrastruktur für riesige Probleme. Das ist ein 
Beitrag zur Energieverschwendung statt zur Ener-
gieeinsparung. Das Landesentwicklungsprogramm 
und die Regionalpläne sollten eigentlich als Steu-
erungsinstrument einer dezentralen Energieversor-
gung eingesetzt werden. Aus Gründen der Spar-
samkeit sollten möglichst wenige Leitungen gebaut 
werden, zumal es bei mehr Leitungen immer einen 
Verlust gibt. Hier bestünde eine riesige Aufgabe für 
das Landesentwicklungsprogramm. Der BUND Na-
turschutz hätte deshalb den Wunsch, dass dieses 
Kapitel noch einmal umfassend überarbeitet wird, 
auch wenn dies in dieser Legislaturperiode nicht 
mehr möglich sein wird. Das hohe Gut der Landes-
planung und des Landesentwicklungsprogramms 
sollte nicht auf Zuruf entwertet werden, wie dies am 
Beispiel des Riedberger Horns und der Gemeinden 

Balderschwang oder Obermaistelstein der Fall ge-
wesen ist. Dort sind Einzelinteressen eingespielt 
worden, ohne dass die Frage gestellt worden wäre, 
was an überörtlicher Steuerung erforderlich ist.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Das Initiativrecht 
für eine Änderung des LEP liegt ausschließlich bei 
der Staatsregierung.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Ich habe die Zwischenzeit genutzt und über das In-
ternet im Bundesbedarfsplangesetz nachgesehen, 
auf das sich Ihre Frage bezogen hat. Ich möchte 
noch einmal verdeutlichen, wo aus meiner Sicht das 
Problem liegt: Im Bundesbedarfsplangesetz wird 
festgelegt, unter welchen Umständen von einer Frei-
leitung auf eine Erdverkabelung übergegangen wer-
den kann. Im Grundsatz wird die Freileitung zuge-
lassen. In bestimmten Fällen kann jedoch ein 
Erdkabel gelegt werden, zum Beispiel, wenn ein Ab-
stand von 400 Metern unterschritten wird. Das ist die 
Grundkonstruktion.

Würde ein Abstand von 400 Metern verbindlich fest-
gelegt, würde diese Regelung nicht mehr funktionie-
ren. Damit könnte nämlich das Ermessen, bei einer 
Unterschreitung des Abstands von 400 Metern trotz-
dem bei einer Freileitung zu bleiben, nicht mehr aus-
geübt werden. Dieses Ermessen fiele weg, wenn der 
Landesplangeber festlegen würde, dass eine Freilei-
tung nicht näher als 400 Meter an eine Wohnbebau-
ung heranrücken dürfte.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich weise darauf 
hin, unsere Regelung ist ein Grundsatz, kein Ziel. 
Damit haben wir eine Abwägungsmöglichkeit. Zu-
ständig für die Raumordnungs- und die Planfeststel-
lungsverfahren sind die Regierungen. In begründe-
ten Fällen besteht die Möglichkeit, den Abstand von 
200 bzw. 400 Metern zu unterschreiten.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Würden Sie daraus einen Grundsatz machen, würde 
ich Ihnen dringend raten, zu begründen, warum Sie 
diesen Zusatz machen wollen. Sie sollten klar for-
mulieren, dass Sie die Abwägungs- und Ermessens-
spielräume, die das Bundesrecht ermöglicht, nicht 
unterschreiten wollen. Sollten Sie dies nicht tun, 
könnte man Ihnen unterstellen, Sie wollten mit einer 
abstrakten generellen Regelung das Bundesrecht 
unterlaufen. In diesem Fall läge ein Verfassungsver-
stoß vor. Ich möchte Sie nur auf dieses Problem hin-
weisen. Ich habe zwar jetzt um die Ecke gedacht, 
aber das könnte zu einem Problem werden. Für die 
Planfeststellungsbehörde besteht nach dem Bun-
desbedarfsplangesetz ein Ermessensspielraum. 
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Würde die Planfeststellungsbehörde in ihrem Er-
messen durch das Raumordnungsrecht einge-
schränkt, wäre dies ein Verfassungsverstoß.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Darf ich Sie 
freundlich darum bitten, sich den Entwurf des LEPs 
anzuschauen? Dort werden Sie vorne in Klammern 
ein großes G finden. Dieses G bedeutet Grundsatz. 
Wir sprechen hier also nicht von einem Ziel, sondern 
von einem Grundsatz. Damit ist das Problem nicht 
so gravierend, wie Sie es hier darstellen.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Das ist mir schon klar. Ich werde einmal prüfen, ob 
diese Regelung wirklich hält, weil sie als Grundsatz 
formuliert ist. Ich würde Ihnen aber trotzdem raten, 
in der Begründung auf diese Regelung Bezug zu 
nehmen. Im Streitfall könnten Sie dann sagen: Wir 
haben das Problem gesehen und diese Regelung 
als Grundsatz formuliert.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Sollte ich einmal 
Jura studieren wollen, komme ich nach Augsburg.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Sie können auch so nach Augsburg kommen. Ich 
lade Sie ein. Unsere Studierenden würden sich freu-
en, Sie begrüßen zu können.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Dann sage ich 
Ja.

Abg. Annette Karl (SPD): Herr Otte, ich begrüße 
es, dass Sie klargestellt haben, dass es bei diesem 
Grundsatz um optische und nicht um gesundheitli-
che Beeinträchtigungen geht. Ich erlebe bereits, 
dass durch diesen Entwurf Ängste um die Gesund-
heit geschürt worden sind, die zum großen Teil un-
begründet sind. Ich habe selbst 20 Jahre neben 
einer Höchstspannungsleitung gewohnt und wurde 
dadurch nicht beeinträchtigt.

Mir geht es vor allem um die Frage, bei wem die Ab-
wägungsentscheidung liegt. Ich stelle diese Frage 
wegen eines ganz konkreten Falles. Beim Ersatz-
neubau des Ostbayernrings bei Windisch-
eschenbach ist die Besiedlung sehr nah an die alte 
Leitung herangewachsen. Nun wurden drei Trassen 
für den Ersatzneubau vorgestellt: Die erste Trasse 
verläuft entlang der alten Trasse. Die zweite Trasse 
führt auf der anderen Seite um den Ort herum. Die 
dritte Trasse würde südlich, unterhalb eines Dorfes, 
verlaufen. Diese Gemeinde hat jetzt noch schnell ein 
Baugebiet ausgewiesen, weil es hieß, dass dort 
noch niemand wohne. Der geforderte Abstand von 
200 Metern würde dann unterschritten. Die Regie-
rung der Oberpfalz hat diese Trasse bei der Abwä-
gung gleich ausgeschlossen und dabei schon auf 

diese Regelung verwiesen. Am Ende ist der Vor-
schlag einer Trasse übrig geblieben, die mitten 
durch ein Naturschutzgebiet verlaufen würde.

Deshalb meine Frage: Kann eine Bezirksregierung, 
bevor Regelungen überhaupt im Gesetz stehen, sol-
che Abwägungen vornehmen? Kann ich von dieser 
Bezirksregierung verlangen, dass alle Trassenvor-
schläge noch einmal wertneutral abgewogen und 
geprüft werden? Schließlich wurden im Vorfeld 
schon zwei Varianten ausgeschlossen.

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Ich bin generell 
der Auffassung, dass pauschale Abstände blind und 
dumm sind. Damit kommen wir nicht weiter. Ich ver-
traue auf die 26. BImSchV. Dort sind genaue Vorga-
ben für elektrische und magnetische Felder enthal-
ten. Damit ist der Gesundheitsschutz abgedeckt. Die 
Akzeptanz müssen wir über lokale Konferenzen und 
die Einbindung der Menschen erreichen. Die Festle-
gung pauschaler Abstände führt uns aber nicht wei-
ter. Ich erinnere nur an die Anhörung über die 10-H-
Regelung. Dazu ist die Landesplanung zu komplex.

Im Vergleich zu den Themen, über die wir heute Vor-
mittag diskutiert haben, halte ich diese Regelung 
nicht für besonders dramatisch. Sie tut nicht weh, 
sie bringt aber auch nichts. Ich stimme Herrn Merg-
ner zu: In der Hochphase der Diskussion über die 
Akzeptanz von Hochspannungsleitungen kam die 
Idee, wir sollten dieses Thema doch ins Landespla-
nungsgesetz schreiben. Wenn wir so auf Zurufe rea-
gieren, werden wir nicht weiterkommen.

Herr Prof. Dr. Kment, Sie haben heute kritische An-
merkungen gemacht. Ich bin jetzt seit 3,5 Jahren 
Landtagsabgeordneter. Meine Erfahrung mit Anhö-
rungen geht dahin, dass die Erfahrungen der Exper-
ten und die Erkenntnisse, die wir in den Anhörungen 
gewinnen, nicht 1 : 1 einfließen. Ich würde es begrü-
ßen, wenn die Experten im Plenum ein Rede- und 
ein Stimmrecht hätten. Dann würde manche Abstim-
mung anders ausgehen.

Meine Frage lautet: Würden große Probleme auftre-
ten, wenn wir die Regelungen so verabschieden, wie 
sie jetzt vorgesehen sind? Ich hätte noch eine Frage 
an Herrn Otte bezüglich der Wechselstromleitungen: 
Ich fände es einen Wahnsinn, wenn wir jetzt anfin-
gen, Wechselstromleitungen in größerem Umfang 
zu verkabeln. Das ist schon rein physikalisch nur auf 
wenige Kilometer möglich, und die Kosten sind 
enorm. Sehen Sie die Gefahr, dass bei dieser Rege-
lung für Wechselstromleitungen in großem Stil Erd-
verkabelungen vorgenommen werden müssen?

SV Dr. Benedikt Rüchardt (vbw - Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft e. V.): Ich bedanke mich na-
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mens des vbw bei den Abgeordneten dafür, dass sie 
das LEP nicht dazu genutzt haben, genau zu regeln, 
welche Infrastruktur für die Energieversorgung ge-
baut werden sollte. Dazu wäre das Thema viel zu 
komplex. Außerdem möchte ich mich bei den Abge-
ordneten dafür bedanken, dass sie akzeptieren, 
dass wir hochleistungsfähige Leitungen brauchen. 
Andernfalls würden unsere Netze nicht funktionie-
ren, da die Energie nicht transportiert werden könn-
te. Der Wunsch, diese Frage allein regional zu 
lösen, ist in einem Hochindustrieland nicht zu erfül-
len.

SV Gunnar Braun (VKU Verband Kommunaler Un-
ternehmen e. V., Landesgruppe Bayern): Herr Vor-
sitzender, Sie waren vorhin verwundert, weil ich auf 
die Frage eingegangen bin, was die Infrastruktur mit 
der Ausdehnung von Siedlungen zu tun hat. Außer-
dem sind Sie darauf eingegangen, welche Themen 
im Rahmen des LEP überhaupt geregelt werden 
können. Hier schließt sich für mich der Kreis vom 
jetzigen zum vorherigen Thema. Das LEP muss kei-
nen Masterplan für die Energiewende in Bayern be-
inhalten. Wir können aber die Dichte der Siedlungen 
regeln. Diese Dichte ist nämlich immer für die Frage 
ausschlaggebend, welche Infrastruktur wir benöti-
gen. Wenn Sie dieses Thema mehr in den Vorder-
grund rückten bzw. die Ausnahmen, die im LEP ste-
hen, nicht aufweichen würden, wäre viel erreicht.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Frau Abg. Karl hat vorhin eine Frage bezüglich der 
Ausweisung eines Baugebietes gestellt. Ich habe 
den Fall nicht genau mitbekommen. Wenn wir über 
diesen Fall schon als Ziel der Raumordnung spre-
chen würden, wäre allein durch die Tatsache, dass 
wir darüber sprechen, dieser Plan bereits in der Auf-
stellung begriffen und als solches als Belang schon 
berücksichtigungsfähig. Das ist kein Ziel der Raum-
ordnung, deshalb ist es noch nicht berücksichti-
gungsfähig. Als Ziel wäre es berücksichtigungsfähig. 
Wenn dies ein Projekt ist, das die Bundesnetzagen-
tur betreibt, hätte die Bundesnetzagentur die Mög-
lichkeit, eine Veränderungssperre nach § 16 NABEG 
auszusprechen und damit dort jede Bautätigkeit zu 
unterbinden. Ich weiß nicht, ob sie das tun wird. Es 
gibt auch Möglichkeiten, dagegen vorzugehen. 
Würde dieses Projekt der Landesplanung entgegen-
stehen, hätte die Bundesnetzagentur auch ein Wi-
derspruchsrecht. Von diesem Recht macht sie pro-
phylaktisch an vielen Stellen Gebrauch, um sich 
Planungskorridore freizuhalten.

Herr Stümpfig, Sie haben die Frage gestellt, ob uns 
diese Regelung wehtun würde. Ich glaube, dass 
diese Vorschrift in der Praxis keine Steuerungskraft 

haben wird. Sie wird nur zu einem führen, nämlich 
zu mehr Papier. Meine Erfahrung ist, sobald etwas 
zum Grundsatz wird, werden sich die Betroffenen im 
Vorfeld tief in die Augen schauen. Dann werden wir 
wissen, wie das Ganze ausgeht. Wir werden einen 
großen Begründungsbedarf, aber keine echte Steu-
erungskraft haben. Ich würde die Steuerungskraft 
dieser Vorschrift nicht überbewerten.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Wir helfen zu-
mindest den Regierungen, die im Rahmen der 
Raumordnungs- und der Planfeststellungsverfahren 
die Abwägungen vornehmen müssen. Sie bekom-
men einen Hinweis, was der Gesetzgeber mit den 
vorgesehenen Abständen von 200 bzw. 400 Metern 
meint. Die Behörden erhalten damit eine Hilfe.

SV Prof. Dr. Martin Kment (Universität Augsburg): 
Natürlich sind die Vorgaben der Landesplanung 
immer ein Orientierungspunkt. Die Frage lautete 
aber, ob diese Regelung wehtun werde. Weh tut sie 
nur, wenn sich Parteien streiten, wenn sie sich nicht 
einig sind, und der eine oder andere geht am 
Schluss leer aus. In diesem Fall, bei dem ein wirkli-
cher Konflikt entsteht, gehe ich nicht davon aus, 
dass dieser Grundsatz in die eine oder andere 
Waagschale fließen wird. Da werden sich andere In-
teressen durchsetzen. Der Grundsatz wird aber die 
Begründung sicherlich in der einen oder anderen 
Richtung stützen.

SV Matthias Otte (Bundesnetzagentur): Ich möchte 
auf die Frage von Herrn Stümpfig eingehen, ob es 
tendenziell bei Wechselstromleitungen zu mehr Erd-
verkabelung kommen wird. Für den Gleichstrom 
haben wir andere Regelungen und andere Gege-
benheiten. Dort ist eine Erdverkabelung möglich. 
Nach dem Energieleitungsausbaugesetz und nach 
dem Bundesbedarfsplangesetz darf eine Erdverka-
belung nur dann vorgenommen werden, wenn das 
Vorhaben als Pilotprojekt ausgewiesen ist. Nur in 
diesem Fall darf auf geeigneten Teilstrecken, auf 
denen dies technisch und wirtschaftlich sinnvoll ist, 
eine Erdverkabelung vorgenommen werden. Eine 
durchgehende Erdverkabelung ist im Moment nicht 
vorgesehen, weil es technische Restriktionen gibt.

Der Gesetzgeber kann sich natürlich entschließen, 
weitere Pilotprojekte hereinzunehmen. Ich gebe 
hierzu meine Prognose ab: Ich glaube, dass wir 
noch nicht am Ende der Fahnenstange sind. Hier 
wird noch nachgebessert werden, weil auch die ent-
sprechenden Forderungen im Raum stehen. Ich 
glaube aber nicht, dass es zu einer durchgehenden 
Erdverkabelung kommen wird, weil wir technisch 
noch nicht so weit sind. In zehn Jahren könnte die 
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Situation anders aussehen, weil dann vielleicht ein 
technischer Fortschritt erzielt worden ist. Dazu kann 
ich im Moment nichts sagen. Ich würde aber sagen, 
dass es tendenziell zu keiner wesentlichen Auswei-
tung der Erdverkabelung beim Wechselstrom kom-
men wird.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich möchte im 
Namen des Bayerischen Landtags insgesamt und 
im Namen aller Kolleginnen und Kollegen unseren 

Experten herzlich dafür danken, dass Sie uns so 
lange Rede und Antwort gestanden haben. Sie 
haben uns engagiert und seriös begründete Antwor-
ten auf unsere Fragen bezüglich der Änderung des 
LEPs gegeben. Sie haben uns ein Highlight des 
Landtags beschert. Dafür danke ich Ihnen sehr herz-
lich. Ich schließe die Sitzung.

(Schluss: 15.30 Uhr)
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